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Wesentliche absatzmärkte und Wettbewerbsposition 
im retail banking ist die Postbank fast ausschließlich in 
Deutschland aktiv und ist, gemessen an der kundenzahl,  
das größte einzelinstitut. wesentliche Produktfelder sind 
das spargeschäft, das angebot von girokonten und privaten 
baufinanzierungen sowie das bauspargeschäft. in allen diesen 
feldern gehört die Postbank, mit blick auf das bilanzielle 
Volumen, zu den führenden anbietern in Deutschland. 
lösungen zur privaten altersvorsorge, das Privatdarlehens-
geschäft und das wertpapiergeschäft runden das angebots-
spektrum für Privatkunden ab. in diesen feldern vermittelt 
die Postbank zum teil Produkte und Dienstleistungen im 
rahmen der zusammenarbeit mit anderen banken und 
Versicherungen. wesentlich ist hierbei die enge kooperation 
mit der Deutschen bank ag, die kontinuierlich intensiviert 
wird. bedeutende wettbewerber der Postbank im Privat-
kundengeschäft in Deutschland sind anbieter aus dem  
sektor der sparkassen und der genossenschaftlichen institute 
sowie einige großbanken.

über das Privatkundengeschäft hinaus ist die Postbank im 
firmenkundengeschäft tätig. hier ist sie als mittelgroßer 
marktteilnehmer insbesondere im deutschen mittelstands-
geschäft engagiert. mit ihrer tochtergesellschaft betriebs-
center für banken ag, frankfurt am main, (bcb ag) ist die  
Postbank derzeit einer der größten anbieter für die abwick-
lung von zahlungsverkehrsdienstleistungen auf dem deut-
schen markt. für die Postbank und drei weitere mandanten, 
darunter die Deutsche bank ag, wickelte die bcb ag im 
berichtsjahr rund 7,5 milliarden transaktionen ab. 

unternehmenssteuerung bei der Postbank
Die unternehmenssteuerung des teilkonzerns Postbank 
erfolgt konzernweit durch die Postbank. 

Die steuerung innerhalb der Postbank basiert auf einem 
integrierten, konsistenten, konzerneinheitlichen kennzahlen- 
system. es verbindet zielsetzung, Planung, operative 
steuerung, erfolgsmessung und Vergütung miteinander. 
ziel dieses steuerungsansatzes ist die optimierung von 
rentabilität und effizienz.

zentrales rentabilitätsziel für die kapitalmarktorientierte 
steuerung der Postbank ist der renditeanspruch auf das 
eigenkapital nach ifrs, gemessen am return on equity (roe) 
vor bzw. nach steuern.  

Die effizienz wird anhand der cost income ratio (cir) – des 
zentralen maßstabs für die ertrags- und Produktivitätssteue-
rung – gemessen. Diese stellt das Verhältnis von Verwal-
tungsaufwand zu den gesamterträgen (ohne die sonstigen 
erträge) vor risikovorsorge dar.

Die gesamterträge beinhalten als wichtigste größe zur 
beurteilung und steuerung der ertragskraft insbesondere 
den zinsüberschuss als zentrale ertragsgröße im kunden-
geschäft. 

auf segmentebene steuert die Postbank ihre aktivitäten 
auf der grundlage eines management-informationssystems, 
dessen zentraler bestandteil die betriebswirtschaftliche 
rechnung nach geschäftsfeldern ist. Die steuerung erfolgt 
dadurch grundsätzlich analog zur konzernebene, wobei 
sich der renditeanspruch am roe vor steuern bemisst. Die 
allokation des eigenkapitals auf die segmente richtet sich 
dabei nach deren risikokapitalbedarf.

laGebericht Der Postbank

Geschäfts- unD rahmenbeDinGunGen

organisation und steuerung 

Geschäftstätigkeit, wichtige Produkte, Dienstleistungen  
und Geschäftsprozesse
Die Deutsche Postbank ag (Postbank) bietet finanzdienst-
leistungen für Privat- und firmenkunden sowie für andere 
finanzdienstleister überwiegend in Deutschland an. Der 
schwerpunkt der geschäftstätigkeit liegt im Privatkunden-
geschäft (retail banking). Das firmenkundengeschäft 
(zahlungsverkehr und finanzierungen), abwicklungsdienst-
leistungen (transaction banking) sowie geld- und kapital-
marktaktivitäten runden die geschäftstätigkeit ab. seit dem 
3. Dezember 2010 ist die Postbank gruppe teil des konsoli - 
dierungskreises der Deutschen bank ag, die indirekt mehr 
als 90 % der aktien der Postbank hält. 

mit ihrer geschäftstätigkeit kommt der Postbank innerhalb 
des geschäftsbereichs Private und business clients (Pbc) 
der Deutschen bank hohe bedeutung zu. sie stellt eine 
tragende säule des geschäfts mit Privat- und firmenkunden 
dar und trägt maßgeblich zur Verwirklichung der strategie 
der Deutschen bank bei, ihre aktivitäten im heimatmarkt 
zu stärken. Die Postbank bildet den wesentlichen teil des 
consumer bankings Deutschland im geschäftsbereich Private 
und business clients. Das consumer banking versteht sich 
dabei als anbieter von finanzdienstleistungen, der mit 
einfachen, standardisierten Produkten auf die bedürfnisse 
einer breiten kundenbasis ausgerichtet ist. ferner realisiert 
die Postbank mit ihren it- und operationseinheiten einen 
großteil der gemeinsamen retail target Platform (rtP) für 
Postbank und Deutsche bank. 

Wesentliche standorte
Die zentrale der Postbank befindet sich in bonn. Darüber 
hinaus betreibt die Postbank ein flächendeckendes filialnetz 
mit – per Jahresende 2012 – 1.092 filialen in Deutschland. 
Der sitz der tochtergesellschaft bhw bausparkasse aktien-
gesellschaft befindet sich in hameln.

Darüber hinaus hat die Postbank eine tochtergesellschaft in 
luxemburg und eine niederlassung in london. Die Pb (usa) 
holdings, inc. und ihre tochtergesellschaften, zu denen auch 
die Pb capital corporation, new York, gehört, wurden mit 
ablauf des 31. Dezember 2012 innerhalb des Deutsche bank 
konzerns veräußert.
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als operative steuerungskennzahlen auf segmentebene 
dienen die oben genannten indikatoren. im kerngeschäft 
werden zusätzlich die ertragstreiber Volumen, margen und 
risiko sowie Deckungsbeiträge in der steuerung berück-
sichtigt.

Die strategischen und die operativen ziele werden für die 
operative steuerung in key Performance indicators (kPis) 
auf basis von balanced scorecards weiter konkretisiert und  
in regelmäßigen reviews nachgehalten. Dadurch wird sicher-
gestellt, dass alle geschäftsaktivitäten auf die erreichung 
der unternehmensziele ausgerichtet sind.

Derzeit wird der Prozess dieser regelmäßigen reviews 
überarbeitet. hintergrund sind die geänderte geschäftsver-
teilung im Vorstand sowie die im zuge der integration in 
den Deutsche bank konzern erweiterte gremien-/komitee-
struktur für die Postbank.

ergänzend zu den genannten, etablierten steuerungskenn-
zahlen ermittelt die Postbank risiko-rendite-kennzahlen für 
die interne steuerung. in anlehnung an den roe wird dabei 
die rendite auf das regulatorische kapital berechnet (rorec), 
die auf einzelgeschäfts- und auf aggregierter ebene bereits 
eine wesentliche entscheidungsgrundlage bildet. zudem 
erfolgt eine steuerung der rendite auf den ebenen gesamt-
bank, segmente sowie steuerungsportfolios auf basis des 
ökonomischen kapitals (rorac). Der ökonomische kapital-
bedarf wird determiniert durch die relevanten risikoarten 
je steuerungsebene (z. b. kreditrisiko, marktpreisrisiko, 
operationelles risiko). beide ressourcen – regulatorisches 
eigenkapital und ökonomisches eigenkapital – werden mit 
Verzinsungsansprüchen in form von hurdle rates belegt, die 
von den renditeerwartungen des kapitalmarkts abgeleitet 
werden und von der Postbank insgesamt ebenso wie von 
den einzelnen geschäftseinheiten zu erwirtschaften sind. 

Die variable Vergütung des Vorstands, der führungskräfte 
und der mitarbeiter der Postbank ist mit diesem steuerungs-
system eng verknüpft. sie orientiert sich an den individu-
ellen zielen, den ressortzielen und den konzernzielen der 
Postbank gruppe, die am ergebnis vor steuern und an der 
cir gemessen werden. Den aufsichtsrechtlichen anforderun-
gen sowie dem unternehmensziel des nachhaltigen erfolgs 
entsprechend, fließt bei unseren führungskräften, den risk 
takern und dem Vorstand ein nachhaltigkeitsfaktor in die 
berechnung des langfristigen teils der variablen Vergütung 
(langfristkomponente) ein. 

Der nachhaltigkeitsfaktor orientiert sich am konzept des 
economic Value added und verankert damit die wertorientier-
te, nachhaltige Perspektive im anreizsystem der Postbank. 

beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag
nach entsprechender beschlussfassung in Vorstand und 
aufsichtsrat der Postbank hat der Vorstand der Postbank 
den beherrschungs- und gewinnabführungsvertrag 
zwischen der Postbank als abhängigem unternehmen und 
der Db finanz-holding gmbh, frankfurt am main (einer 
100 %igen tochtergesellschaft der Deutschen bank ag), 
als herrschendem unternehmen unterzeichnet.

Die ordentliche hauptversammlung der Postbank hat am  
5. Juni 2012 dem beherrschungs- und gewinnabführungs-
vertrag zwischen der Db finanz-holding gmbh und der 
Postbank zugestimmt. Der beherrschungs- und gewinn ab-
führungsvertrag wurde mit eintragung im handels register 
am 20. Juni 2012 wirksam. mit beschluss des oberlandes-
gerichts köln vom 11. september 2012 im freigabever fahren 
wurde der beherrschungs- und gewinnabführungsvertrag 
bestandskräftig. eine anfechtungsklage gegen den vorge-  
nannten zustimmungsbeschluss wurde aufgrund eines außer-
gerichtlichen Vergleichs in der folge zurückgenommen.
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Grundkapital, stimmrechte und Übertragung von aktien 
am 31. Dezember 2012 betrug das grundkapital 547.000.000 €,  
eingeteilt in 218.800.000 auf den namen lautende stück-
aktien. Jede aktie vermittelt die gleichen gesetzlich vorge-
sehenen rechte und Pflichten und gewährt in der haupt-
versammlung je eine stimme. keinem aktionär und keiner 
aktionärsgruppe stehen derzeit sonderrechte, insbesondere 
solche, die kontrollbefugnisse verleihen, zu. 

Die ausübung der stimmrechte und die übertragung der 
aktien richten sich nach den allgemeinen gesetzlichen 
bestimmungen und der satzung der gesellschaft, die beides 
nicht beschränkt. § 17 der satzung bestimmt, welche 
Voraussetzungen erfüllt sein müssen, um als aktionär an 
der hauptversammlung teilzunehmen und sein stimmrecht 
auszuüben. gegenüber der gesellschaft gilt als aktionär 
nur, wer als solcher im aktienregister eingetragen ist. Dem 
Vorstand sind keine Vereinbarungen zwischen aktionären 
bekannt, die das stimmrecht oder die aktienübertragung 
beschränken.

kapitalbeteiligungen über 10 %
Die Deutsche bank ag, frankfurt am main, hielt mittelbar 
über die Db finanz-holding gmbh und die Db Valoren s.à r.l. 
bzw. die Db equity s.à r.l. am 31. Dezember 2012 ca. 94,1 % 
der aktien der Postbank.

Der an den börsen gehandelte streubesitz der Postbank 
beträgt somit rund 5,9 %. 

befugnisse des Vorstands zur möglichkeit der ausgabe oder 
des rückkaufs von aktien
Durch beschluss der hauptversammlung vom 22. april 2009 
der Postbank ist der Vorstand ermächtigt worden, das 
grundkapital mit zustimmung des aufsichtsrats bis zum  
21. april 2014 durch ausgabe neuer auf den namen lautender 
stückaktien gegen bar- und/oder sacheinlagen (einschließ-
lich sogenannter gemischter sacheinlagen) ganz oder in 
teilbeträgen, einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 
273,5 mio € zu erhöhen (genehmigtes kapital).

Den aktionären ist grundsätzlich ein bezugsrecht einzuräumen. 
Der Vorstand ist ermächtigt worden, mit zustimmung des 
aufsichtsrats die weiteren einzelheiten einer kapitalerhöhung 
und ihrer Durchführung festzulegen.

Die hauptversammlung hat am 29. april 2010 die satzungs-
mäßige Voraussetzung für eine bedingte erhöhung des 
grundkapitals um bis zu 273,5 mio € durch ausgabe von 
bis zu 109,4 millionen neuen auf den namen lautenden 
stückaktien geschaffen (bedingtes kapital). Die bedingte 
kapitalerhöhung dient der gewährung von auf den namen 
lautenden stückaktien an die inhaber bzw. gläubiger von 
wandel- und/oder optionsschuldverschreibungen, gewinn-
schuldverschreibungen und/oder genussrechten (bzw. 
kombinationen dieser instrumente), die aufgrund der von 
der hauptversammlung vom 29. april 2010 beschlossenen 
ermächtigung von der gesellschaft oder von ihr abhängigen 
oder im mehrheitsbesitz der gesellschaft stehenden unter-
nehmen bis zum 28. april 2015 begeben oder garantiert 
werden und ein wandlungs- bzw. optionsrecht auf neue 
auf den namen lautende stückaktien der gesellschaft ge-
währen bzw. eine wandlungspflicht begründen.

Des weiteren ist in der hauptversammlung der Postbank 
vom 29. april 2010 der Vorstand ermächtigt worden, eigene 
aktien zum zwecke des wertpapierhandels gemäß § 71  
abs. 1 nr. 7 aktg bis zu 5 % des jeweiligen grundkapitals 
bzw. für andere zwecke nach § 71 abs. 1 nr. 8 aktg bis zu 
insgesamt 10 % des grundkapitals zu erwerben. entspre-
chend der gesetzlichen regelung dürfen die insgesamt 
gehaltenen eigenen aktien nicht mehr als 10 % des grund-  
kapitals betragen. Die ermächtigungen sind mit ablauf 
der erwähnten hauptversammlung wirksam geworden  
und gelten bis zum 28. april 2015. 

Die bank hat im berichtsjahr von der ermächtigung,  
eigene aktien zu erwerben, keinen gebrauch gemacht.  
zum bilanzstichtag waren keine bestände an eigenen  
aktien zu verzeichnen.

ernennung von Vorstandsmitgliedern
Die mitglieder des Vorstands der gesellschaft werden 
gemäß §§ 84 aktg, 31 mitbestg vom aufsichtsrat auf höchs-
tens fünf Jahre bestellt. eine wiederholte bestellung oder 
Verlängerung der amtszeit, jeweils für höchstens fünf Jahre, 
ist entsprechend den gesetzlichen regelungen möglich. 
nach § 5 der satzung der gesellschaft besteht der Vorstand 
aus mindestens zwei mitgliedern. im übrigen bestimmt der 
aufsichtsrat die zahl der mitglieder des Vorstands und kann 
zudem einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stell-
vertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen sowie 
stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen. 

gemäß §§ 24 abs. 1 nr. 1, 33 abs. 2 kreditwesengesetz muss 
der bundesanstalt für finanzdienstleistungsaufsicht und der 
Deutschen bundesbank vor der beabsichtigten bestellung 
von Vorstandsmitgliedern nachgewiesen werden, dass sie in 
ausreichendem maße theoretische und praktische kennt-
nisse in den geschäften der bank sowie leitungserfahrung 
haben. 

satzungsänderungen
Die satzung der Postbank kann nach den regelungen der 
§§ 119 abs. 1 nr. 5, 179 aktg geändert werden. hiernach 
bedürfen satzungsänderungen eines beschlusses der haupt-
versammlung. Darüber hinaus ist der aufsichtsrat gemäß  
§ 19 abs. 3 der satzung zu änderungen der satzung er-
mächtigt, die lediglich die fassung betreffen. Die beschlüsse 
der hauptversammlung werden gemäß § 19 abs. 2 der sat-
zung der gesellschaft, soweit nicht zwingende gesetzliche 
Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher mehrheit der 
abgegebenen stimmen und, soweit das gesetz außer der 
stimmenmehrheit eine kapitalmehrheit vorschreibt, mit der 
einfachen mehrheit des bei der beschlussfassung vertrete-
nen grundkapitals gefasst. 

entschädigungsvereinbarung bei Übernahmeangeboten
eine entschädigungsvereinbarung für den fall eines über-
nahmeangebots besteht mit keinem amtierenden Vor-
standsmitglied der Postbank.

§ 289a hGb erklärung zur unternehmensführung
Die erklärung zur unternehmensführung ist im internet 
auf unserer homepage unter https://www.postbank.de/post-
bank/wu_corporate_governance_unternehmensfuehrung.
html abrufbar.
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VorstanDs- unD  
aufsichtsratsVerGÜtunG 

struktur der Vergütung des Vorstands im Geschäftsjahr 2012

Die gesamtstruktur der Vorstandsvergütung sowie die 
wesentlichen elemente der Vorstandsverträge werden 
vom aufsichtsrat der Postbank festgelegt und regelmäßig 
überprüft. 

Das Vorstandsvergütungssystem wurde im berichtsjahr in 
folgenden Punkten angepasst: mit beschluss des aufsichts-
rats vom 19. märz 2012 wurde für die aktienbasierten 
Vergütungskomponenten der stichtagsaktienkurs auf einen 
Durchschnittsaktienkurs der letzten zehn handelstage, die 
vor dem tag liegen, an dem der aufsichtsrat endgültig und 
ohne Vorbehalt die zielerreichung bzw. die erfüllung des 
nachhaltigkeitskriteriums feststellt, bzw. der letzten zehn 
handelstage der einjährigen sperrfrist umgestellt. mit 
beschluss des aufsichtsrats vom 20. Dezember 2012 wurden 
für gesperrte sowie zukünftige komponenten die virtuellen 
aktien (Phantom shares) der Postbank durch solche der 
Deutschen bank ag ersetzt.

auf Vorschlag des Präsidialausschusses beschließt der 
aufsichtsrat über die angemessenheit der Vergütung der 
Vorstandsmitglieder der Postbank unter berücksichtigung  
des ergebnisses, der branche und der zukunftsaussichten. 

maßgebliches kriterium für die ausgestaltung der struktur 
der Vorstandsvergütung ist neben den aspekten angemessen-
heit und nachhaltigkeit auch das ziel, anreize für das 
eingehen unverhältnismäßig hoher risiken zu vermeiden. 
Daher ist eine obergrenze für das Verhältnis von fixer zu 
variabler Vergütung festgelegt. ferner orientiert sich die 
festlegung der Vergütungshöhe für die mitglieder des Vor-
stands an der größe und der tätigkeit des unternehmens, 
seiner wirtschaftlichen und finanziellen lage sowie an den 
aufgaben des jeweiligen Vorstandsmitglieds. Die Vergütung 
ist so bemessen, dass sie im nationalen und im internatio-
nalen Vergleich angemessen und wettbewerbsfähig ist und 
damit einen anreiz für eine engagierte und erfolgreiche 
arbeit bietet. Die Vergütungshöhe ist leistungsorientiert 
und so ausgestaltet, dass die Vorstandsmitglieder motiviert 
sind, die in den strategien der bank niedergelegten ziele 
zu erreichen und somit zur nachhaltigen unternehmensent-
wicklung beizutragen.

Die gesamtvergütung besteht aus erfolgsunabhängigen und 
erfolgsabhängigen komponenten.

erfolgsunabhängige komponenten sind die grundvergütung 
(fixum), nebenleistungen und Pensionszusagen. Die grund- 
vergütung wird in zwölf gleichen teilen monatlich als gehalt 
bar gezahlt. 

erfolgsabhängige komponente ist die variable Vergütung. 
Die variable Vergütung der Vorstandsmitglieder wird auf 
der grundlage quantitativer und qualitativer zielsetzungen 
ermittelt. Diese zielsetzungen sind bestandteil einer jeweils 
zu beginn des geschäftsjahres (basisjahr) zu treffenden 
zielvereinbarung. Die höhe der variablen Vergütung richtet 
sich nach dem erreichen darin festgelegter zielwerte. Die 
maximale variable Vergütung ist einzelvertraglich auf einen 
höchstbetrag (cap) begrenzt. 

Die variable Vergütung ist aufgeteilt in eine kurzfrist-
komponente (anteil 40 %) und eine langfristkomponente 
(anteil 60 %). sie wird, auch wenn die vereinbarten ziele 
erreicht wurden, nicht vollständig bar ausgezahlt. 

Die kurzfristkomponente wird zur hälfte in bar unmittelbar  
im folgejahr – nach feststellung der zielerreichung – ausge-
zahlt (kurzfristkomponente i). Die zweite hälfte der kurz-
fristkomponente (kurzfristkomponente ii) wird in virtuelle 
aktien (Phantom shares) der Deutschen bank ag umge-
wandelt. hierfür wird der eurobetrag der kurzfristkompo-
nente ii durch den Durchschnitt der Xetra-schlusskurse der 
aktie der Deutschen bank ag der letzten zehn handelstage 
dividiert, die vor dem tag liegen, an dem der aufsichtsrat 
die zielerreichung festgestellt hat, bzw. der letzten zehn 
handelstage der sperrfrist. nach ablauf einer einjährigen 
sperrfrist werden die Phantom shares auf aktueller kurs-
basis zurückgewandelt und ausgezahlt. Den Phantom shares 
werden während der sperrfrist Dividendenäquivalente, 
die der tatsächlich ausgeschütteten Dividende entsprechen, 
gutgeschrieben.

Die langfristkomponente steht insgesamt unter dem 
Vorbehalt eines nachhaltigen erfolgs der Postbank gruppe, 
der nach maßgabe des erreichens eines nachhaltigkeits-
kriteriums während des sich anschließenden dreijährigen 
bemessungszeitraums (drei kalenderjahre nach dem basis-
jahr) festgestellt wird. im unmittelbar auf das zu vergütende 
geschäftsjahr folgenden Jahr wird das erreichen der für 
das zu vergütende Jahr festgelegten ziele vom aufsichtsrat 
überprüft und festgestellt sowie das nachhaltigkeits-
kriterium für den bemessungszeitraum festgesetzt. Dieses 
ist definiert als das sogenannte adjustierte ergebnis nach 
kapitalkosten (aek). Der nachhaltige konzernerfolg und das 
nachhaltigkeitskriterium sind erreicht, wenn der wert des 
aek gleich oder besser oder – am ende der nachhaltigkeits-
phase – durchschnittlich kumuliert besser als der wert des 
aek im basisjahr ist.

Die langfristkomponente wird – der dreijährigen nach-
haltigkeitsphase entsprechend – in drei jeweils gleiche 
tranchen aufgeteilt, die wiederum jeweils zur hälfte zur 
barauszahlung vorgesehen (langfristkomponente i) bzw. 
in Phantom shares (langfristkomponente ii) umgewandelt 
werden. Die umwandlungen und wertermittlungen der 
Phantom shares erfolgen nach den oben beschriebenen 
Verfahren.

wird zum ablauf eines jeden Jahres des dreijährigen bemes-
sungszeitraums die erfüllung des nachhaltigkeitskriteriums 
durch den aufsichtsrat festgestellt, erfolgt unmittelbar 
anschließend die auszahlung der anteiligen barkomponente 
(langfristkomponente i) sowie die umwandlung des anteili-
gen betrags in Phantom shares (langfristkomponente ii). 

wird in einem Jahr des bemessungszeitraums das nachhaltig- 
keitskriterium nicht erfüllt, wird die auszahlung der entspre-
chenden tranchen der langfristkomponente in das folgende 
Jahr zur erneuten überprüfung anhand des nachhaltigkeits-
kriteriums aufgeschoben. ist das nachhaltigkeitskriterium 
am ende des bemessungszeitraums nicht erreicht, entfällt 
die auszahlung auch aller aufgeschobenen langfristkom-
ponenten ersatzlos. Damit nimmt die Vorstandsvergütung 
während des gesamten bemessungszeitraums an etwaigen 
negativen unternehmensentwicklungen teil (sogenanntes 
malus-system). in form eines zusätzlichen malus-systems 
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kann die auszahlung von noch nicht ausgezahlten kompo- 
nenten auf basis der gesamtleistung des einzelnen Vorstands -
mitglieds während des bemessungszeitraums rückwirkend 
gesenkt oder ganz aufgehoben werden. Den Vorstandsmit-
gliedern ist es nicht gestattet, die risikoorientierung von 
aufgeschobenen Vergütungskomponenten mit absicherungs-
geschäften oder anderen gegenmaßnahmen einzuschränken 
oder aufzuheben.

Der aufsichtsrat kann bei außerordentlichen leistungen 
eine angemessene sondervergütung beschließen. Deren 
höhe ist implizit begrenzt durch die vom aufsichtsrat fest-
gelegte obergrenze für das Verhältnis von fixer zu vari- 
abler Vergütung.

entsprechend der empfehlung des Deutschen corporate 
governance kodex, wird bei einer vorzeitigen beendigung 
der Vorstandstätigkeit, die nicht durch einen wichtigen 
grund veranlasst ist, die Postbank nicht mehr als die restliche 
Vertragslaufzeit vergüten und die zahlung auf maximal 
zwei grundvergütungen zuzüglich maximal 40 % des 
zweifachen wertes der maximalen variablen Vergütung 
(abfindungs-cap) begrenzen.

bei vorzeitiger beendigung von Vorstandsverträgen durch 
dauernde Dienstunfähigkeit oder tod wird die Vergütung 
pro rata temporis bis zum ende der vereinbarten Vertrags-
laufzeit, maximal für sechs monate, fortgezahlt. 

Vergütung des aufsichtsrats im Jahr 2012
Die hauptversammlung der Postbank hat die Vergütung des 
aufsichtsrats letztmals im Jahr 2004 geändert und an die 
Vorgaben des corporate governance kodex angepasst. Das 
Vergütungssystem wurde in § 15 der satzung der Postbank 
festgeschrieben. Danach besteht die jährliche Vergütung 
der mitglieder des aufsichtsrats aus einer festen und einer 
jährlichen erfolgsabhängigen sowie einer erfolgsabhängi-
gen Vergütung mit langfristiger anreizwirkung. sie trägt der 
Verantwortung und dem tätigkeitsumfang der aufsichts-
ratsarbeit sowie dem wirtschaftlichen erfolg der Postbank 
rechnung. Vorsitz, stellvertretender Vorsitz und ausschuss-
tätigkeit werden bei bemessung der Vergütungshöhe 
berücksichtigt.

Die Vergütung eines ordentlichen aufsichtsratsmitglieds 
ohne ausschussmitgliedschaft setzt sich wie folgt zusam-
men: Die feste jährliche Vergütung (fixum) beträgt 15.000 €, 
die erfolgsorientierte jährliche Vergütung 300 € für jeweils 
0,03 €, um die der konzerngewinn pro aktie im jeweiligen 
geschäftsjahr den betrag von 2,00 € übersteigt. ein an-
spruch auf eine erfolgsorientierte jährliche Vergütung mit 
langfristiger anreizwirkung besteht in höhe von 300 € für 
jeweils 1 %, um die der konzerngewinn pro aktie des zwei-
ten dem jeweiligen geschäftsjahr nachfolgenden geschäfts-
jahres den konzerngewinn pro aktie des dem jeweiligen 
geschäftsjahr vorangegangenen geschäftsjahres übersteigt. 

Die erfolgsorientierte Vergütungskomponente, die sich am 
konzerngewinn pro aktie im jeweiligen geschäftsjahr  
bemisst, ist nach ansicht des Vorstands und des aufsichtsrats – 
isoliert betrachtet – nicht, den Vorgaben der ziffer 5.4.6 
abs. 2 des Deutschen corporate governance kodex (Dcgk) 
entsprechend, auf eine nachhaltige unternehmensentwick-
lung ausgerichtet. Daher haben Vorstand und aufsichtsrat 
der Postbank entschieden, rein vorsorglich eine abweichung 
von ziffer 5.4.6 abs. 2 Dcgk zu erklären.

Der aufsichtsratsvorsitzende erhält das 2-fache der Vergütung 
eines ordentlichen aufsichtsratsmitglieds, sein stellvertreter 
das 1,5-fache. Die übernahme des Vorsitzes in einem aufsichts- 
ratsausschuss erhöht die Vergütung um das 1-fache, die 
einfache ausschussmitgliedschaft jeweils um das 0,5-fache. 
Dies gilt nicht für die mitgliedschaft im Vermittlungs- und 
im nominierungsausschuss. 

weitere angaben und erläuterungen zu den Vorstands- und 
aufsichtsratsvergütungen entnehmen sie bitte dem corpo-
rate governance bericht oder dem anhang.

mitarbeiter

Die Postbank beschäftigte am Jahresende 2012, auf Vollzeit-
kräfte umgerechnet, 4.092 mitarbeiter, das waren 196 
weniger als am 31. Dezember 2011. in der gesamtzahl und 
im Vorjahresvergleich wurden integrationsbedingte anpas-
sungen der berechnungsbasis für mitarbeiterzahlen berück-
sichtigt. in der gesamtzahl enthalten ist ein anteil von etwa 
33 % aktiver beamter. 16,4 % unserer mitarbeiter befinden 
sich in einem teilzeitbeschäftigungsverhältnis. 

unsere externe fluktuation im Jahr 2012 belief sich auf 
rund 8,3 %. Die durchschnittliche betriebszugehörigkeit 
aller mitarbeiter liegt bei etwa 21,4 Jahren. Die Postbank 
entlohnt nahezu alle mitarbeiter nach leistungs- sowie 
erfolgsabhängigen kriterien, die in einen variablen entgelt-
bestandteil einfließen.

VolksWirtschaftliche rahmen-
beDinGunGen im Jahr 2012

schwaches Wachstum der Weltwirtschaft
Die weltwirtschaft hat im Jahr 2012 deutlich an schwung 
verloren. belastet wurde die globale konjunktur vor allem 
durch die ewu-staatsschuldenkrise, die ein erneutes abgleiten 
des euroraums in die rezession zur folge hatte. zugleich 
entwickelte sich die wirtschaft in den meisten anderen 
industrieländern verhalten. in den aufstrebenden märkten 
setzte sich das wachstum zwar fort, dessen Dynamik wurde 
jedoch spürbar durch die schwache nachfrage aus den 
industrieländern gebremst. insgesamt stieg die globale wirt-
schaftsleistung 2012 laut internationalem währungsfonds 
(iwf) um 3,2 % nach 3,9 % im vorangegangenen Jahr. 

in den Vereinigten staaten belebte sich die konjunktur 2012 
leicht. Positive impulse gingen vor allem von den bruttoan-
lageinvestitionen aus. zwar schwächte sich der aufwärtstrend  
bei den ausrüstungsinvestitionen ab, doch die bauinvestitionen 
verstärkten sich deutlich. Dies war nicht zuletzt den wohnungs- 
bauinvestitionen zu verdanken, die ihr tief überwanden und 
einen zweistelligen prozentualen zuwachs erzielten. Das 
wachstum des privaten Verbrauchs fiel hingegen verhalten 
aus, und auch vom außenhandel gingen bei moderat ge-
stiegenen exporten und importen per saldo keine nennens-
werten impulse aus. zudem wurde die konjunktur weiterhin 
durch den erneut rückläufigen staatsverbrauch belastet. 
insgesamt jedoch erhöhte sich das bruttoinlandsprodukt (biP) 
2012 um 2,2 % und damit etwas stärker als im Vorjahr.



7

lagebericht    VorstanDs- unD aufsichtsratsVerGÜtunG    mitarbeiter    VolksWirtschaftliche rahmenbeDinGunGen im Jahr 2012

Die asiatischen schwellenländer wiesen 2012 zwar weiterhin 
die höchste wirtschaftliche Dynamik aller regionen auf, das 
tempo des aufschwungs verringerte sich jedoch markant. 
in china schwächte sich das biP-wachstum auf 7,8 % ab. Dies 
ist die geringste zuwachsrate seit der Jahrtausendwende. nach 
einer kräftigen belebung zu Jahresbeginn erlitt die japani-
sche wirtschaft im weiteren Verlauf des Jahres einen rück - 
schlag. insbesondere die exporte gingen in der zweiten 
Jahreshälfte massiv zurück. in der folge waren die ausfuhren 
2012 auch insgesamt leicht rückläufig. Dagegen waren beim 
privaten Verbrauch und bei den investitionen vergleichsweise 
hohe zuwachsraten zu verzeichnen. insgesamt erhöhte sich 
das biP in Japan 2012 solide um 1,9 %.

Der euroraum glitt im berichtsjahr erneut in eine rezession 
ab. Das ewu-biP reduzierte sich in jedem Quartal. insge-
samt ergab sich ein rückgang um 0,5 % gegenüber dem 
Vorjahr. Verantwortlich für die negative entwicklung waren 
die ewu-staatsschuldenkrise und der dadurch erzwungene 
harte finanzpolitische konsolidierungskurs in einigen mit-
gliedsländern. zwar wurde der reale staatsverbrauch im 
ewu-Durchschnitt nur leicht gesenkt, jedoch führten aus-
gabenkürzungen und steuererhöhungen zu starken rück-
gängen beim privaten Verbrauch, bei den bruttoanlage-
investitionen sowie den lagerinvestitionen der unternehmen. 
in der summe ließ dies die binnennachfrage deutlich um 
rund 2 % sinken. abgefedert wurde die rezessive entwick-
lung noch durch den außenhandel, der einen positiven 
wachstumsbeitrag in höhe von 1,5 Prozentpunkten lieferte. 
bei einer deutlich schwächeren wirtschaftlichen basis als im 
Vorjahr blieben die wachstumsunterschiede innerhalb des 
euroraums sehr groß. während die südlichen mitgliedslän-
der nahezu ausnahmslos starke rückgänge des biP erlitten 
und die wirtschaftsleistung in frankreich stagnierte, konnten 
Deutschland und Österreich zumindest noch moderat posi-
tive wachstumsraten erzielen.

Deutliche konjunkturelle abkühlung in Deutschland 
Die deutsche konjunktur hat sich im Verlauf des Jahres 2012 
deutlich abgeschwächt. nachdem im ersten halbjahr noch 
ein solides wachstum erzielt worden war, stagnierte die 
deutsche wirtschaft in der zweiten Jahreshälfte weitge-
hend. in der folge erhöhte sich das biP 2012 nur noch um 
0,7 %. Positive impulse resultierten dabei aus dem außen-
handel. ein deutlicher rückgang war insbesondere bei den 
ausrüstungsinvestitionen zu verzeichnen; angesichts des 
von der ewu-staatsschuldenkrise geprägten unsicheren 
umfelds agierten die unternehmen vorsichtiger und stellten 
investitionen zurück. auch die bauinvestitionen reduzierten 
sich leicht gegenüber dem Vorjahreswert. begründet ist 
dies durch einen außerordentlich kräftigen rückgang bei 
den öffentlichen bauinvestitionen, eine moderate abschwä-
chung der gewerblichen bauinvestitionen sowie – diesem 
trend entgegen – eine weitere spürbare steigerung der 
wohnungsbauinvestitionen. 

Der private Verbrauch wurde nur leicht ausgeweitet. trotz 
erneut deutlich gestiegener löhne und gehälter erhöhten 
sich die verfügbaren einkommen insgesamt merklich schwä-
cher als im Vorjahr. Da zugleich die inflationsrate nur leicht 
von 2,3 % im Jahr 2011 auf 2,0 % nachgab, blieb der spiel-
raum für eine reale konsumsteigerung gering. aufgrund der 
konjunkturellen abschwächung kam auch der aufschwung 
am arbeitsmarkt im Jahresverlauf weitgehend zum erliegen. 
im Jahresdurchschnitt reduzierte sich die zahl der arbeitslosen 
dennoch um 79.000 auf 2.897.000, die arbeitslosenquote 

ging von 7,1 % auf 6,8 % zurück. Die zahl der erwerbstätigen 
erhöhte sich jahresdurchschnittlich um rund 450.000 auf 
41,61 millionen.

zusammenfassend betrachtet, verlief die gesamtwirtschaft-
liche entwicklung in Deutschland 2012 ungünstiger, als wir 
zum zeitpunkt des letzten lageberichts erwartet hatten.

entwicklung an den märkten
Die anhaltende staatsschuldenkrise im euroraum belastete 
die globalen märkte im Jahresverlauf. Verstärkt wurde diese 
negative Prägung durch die spürbare abschwächung der 
weltkonjunktur. in der zweiten Jahreshälfte führten jedoch 
umfangreiche maßnahmen der notenbanken zur stützung 
der finanzmärkte in Verbindung mit wieder positiveren 
konjunkturerwartungen zu einer deutlichen aufhellung der 
stimmung an den märkten, die sich in kräftigen kursanstie-
gen spiegelte.

nach hoher Volatilität in der ersten Jahreshälfte stiegen die 
notierungen am deutschen aktienmarkt ab der Jahresmitte 
stark an. Die maßnahmen der europäischen zentralbank 
(ezb) zur eindämmung der ewu-staatsschuldenkrise sorgten 
gemeinsam mit der aussicht auf längerfristig niedrige zinsen 
einerseits sowie auf eine allmähliche konjunkturelle bele-
bung andererseits für einen markanten kursaufschwung. 
Der DaX legte im Jahresverlauf 2012 um 29,1 % zu. nicht in 
ganz so hohem maße wie der DaX, aber dennoch positiv 
entwickelte sich auch der euro stoXX 50 mit einem Plus 
von 13,8 %. Vergleichbare kursgewinne waren in den usa 
zu verzeichnen. Der s&P 500 stieg 2012 um 13,4 %. Von den 
unterjährigen entwicklungen profitierten auch unterneh-
mensanleihen: Die risikoaufschläge sowohl für anleihen mit 
hoher bonität als auch für anleihen mit schwachen ratings 
gingen in der zweiten Jahreshälfte 2012 deutlich zurück.

Die Verwerfungen am markt für staatsanleihen der euro-
länder hielten im Jahr 2012 an, zeitweise verstärkten sie 
sich sogar nochmals. im februar einigten sich ewu-staaten 
und iwf auf ein neues hilfspaket für griechenland, das 
neben neuen krediten und einer senkung der zinssätze für 
bereits ausgezahlte Darlehen u. a. einen forderungsverzicht 
privater investoren über gut 100 mrd € vorsah. aufgrund 
der weiterhin angespannten finanzlage im öffentlichen 
sektor wurden bereits im november 2012 weitere hilfen 
für griechenland auf den weg gebracht. Danach wurden 
die zinssätze für bereits ausgezahlte hilfskredite nochmals 
gesenkt und die laufzeit der kredite deutlich verlängert. 
im gegenzug musste griechenland staatsanleihen zu stark 
reduzierten kursen zurückkaufen, um so die ausstehenden 
schulden zu reduzieren. auch die zunächst noch unsichere 
politische situation in griechenland sorgte für unruhe an 
den märkten. bei neuwahlen im Juni konnten die befürwor-
ter des sparkurses jedoch einen klaren sieg erringen. Damit 
wurde die gefahr eines reformstillstands und eines mög-
lichen austritts griechenlands aus der eurozone zunächst 
gebannt.

neben griechenland standen 2012 erneut italien und spanien 
im fokus der märkte. zu deren wachsender Verunsicherung 
trugen neben den immer noch unzureichenden fortschritten 
bei der konsolidierung der staatshaushalte insbesondere die 
anhaltend schlechten konjunkturellen Perspektiven in der 
eurozone bei. hinzu kamen als komplikation die problem-
behafteten immobilienkredite in spanien und die damit 
verbundenen belastungen für den dortigen bankensektor. 
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eine einigung der eu-staaten auf hilfen für den spanischen 
finanzsektor, nach der betroffenen banken bis zu 100 mrd € 
zur Verfügung gestellt wurden, konnte nur kurzzeitig für 
eine beruhigung der märkte sorgen. eine signifikante und 
länger anhaltende erholung bei den anleihen der hoch 
verschuldeten euro-staaten setzte erst ein, als die ezb im 
sommer ein neues ankaufprogramm für staatsanleihen  
ankündigte. Das sogenannte „outright monetary transac-
tions (omt)“-Programm sieht einen theoretisch unbe-
grenzten ankauf von staatsanleihen vor. Die käufe sollen 
sich auf anleihen mit einer laufzeit zwischen einem Jahr 
und drei Jahren konzentrieren. Die betreffenden staaten 
müssen an einem angemessenen Programm der europäi-
schen finanzstabilisierungsfazilität (efsf) oder des euro-
päischen stabilitätsmechanismus (esm) teilnehmen, einen 
bevorzugten gläubigerstatus der ezb wird es nicht geben. 
bereits die ankündigung des – bisher nicht in anspruch  
genommenen – omt-Programms sorgte für einen deutlichen 
rückgang der risikoprämien am anleihemarkt. 

als weiterer meilenstein in der bekämpfung der staatsschul-
denkrise fand auch das urteil des bundesverfassungsgerichts 
zum esm mitte september 2012 positive resonanz an den 
märkten. Danach kann sich Deutschland unter beachtung 
moderater auflagen im hinblick auf eine stärkere beteili-
gung des deutschen Parlaments wie vorgesehen am perma-
nenten hilfsfonds der eu beteiligen. Damit konnte der esm 
anfang oktober formal in kraft treten und steht seither 
bereit, in not geratene mitgliedstaaten durch garantien, 
kredite oder ankäufe von staatsanleihen zu unterstützen. 
nach schaffung einer einheitlichen bankenaufsicht für sys-
temrelevante banken in der eurozone soll der esm zudem 
die möglichkeit erhalten, direkte hilfen an notleidende 
banken zu gewähren.

in der summe führten die maßnahmen und beschlüsse zu 
einer deutlichen entspannung in der ewu-staatsschuldenkrise. 
Die rendite 10-jähriger spanischer staatsanleihen fiel  
von rund 7,6 % ende Juli 2012 auf 5,3 % zum Jahresultimo.  
italienische staatsanleihen gleicher laufzeit rentierten ende 
2012 nur noch bei 4,5 %, dies bedeutet einen rückgang 
um über 200 basispunkte, verglichen mit dem im sommer 
verzeichneten renditehoch.

Die geldpolitik im euroraum war auch im Jahr 2012 sehr 
expansiv ausgerichtet. im februar begab die ezb ihren zwei-
ten 3-Jahres-tender. zusammen mit dem ersten – ende 2011 
durchgeführten – langfristigen refinanzierungsgeschäft 
dieser art stellte sie dem europäischen bankensektor brutto 
rund 1 billion € zur Verfügung. Diese maßnahme zielte 
darauf ab, sowohl einer möglichen liquiditätskrise bzw. 
kreditklemme als auch der ewu-staatsschuldenkrise entge-
genzuwirken. zur Jahresmitte ließ die ezb eine senkung des 
leitzinses um 0,25 Prozentpunkte auf das rekordtief von 
0,75 % folgen. in ihrer gesamtheit führten die beschlüsse 
der ezb zu einem nochmals wesentlich expansiveren geld- 
politischen kurs. Dies schlug sich auch in den geldmarkt-
zinsen nieder, die im Verlauf des Jahres 2012 massiv fielen. 
Der 3-monats-euribor lag ende 2012 nur noch bei 0,19 % 
und damit um 1,17 Prozentpunkte niedriger als zum Vorjah-
resultimo. 

auch die us-notenbank hielt an ihrer sehr expansiven 
geldpolitik fest. Die zielgröße für die fed funds rate lag im 
gesamten Jahr bei 0 % bis 0,25 %. zudem stellte die fed in 
aussicht, dass sich dies für geraume zeit nicht ändern wird:  
Der geldpolitische kurs soll fortgesetzt werden, solange die 
arbeitslosenquote über 6,5 % und die erwartete inflations-
rate unter 2,5 % liegen. Darüber hinaus beschloss die fed, 
ab anfang 2013 langfristige us-staatsanleihen im Volumen  
von monatlich 45 mrd us $ anzukaufen. auch das Programm 
zum ankauf hypothekenbesicherter agency-anleihen soll 
über das Jahresende 2012 hinaus fortgeführt werden. mit 
den verkündeten interventionsmaßnahmen am anleihe-
markt verstärkte die us-notenbank die expansive ausrich-
tung ihrer geldpolitik.

Die schwache konjunktur im euroraum, die geldpolitischen 
maßnahmen der ezb sowie die flucht in Qualitätspapiere 
als reaktion auf die ewu-staatsschuldenkrise führten zu 
einem nochmaligen deutlichen rückgang der renditen 
deutscher bundesanleihen. im Juli 2012 erreichte die rendite 
10-jähriger bundesanleihen mit 1,17 % ein neues historisches 
tief. infolge der leichten entspannung in der europäischen 
krise stieg sie im weiteren Jahresverlauf wieder moderat an. 
zum Jahresende lag die rendite bei 1,32 % (Vorjahr: 1,83 %). 
Der noch stärkere rückgang der geldmarktzinsen sorgte 
dafür, dass die zinskurve in Deutschland im Verlauf des Jahres 
2012 dennoch deutlich steiler wurde. Die rendite 10-jähri-
ger us-staatsanleihen, die zwischenzeitlich ebenfalls auf 
einen historischen tiefstand gefallen war, gab dagegen bis 
ende 2012 im Vergleich zum Vorjahresultimo lediglich um 
0,12 Prozentpunkte auf 1,76 % nach. Die steigung der 
us-zinskurve hat sich im Verlauf des berichtsjahres nicht 
wesentlich verändert.

Die kursentwicklung des euro war 2012 vor allem von den 
entwicklungen in der europäischen staatsschuldenkrise 
geprägt. Die maßnahmen der ezb zur Vermeidung einer 
kreditklemme und zur eindämmung der ewu-staatsschul-
denkrise ließen den kurs des euro im februar zunächst auf 
das Jahreshoch von knapp 1,35 us $ steigen. zu beginn der 
zweiten Jahreshälfte fiel er jedoch als folge der neuerlichen 
Verschärfung der europäischen krise und der ezb-zinssen-
kung auf das Jahrestief von knapp 1,21 us $. im weiteren 
Jahresverlauf wirkten sich dann jedoch die maßnahmen 
der ezb zur beruhigung der märkte auch positiv auf den 
außenwert des euro aus: bis zum Jahresende stieg dieser 
auf knapp 1,32 us $, dies bedeutet ein Plus gegenüber dem 
Vorjahr von 1,8 %.

Die entwicklung an den märkten wich in teilen deutlich 
von unseren erwartungen zum zeitpunkt des letzten lage-
berichts ab. wir waren für 2012 von einer moderaten  
erhöhung der kapitalmarktzinsen in Deutschland ausge-
gangen. hinsichtlich des ezb-leitzinses und der ewu-geld-
marktzinsen hatten wir mit einer seitwärtsbewegung  
gerechnet. Die Versteilerung der zinskurve hatten wir 
 dagegen in der eingetretenen größenordnung erwartet.

branchensituation
für den europäischen bankensektor war die schuldenkrise  
in den sogenannten Peripheriestaaten des euroraums im 
Jahr 2012 erneut das dominierende thema. insbesondere 
spanische banken, die nach dem immobilienboom der 
Vergangenheit mit einem enormen Volumen an problem-
behafteten krediten zu kämpfen hatten, standen im fokus 
der märkte. mit der beantragung von hilfsgeldern aus dem 
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rettungsfonds und der gründung einer auslagerungsgesell-
schaft für die betroffenen kredite hat die spanische regierung 
wichtige schritte zur restrukturierung des finanzsektors 
eingeleitet. insgesamt waren die banken in den Peripherie-
staaten der eurozone auch 2012 auf eine liquiditätsversor-
gung durch die ezb angewiesen. eine liquiditätsbeschaf-
fung über den geldmarkt blieb den meisten finanzinstituten 
wegen der anhaltenden Vertrauenskrise weiterhin verwehrt.

mitte Dezember 2012 einigten sich die finanzminister der 
eu-länder auf die schaffung einer einheitlichen aufsicht für 
systemrelevante banken. Danach sollen kreditinstitute mit 
einer bilanzsumme von mehr als 30 mrd € respektive von 
mehr als 20 % des biP ihres heimatlandes künftig durch die 
ezb beaufsichtigt werden. Dies soll auch für institute gelten, 
die bereits öffentliche hilfen erhalten haben. Die neue 
bankenaufsicht wird für die 17 euro-länder gelten, andere 
eu-staaten können sich freiwillig anschließen. sie ist eine 
Voraussetzung dafür, dass angeschlagene banken direkt 
finanzspritzen aus dem euro-rettungsfonds esm erhalten 
können. Dies wird voraussichtlich nicht vor märz 2014 mög-
lich sein, denn frühestens zu diesem zeitpunkt soll die neue 
aufsicht voll arbeitsfähig sein.

Per bilanzstichtag 30. Juni 2012 wurden die bilanzen der 
im stresstest der european banking authority im Jahr 2011  
geprüften kreditinstitute erneut bewertet. am 3. oktober 
2012 veröffentlichten Deutsche bundesbank und bafin die 
ergebnisse der überprüfung. alle zwölf deutschen banken 
erfüllten die stresstestauflagen. Die fünf geldhäuser, die 
per 30. september 2011 kapitallücken aufgewiesen hatten, 
haben diese inzwischen geschlossen. 

Der bundestag hat am 23. november 2012 eine Verlänge-
rung der laufzeit des staatlichen bankenrettungsfonds soffin 
beschlossen. er kann nun bis ende 2014 angeschlagenen 
geldhäusern beistehen. allerdings sollen die banken nun 
selbst für die kosten der hilfen aufkommen. für etwaige 
Verluste aus künftigen soffin-hilfen soll auf mittel des – 
bereits bestehenden – fonds zurückgegriffen werden, der 
durch die bankenabgabe finanziert wird.

anfang oktober präsentierte eine eu-expertengruppe unter 
der leitung des finnischen notenbankchefs liikanen einen 
Vorschlag zur einführung eines trennbankensystems. kern-
punkt des sogenannten liikanen-berichts ist die anregung, 
dass banken ab einer gewissen größe oder mit einem hohen 
anteil an handelsaktiva ihre risikobehafteten handelsakti-
vitäten in eigenständige tochtergesellschaften ausgliedern, 
die nicht auf das kapital aus der einlagenbank zurückgrei-
fen können. frankreich und Deutschland haben bereits erste 
gesetzentwürfe präsentiert, die sich an den im liikanen-
bericht enthaltenen Vorschlägen orientieren. 

Die kurzfristige liquiditätsquote für banken (liquidity 
coverage ratio, lcr), die ab 2015 greifen sollte, wird nun 
ab 2015 nur schrittweise eingeführt werden. anfang Januar 
2013 beschloss der baseler ausschuss, dass banken von 2015 
an zunächst eine mindest-lcr von 60 % erfüllen müssen, die 
dann jährlich in 10 %-schritten angehoben wird, sodass die 
lcr schließlich ab 2019 in vollem umfang einzuhalten wäre.

bei insgesamt moderatem wachstum verlief das kreditge-
schäft in Deutschland 2012 in den einzelnen teilsegmenten 
uneinheitlich. Das Volumen der an inländische unternehmen  
und Privatpersonen in Deutschland ausgereichten kredite 

stieg 2012 um 0,8 % auf 2.436 mrd €, nachdem es sich im 
entsprechenden zeitraum des Vorjahres etwas stärker 
erhöht hatte. Dabei wurden die kredite an unternehmen 
um 0,4 % auf 989 mrd € ausgeweitet, die ausleihungen an 
wirtschaftlich selbstständige Privatpersonen kletterten um 
1,4 % auf 388 mrd €. Die kredite an wirtschaftlich unselbst-
ständige und sonstige Privatpersonen erhöhten sich um 1,0 % 
auf 1.045 mrd €, womit der zuwachs etwas schwächer 
ausfiel als im Vorjahr. hierunter wiederum wurden die 
wohnungsbaukredite um 1,8 % auf 820 mrd € gesteigert. 
ein klarer, direkter einfluss der europäischen staatsschulden-
krise auf das kreditgeschäft mit unternehmen und Privat-
personen in Deutschland ist nicht erkennbar. Die hiervon 
ausgehende konjunkturelle Dämpfung dürfte die zuwächse 
aber gebremst haben.

Die zahl der insolvenzen in Deutschland sank zwischen Januar 
und november des Jahres 2012 im Vergleich mit dem ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum deutlich um 4,2 %. Die zahl 
der unternehmensinsolvenzen gab dabei um 4,3 % nach. 
Der hier bereits in den beiden Vorjahren zu registrierende 
positive trend setzte sich damit fort. Die abschwächung der 
konjunktur hat sich somit noch nicht negativ bemerkbar 
gemacht, wozu auch das sehr niedrige zinsniveau beige-
tragen haben dürfte. Die zahl der Verbraucherinsolvenzen 
(einschließlich der insolvenzen ehemals selbstständiger 
sowie sonstiger insolvenzen) fiel um 4,1 %, nachdem es 
hier im Vorjahr zu einem noch etwas kräftigeren rückgang 
gekommen war. Die weitere zunahme der erwerbstätigkeit 
und vergleichsweise kräftige lohn- und gehaltssteigerungen 
dürften sich erneut positiv ausgewirkt haben. Die staats-
schuldenkrise hatte im Jahr 2012 auf die insolvenzentwick-
lung in Deutschland keinen erkennbaren einfluss.

auch 2012 blieb die Drei-säulen-struktur des deutschen 
bankenmarktes, bestehend aus privaten, öffentlich-rechtlichen 
und genossenschaftlichen instituten, unverändert. als 
nennenswertes ereignis im bankenmarkt sticht lediglich die 
abwicklung der westlb hervor. 

bei der analyse der geschäftsentwicklung deutscher banken 
haben wir wie gewohnt die drei im Prime standard banken 
der Deutschen börse gelisteten banken und die Postbank 
berücksichtigt. wir haben die geschäftszahlen der institute 
für den zeitraum Januar bis september 2012 mit den ent-
sprechenden Vorjahreswerten verglichen. alle vier kredit-
institute erwirtschafteten sowohl vor als auch nach steuern 
überschüsse. während dabei zwei institute ihren gewinn 
vor und nach steuern steigern konnten, verzeichneten zwei 
häuser rückgänge in diesen kennzahlen. Die aufwand-
ertrags-Quote konnten drei der vier institute verbessern. 
Die eigenkapitalrendite nach steuern wurde nur von drei 
banken veröffentlicht, in zwei fällen wurde dabei eine 
Verschlechterung gemeldet. alle kreditinstitute sahen sich 
mit einem gesunkenen zinsergebnis konfrontiert. bei drei 
banken verringerten sich Provisions- und handelsergebnis, 
eine ebenso große zahl von häusern konnte den Verwal-
tungsaufwand reduzieren.

im gesamtjahr 2012 legte der DaX um knapp 30 % zu.  
Die Dividendenpapiere der vier kreditinstitute verzeichneten 
im genannten zeitraum ebenfalls eine positive Performance. 
Die aktien der vier banken notieren allerdings weiterhin 
unter ihren jeweiligen kursniveaus vor ausbruch der finanz-
krise mitte 2007.
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Wichtige ereignisse bei der Postbank im Jahr 2012
10. Januar 2012: Postbank und Deutsche bank starten 
Verhandlungen über den abschluss eines beherrschungs- 
und gewinnabführungsvertrags. 

31. Januar 2012: Postbank und norisbank gmbh, berlin, 
schließen eine kooperationsvereinbarung, durch die beide 
häuser die möglichkeit erhalten, die zusammenarbeit 
künftig auszubauen. 

19. märz 2012: Der aufsichtsrat der Postbank wählt  
frank strauß mit wirkung zum 1. Juli 2012 zum Vorsitzenden 
des Vorstands.

28. märz 2012: Die filialkunden der norisbank erhalten das 
angebot, mit ihren bankprodukten zur Postbank zu wech-
seln, und den filialmitarbeitern wird von der Postbank ein 
anstellungsangebot unterbreitet.

30. märz 2012: nach entsprechender beschlussfassung in 
Vorstand und aufsichtsrat der Postbank unterzeichnet der 
Vorstand der Postbank den beherrschungs- und gewinn-
abführungsvertrag zwischen der Postbank als abhängigem 
unternehmen und der Db finanz-holding gmbh, 
frankfurt am main (einer 100 %igen tochtergesellschaft der 
Deutschen bank ag), als herrschendem unternehmen.

5. Juni 2012: Die hauptversammlung der Postbank stimmt 
sämtlichen beschlussvorschlägen mit großer mehrheit 
zu. insbesondere genehmigt sie den abschluss des beherr-
schungs- und gewinnabführungsvertrags mit der  
Db finanz-holding gmbh.

14. Juni 2012: Die Postbank, als übernehmender rechtsträger, 
hat mit der Deutschen Postbank financial services gmbh, 
frankfurt am main, als übertragendem rechtsträger, einen 
Verschmelzungsvertrag abgeschlossen. Die Verschmelzung 
wurde durch eintragung in das handelsregister der Postbank 
am 28. september 2012 vollzogen und ist rückwirkend zum 
1. Janunar 2012 erfolgt.

20. Juni 2012: Der beherrschungs- und gewinnabführungs-
vertrag zwischen der Postbank und der Db finanz-holding 
gmbh wird im handelsregister eingetragen.  

15. august 2012: Die Postbank verkauft alle geschäftsanteile 
der Pb Vermögens-management s.a. an die Dws s.a. sowie 
das Portfoliomanagement der Postbank financial services 
gmbh an die Dws investment gmbh.

15. august 2012: zwischen der Postbank und der bhw 
holding ag, hameln, wurde ein gewinnabführungsvertrag 
abgeschlossen.

17. august 2012: Die Postbank führt ihre Dienstleistungen 
zur abwicklung des kartengestützten zahlungsverkehrs 
in der „VÖb-zVD Processing gmbh“ in frankfurt am main 
zusammen.

11. september 2012: mit beschluss des olg köln im freigabe-
verfahren wird der beherrschungs- und gewinnabfüh-
rungsvertrag zwischen der Postbank und der Db finanz-
holding gmbh bestandskräftig.

1. oktober 2012: Die von einer aktionärin bei dem land-
gericht köln anhängig gemachte anfechtungsklage gegen 
die beschlussfassung der ordentlichen hauptversammlung der 
Postbank vom 5. Juni 2012 zu tagesordnungspunkt 7 (zu-
stimmung zum abschluss eines beherrschungs- und gewinn-
abführungsvertrags) ist durch außergerichtlichen Vergleich 
und anschließende rücknahme der klage beendet worden.

7. november 2012: Dr. mario Daberkow (it/operations), 
horst küpker (financial markets) sowie Dr. michael meyer 
(retail) legen ihre mandate im Vorstand der Postbank zum  
31. Dezember 2012 nieder. 

Der Vorstand der Postbank bestellt zum 1. Dezember 2012  
susanne klöß und Dr. ralph müller zu generalbevollmäch-
tigten der bank. susanne klöß ist für die Produkte der 
Postbank über alle zielgruppen hinweg verantwortlich.  
als neuer coo (chief operating officer) verantwortet  
Dr. ralph müller insbesondere das kosten-/ressourcen-
management der gesamten bank. Daneben ist er u. a. für  
die it und die back-office-Prozesse zuständig. 

investitionsschwerpunkte der Postbank im Jahr 2012
Die investitionen der Postbank werden nach den kategorien 
„geschäftsentwicklung“, „gesetzlich“, „lifecycle“ und – 
mit blick auf die integration in den Deutsche bank konzern – 
„retail target Platform (rtP)“ gegliedert.

wie bereits 2011 konzentrierten sich die investitionen im 
bereich „geschäftsentwicklung“ im berichtsjahr vor allem 
auf Projekte zur optimierung der Vertriebskanäle und zur 
schaffung innovativer techniken für den ausbau einer 
flexiblen bargeldversorgung, u. a. durch die kooperation 
mit geschäftspartnern. weiterhin im Vordergrund standen 
zudem maßnahmen zur optimierung des kapitalbedarfs  
im kreditgeschäft und der risikostruktur. 

schwerpunkte der gesetzlich bedingten investitionen 
bildeten die herstellung der sePa-fähigkeit (einheitlicher 
euro-zahlungsverkehrsraum), die erfüllung regulatorischer 
anforderungen aus basel iii und die umsetzung diverser 
Verbraucherschutzthemen, wie z. b. der standardisierten 
erfassung der werbeerlaubnis und der schaffung kosten-
loser warteschleifen.

Die lifecycle-investitionen des Jahres 2012 betrafen in erster 
linie maßnahmen zur optimierung und Vereinheitlichung 
der bestehenden systemlandschaft und der damit verbun-
denen technischen Prozesse in allen Vertriebskanälen der 
Postbank.

Das Programm rtP dient der schaffung einer gemeinsamen 
retail-Plattform für Postbank und Deutsche bank und ist 
darauf ausgelegt, durch die Vereinheitlichung von systemen 
synergien zu erreichen. ihm wird auch in den nächsten 
Jahren größtes gewicht im investitionsportfolio der Postbank 
zukommen.
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VermöGens-, finanz- unD ertraGslaGe

Die Postbank konnte das ergebnis vor steuern im geschäfts-
jahr 2012 deutlich auf 446 mio euro steigern. Das ergebnis 
vor steuern im Vorjahr hatte bei 102 mio € gelegen.

Der anstieg um 344 mio € resultierte zum einen aus höheren 
erträgen und zum anderen aus weiter verringerten Verwal-
tungsaufwendungen.

zu einer positiven entwicklung des zinsüberschusses und zu 
einem anstieg im Vergleich zum Vorjahr führten verschie-
dene sondereffekte. Der um sondereffekte bereinigte zins-
überschuss ist, wie von uns erwartet rückläufig. ursächlich 
hierfür sind u. a. das niedrige zinsniveau und der strategie-
konforme abbau unserer finanzanlagebestände. 

nachdem im Vorjahr deutliche belastungen aus unseren 
beständen an griechischen staatsanleihen angefallen sind, 
sind die abschreibungen und wertberichtigungen auf 
wertpapiere des anlagevermögens im berichtsjahr stark 
rückläufig.

gegenläufig entwickelte sich das bewertungsergebnis bei 
wertpapieren der liquiditätsreserve. Die erhöhung der 
risikovorsorge im kreditgeschäft ist auf pauschalierte 
einzelwertberichtigungen im bereich giro und ratenkredite 
zurückzuführen.

Dem kostenmanagement der Postbank wurde hohe auf-
merksamkeit gewidmet. so konnte weiterhin ein rückgang 
der Verwaltungskosten erreicht werden. 

mit wirksamwerden des beherrschungs- und gewinnab-
führungsvertrags zwischen Db finanz-holding gmbh und 
Deutscher Postbank ag im geschäftsjahr 2012 besteht eine 
steuerliche organschaft zur Deutschen bank. Die bislang 
aktivierten latenten steuerforderungen in höhe von  
409 mio € wurden infolgedessen erfolgswirksam ausgebucht. 

Dies ist maßgeblich dafür verantwortlich, dass die Postbank 
im geschäftsjahr 2012 nach steuern nur ein ausgeglichenes 
Jahresergebnis ausweist (Vorjahr: Jahresüberschuss 119 mio €).

erfolgsrechnung

Die Positionen im einzelnen

zinsüberschuss
für das geschäftsjahr 2012 ist mit 2.943 mio € ein um 16,2 % 
höherer zinsüberschuss gegenüber dem Vorjahr zu verzeich-
nen. sondereffekte trugen zu dieser deutlichen Verbesserung 
des zinsüberschusses bei. 

insbesondere aus dem closing von Derivaten wurden zins-
erträge in höhe von 279 mio € (Vorjahr: – 160 mio €) ver-
einnahmt.

Der um sondereffekte bereinigte zinsüberschuss ist rückläufig.

Der zinsüberschuss aus handels geschäften ist im berichtsjahr 
um 53 mio € auf 65 mio € gesunken.

aus dem planmäßigen abbau unserer finanzanlagebestände 
resultierte ein rückgang des zinsüberschusses in höhe von 
– 337 mio €. 

Die laufenden erträge in höhe von 546 mio € (Vorjahr:  
406 mio €) ergeben sich im wesentlichen aus der ausschüt-
tung der spezialfonds (450 mio €) im zuge des De-risking 
der Positionen sowie den erträgen der tochtergesellschaft 
Deutsche Postbank international s.a. (60 mio €) und der 
betriebs-center für banken ag (30 mio €).

Provisionsüberschuss
im geschäftsjahr 2012 betrug der Provisionsüberschuss 
421 mio € (Vorjahr: 419 mio €). 

Der Provisionsüberschuss aus dem zahlungsverkehr und dem 
kreditgeschäft konnte im Vergleich zum Vorjahr gesteigert 
werden und kompensierte nahezu den rückgang der Pro - 
vi sionserträge aus dem wertpapiergeschäft.

nettoertrag des handelsbestands
für das geschäftsjahr 2012 weist die Postbank ein positives 
ergebnis aus handelsbeständen in höhe von 28 mio €  
(Vorjahr: aufwand – 11 mio €) aus.

Dieses ergebnis resultiert im wesentlichen aus dem auslands-
zahlungsverkehr in höhe von 18 mio €. aus der aussteue-
rung der fremdwährungspositionen in den spezialfonds 
wurde ein positiver ergebnisbeitrag in höhe von 4 mio € 
(Vorjahr: – 36 mio €) erzielt. 

zur absicherung der sonstigen fremdwährungspositionen 
abgeschlossene Devisenswaps leisteten einen zinsbeitrag in 
höhe von 8 mio €.

aus der realisation der im geschäftsjahr bestandenen geld-
handelspositionen ergab sich ein negatives ergebnis von  
5 mio €. Dieses wurde durch die bewertung zurückgekaufter 
eigener wertpapiere (+2 mio €) zum teil kompensiert.

im rahmen der risikoadjustierten marktbewertung per 
31. Dezember 2012 hat sich der risikoabschlag auf den han-
delsbestand insgesamt um 7 mio € reduziert. 

im geschäftsjahr 2012 wurde eine zuführung zum fonds für 
allgemeine bankrisiken gemäß § 340e abs. 4 hgb in höhe von 
3 mio € vorgenommen, die sich ertragsmindernd im netto-
ergebnis ausgewirkt hat.

Verwaltungsaufwendungen
Die Verwaltungsaufwendungen (inklusive abschreibungen 
auf sachanlagen und immaterielle anlagewerte) redu-
zierten sich im berichtsjahr um 94 mio € auf 2.469 mio € 
(Vorjahr: 2.563 mio €). 

Dabei sank der Personalaufwand um 112 mio € auf 700 mio €. 
im Vorjahr waren in dieser Position einmalaufwendungen 
für personalbezogene rückstellungen in höhe von 98 mio € 
und rückstellungen für beamte in altersteilzeit in höhe von 
74 mio € enthalten. im berichtsjahr wurden personalbezo-
gene rückstellungen in höhe von 52 mio € gebildet. 

Der sachaufwand ist um 17 mio € auf 1.768 mio € gestiegen. 
Der anstieg ist im wesentlichen auf die aufwendungen für 
beratungsleistungen sowie für Vertriebsleistungen für die 
Vermittlung von baufinanzierungen zurückzuführen.
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bewertungsergebnis
Die risikovorsorge für wertpapiere der liquiditätsreserve 
betrug im berichtsjahr – 324 mio € (Vorjahr: 42 mio €). Das 
gute ergebnis aus dem Vorjahr konnte trotz des anhalten-
den niedrigen zinsniveaus nicht wieder erreicht werden. 
Durch die Veräußerung von wertpapieren wurden kursge-
winne in höhe von 152 mio € und kursverluste in höhe von 
– 57 mio € realisiert. Die zuschreibungen auf rentenpapiere 
betrugen 167 mio € und die abschreibungen – 591 mio €.

Das bewertungsergebnis im kreditgeschäft betrug im berichts-
jahr – 303 mio € (Vorjahr: – 198 mio €). Der anstieg ist im 
wesentlichen im bereich der pauschalierten einzelwert-
berichtigung für nicht signifikante forderungen im bereich 
giro und ratenkredite entstanden.

abschreibungen und wertberichtigungen auf beteiligungen, 
anteile an verbundenen unternehmen und wie anlagever-
mögen behandelte wertpapiere
im rahmen des umtausches griechischer staatsanleihen 
wurden im berichtsjahr Verluste in höhe von – 36 mio € 
realisiert. Darüber hinaus wurden kursverluste aus der 
Veräußerung von belgischen und ungarischen staatsanlei-
hen von – 19 mio € realisiert. Des weiteren wurden im 
berichtsjahr abschreibungen auf den beteiligungsbuchwert 
der Postbank finanzberatung ag (– 28 mio €) sowie auf 
geschlossene immobilienfonds (– 5 mio €) vorgenommen.

erträge aus zuschreibungen zu beteiligungen, anteilen 
an verbundenen unternehmen und wie anlagevermögen 
behandelten wertpapieren
im berichtjahr wurden kursgewinne aus der Veräußerung 
von französischen, italienischen sowie spanischen staatsan-
leihen in höhe von 39 mio € vereinnahmt. aus der Veräuße-
rung von schuldscheindarlehen wurden 14 mio € realisiert. 
Darüber hinaus sind zuschreibungen auf spezialfonds in 
höhe von 15 mio € und beteiligungen in höhe von 7 mio € 
enthalten.

sonstiges ergebnis
Der saldo der sonstigen erträge und aufwendungen (in-
klusive sonstiger steuern) betrug im berichtsjahr 311 mio € 
(Vorjahr: 320 mio €). 

Die sonstigen betrieblichen erträge enthalten im wesent-
lichen die kostenerstattungen für Personal- und sachauf-
wendungen in höhe von 239 mio € (Vorjahr: 249 mio €) und 
mieterträge in höhe von 58 mio € (Vorjahr: 61 mio €). 

Die sonstigen betrieblichen aufwendungen enthalten im 
wesentlichen effekte aus der aufzinsung von Pensionsrück-
stellungen in höhe von 35 mio € (Vorjahr: 34 mio €) sowie 
gerichts- und Prozesskosten von 42 mio € (Vorjahr: 22 mio €).

aufwendungen aus Verlustübernahme
im geschäftsjahr 2012 wurde zwischen der Postbank und der 
bhw holding ag ein gewinnabführungsvertrag abgeschlossen. 
aus der Verlustübernahme resultiert ein aufwand in höhe 
von 99 mio €.

außerordentliches ergebnis
Der nach den Vorschriften des bilmog resultierende unter-
schiedsbetrag bei der ermittlung der Pensionsrückstellungen 
wird mit mindestens 1/15 bis spätestens 31. Dezember 2024 
zu geführt. im geschäftsjahr 2012 betrug die als außerordent-
licher aufwand erfasste zuführung 28 mio € (Vorjahr: 4 mio €). 

ergebnis vor steuern
Das ergebnis vor steuern lag im geschäftsjahr 2012 bei  
446 mio € nach einem ergebnis vor steuern in höhe von  
102 mio € im Vorjahr. 

ertragsteuern
Die aufwendungen aus steuern vom einkommen und vom 
ertrag betrugen 446 mio € (Vorjahr: ertrag – 17 mio €). 
hiervon entfielen 5 mio € auf steuern aus Vorjahren und 
32 mio € auf die laufenden ertragsteuern. Darüber hinaus 
entfielen 409 mio € auf aufwendungen aus latenten 
steuern, die aufgrund der steuerlichen organschaft zur 
Deutschen bank nicht mehr aktiviert werden konnten.

Jahresüberschuss
Die Postbank weist ein ausgeglichenes ergebnis aus (Vor-
jahr: Jahresüberschuss 119 mio €).

bilanzentWicklunG

bilanzsumme
Die bilanzsumme der Postbank lag am Jahresende 2012 mit 
154,8 mrd € leicht über dem Vorjahreswert von 152,3 mrd €.
Die entwicklung der aktivseite der bilanz war hauptsäch-
lich durch den abbau des wertpapierbestands geprägt. Die 
frei gewordenen mittel wurden größtenteils in besicherte 
anlagen bei kreditinstituten investiert. Die struktur der 
Passivseite blieb weitestgehend unverändert. 

forderungen an kunden
im geschäftsjahr 2012 beliefen sich die forderungen an kunden 
auf 67,4 mrd € und waren damit um 2,8 mrd € geringer als 
im Vorjahr. Der rückgang ist im wesentlichen auf ausgelau-
fene geldmarktforderungen zurückzuführen.

Geld- und kapitalmarktanlagen
Die geld- und kapitalmarktanlagen, die aus forderungen an 
kreditinstitute, anlagen im handelsbestand und schuldver-
schreibungen bestehen, beliefen sich auf 72,9 mrd €.

entsprechend dem Programm zur Verbesserung der risiko-
struktur und der ergebnisqualität, wurde der abbau der 
wertpapiere weiter fortgeführt und der bestand um 2,8 mrd € 
auf 26,4 mrd € verringert. 

Die forderungen an kreditinstitute sind um 14,1 mrd € auf 
32,0 mrd € angestiegen. Der anstieg ist im wesentlichen auf 
wertpapierpensionsgeschäfte zurückzuführen.

Der handelsbestand betrug am bilanzstichtag 14,5 mrd € 
und beinhaltete im wesentlichen positive marktwerte aus 
derivativen finanzinstrumenten in höhe von 7,8 mrd € 
(Vorjahr: 5,4 mrd €) und wertpapierpensionsgeschäfte in 
höhe von 6,7 mrd € (Vorjahr: 12,8 mrd €). Der rückgang 
resultierte aus endfälligen wertpapierpensionsgeschäften. 
neue wertpapierpensionsgeschäfte wurden im bankbuch 
abgeschlossen. 

Verbindlichkeiten gegenüber kunden
im geschäftsjahr 2012 beliefen sich die Verbindlichkeiten 
gegenüber kunden auf 109,7 mrd € und lagen damit nahe-
zu auf dem Vorjahresniveau. Der bestand der spareinlagen 
lag fast unverändert gegenüber dem Vorjahr bei 47,9 mrd €.



13

lagebericht    VermöGens-, finanz- unD ertraGslaGe    bilanzentWicklunG    kWG-GrunDsätze    nachtraGsbericht

kWG-GrunDsätze

Die Postbank erstellt die entsprechenden einzelinstituts-
meldungen und erfüllt ihre darüber hinausgehenden melde-
pflichten gemäß kwg.

zum 31. Dezember 2012 betrugen die regulatorische  
tier-i-Quote 8,3 % und die gesamtkennziffer 14,3 %.

nachtraGsbericht

am 21. Dezember 2012 wurden ein Vertrag zur Veräuße-
rung der Pb (usa) holdings, inc.-gruppe und ein Vertrag 
zur Veräußerung des stammkapitals der amerikanischen 
tochtergesellschaften Deutsche Postbank funding llc i, 
wilmington, Delaware, usa, Deutsche Postbank funding 
llc ii, wilmington, Delaware, usa, Deutsche Postbank  
funding llc iii, wilmington, Delaware, usa, Deutsche  
Postbank funding llc iV, wilmington, Delaware, usa und 
Deutsche Postbank funding trust i, wilmington, Delaware, 
usa, Deutsche Postbank funding trust ii, wilmington,  
Delaware, usa, Deutsche Postbank funding trust iii, 
wilmington, Delaware, usa, Deutsche Postbank funding 
trust iV, wilmington, Delaware, usa, zwischen der Postbank 
und der Deutschen bank ag mit wirkung zum 1. Januar 2013  
geschlossen. Die Veräußerung erfolgte wie geplant mit 
ablauf des 31. Dezember 2012. 
 

Geld- und kapitalmarktverbindlichkeiten
Die geld- und kapitalmarktverbindlichkeiten, bestehend aus 
Verbindlichkeiten gegenüber kreditinstituten, verbrieften 
Verbindlichkeiten und dem handelsbestand, beliefen sich 
auf 32,5 mrd € (Vorjahr: 29,0 mrd €).

Der anstieg der Verbindlichkeiten gegenüber kreditinstituten 
um 2,6 mrd € auf 12,7 mrd € resultierte im wesentlichen aus 
wertpapierpensionsgeschäften.

Der bestand der verbrieften Verbindlichkeiten hat sich um 
2,0 mrd € auf 9,3 mrd € vermindert. Der rückgang ist auf 
endfällige schuldverschreibungen und kurzfristige geldmarkt-
papiere zurückzuführen, denen keine neuemissionen gegen-
überstanden. 

Der handelsbestand betrug 10,5 mrd € (Vorjahr: 7,6 mrd €) 
und beinhaltete im wesentlichen negative marktwerte  
aus derivativen finanzinstrumenten in höhe von 7,9 mrd € 
sowie geldhandelspositionen in höhe von 2,5 mrd €. 

Der bestand an derivativen finanzinstrumenten mit einem 
negativen marktwert ist im Vergleich zum Vorjahr um 2,4 mrd €  
angestiegen. Der anstieg korrespondiert mit dem aktivi-
schen handelsbestand in derivativen finanzinstrumenten 
und ist auf das gesunkene zinsniveau zurückzuführen.

fonds für allgemeine bankrisiken
im berichtsjahr wurden dem fonds für allgemeine bankrisiken 
gemäß § 340g hgb 5 mio € zugeführt. zudem erfolgte die 
zuführung gemäß der Vorgabe des § 340e abs. 4 hgb in höhe 
von 3 mio €. Danach wies der fonds für allgemeine bank-
risiken zum Jahresende einen betrag von 1.773 mio € aus.

eigenkapital
Das eigenkapital betrug am 31. Dezember 2012 unverändert 
2.740 mio €. 

Der bilanzgewinn des Vorjahres von 119 mio € wurde nach 
dem beschluss zur gewinnverwendung den gewinnrücklagen 
zugeführt.

Gesamtaussage Geschäftslage 2012
Die Vermögens-, finanz- und ertragslage der Postbank ist 
deutlich gestärkt. Dieser positive ergebnistrend ist maßgeb-
lich auf die entwicklung unseres – nachhaltig stabilen – 
geschäfts mit Privat- und firmenkunden zurückzuführen. 
Die Vermögenslage ist unverändert geprägt durch das 
kreditgeschäft. Das kundengeschäft blieb trotz anhaltend 
schwieriger rahmenbedingungen weiterhin stabil. entspre-
chend unserer De-risking-strategie, wurde der bestand an 
wertpapieren weiter reduziert.

Das roe vor steuern beträgt 9,9 % (Vorjahr: 2,3 %). Die 
cost income ratio lag bei 80,4 % nach 85,9 % im Vorjahr. 
Die liquiditätskennziffer beträgt 2,17 % (Vorjahr: 1,67 %). 

zur finanzlage verweisen wir auf die ausführungen im 
risikobericht „überwachung und steuerung von liquiditäts-
risiken“. 
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bundesanstalt für finanzdienstleistungsaufsicht (bafin) mit 
schreiben vom 19. Dezember 2012 angezeigt. Die bafin hat 
noch Vorbehalte bezüglich der anwendbarkeit. Diesbezüg- 
lich steht die Postbank derzeit im gespräch mit der bafin. 

im rahmen der einbeziehung der Postbank in das risiko-
management der Deutschen bank wurden die anpassung der 
gremienstruktur, eine Vernetzung der gremien sowie die 
aufsetzung funktionaler berichtslinien zwischen der Postbank 
und der Deutschen bank konkretisiert bzw. eingeführt. 
zusätzlich erfolgt eine regelmäßige risikoberichterstattung 
an die Deutsche bank zur übergreifenden erfassung und 
steuerung von risiken. Die wesentlichen managementreports 
sowie kernkennzahlen wurden definiert, analysiert und 
gemeinsam berichtet.

Gesamtbankrisiko
Die risikonahme zur ergebniserzielung stellt für die Postbank 
eine kernfunktion der unternehmerischen tätigkeit dar.  
Die eingegangenen risiken werden regelmäßig identifiziert, 
gemessen, überwacht und limitiert sowie im kontext der 
risikotragfähigkeitsrechnung in die gesamtbanksteuerung 
einbezogen. im Jahr 2012 sind die für markt-, kredit- und 
operationelle risiken festgesetzten limite auf gruppenebene 
stets eingehalten worden. Die berechnung der risikotrag-
fähigkeit erfolgt auf ebene der Postbank gruppe und umfasst 
folglich die Deutsche Postbank ag (im folgenden Postbank). 
Die risikotragfähigkeit der Postbank war jederzeit gegeben. 
Durch den fortgeführten abbau von risikopositionen konnte 
die Postbank das zur abdeckung ihrer risiken genehmigte 
risikokapital im Verlauf des berichts jahres 2012 senken.

im Vergleich zum Vorjahr hat sich das risikoprofil der Postbank 
nur marginal verändert. Die ausgewiesenen marktrisiken 
lagen zum Jahresultimo 2012 aufgrund der insbesondere 
in der zweiten Jahreshälfte rückläufigen zins- und spread-
Volatilitäten an den europäischen anleihemärkten deutlich 
unter dem niveau des Vorjahresendes. Das kreditgeschäft 
mit privaten und gewerblichen kunden wurde im berichts-
jahr von einem gegenüber den Vorjahren positiveren kon- 
junkturellen umfeld in Deutschland begünstigt, vor allem 
gestützt durch die nach wie vor sehr gute situation am 
arbeitsmarkt sowie die solide entwicklung der deutschen 
industrie. Dies schlug sich – neben den nachhaltigen risiko- 
reduzierenden maßnahmen der bank – positiv in der 
risikovorsorge nieder.

Die Postbank hat im rahmen der segmentsteuerung den 
neuen geschäftsbereich non core operating unit (ncou) zur 
steigerung von transparenz und managementfokus in die 
risikosteuerung aufgenommen. Die jeweiligen risikosteue-
rungsimpulse zu den non-core-Portfolios werden weiterhin 
zentral durch die risikokomitees sowie durch die jeweiligen 
einheiten im risikomanagement betreut.

entwicklungsbeeinträchtigende oder gar bestandsgefährdende  
risiken sind aktuell nicht erkennbar. eine von unseren derzei- 
t igen annahmen deutlich abweichende, negativere entwicklung 
der europäischen staatsschuldenkrise, verbunden mit einer 
spürbaren eintrübung der makroökonomischen rahmenbedin-
gungen, könnte jedoch die entwicklung des bankensektors 
insgesamt und so auch der Postbank beeinträchtigen.

risikobericht

zusammenfassender Überblick über die risikolage 

externe einflüsse auf das risikoprofil
Die wirtschaft befindet sich zur Jahreswende 2012/13 in einer 
ausgeprägten schwächephase. Der konjunkturabschwung, der 
sich im zweiten halbjahr 2012 verstärkt hat, nahm sowohl in 
Deutschland als auch im euroraum insgesamt größere ausmaße 
an, als zu Jahresbeginn erwartet. nach einem schwachen Jahres- 
auftakt 2013 dürfte die konjunktur in Deutschland jedoch 
im weiteren Verlauf des Jahres, gestützt durch ein solides 
konsumwachstum und steigende exporte in länder außer- 
halb der eurozone, wieder fahrt aufnehmen. Dämpfende 
effekte für die wirtschaftsentwicklung in Deutschland gehen 
unverändert von den hoch verschuldeten euro-staaten aus, 
die immer noch in einer rezession stecken. Die Postbank geht  
davon aus, dass das deutsche wirtschaftswachstum 2013 ins-
gesamt wegen des schwachen Jahresauftakts etwas geringer 
ausfallen wird als 2012. Die arbeitsmarktsituation dürfte 
sich dabei nur leicht verschlechtern. Die liquiditätssituation 
der banken im euroraum bleibt angespannt. Der zugang 
zum interbankenmarkt ist für viele institute, insbesondere 
aus den euro-Peripheriestaaten, weiterhin versperrt. zuletzt 
waren allerdings erste anzeichen für eine Verbesserung der 
refinanzierungssituation von banken in den euro-Periphe-
riestaaten erkennbar. Die umfang reichen maßnahmen der 
europäischen zentralbank (ezb) zur sicherstellung der liqui-
ditätsversorgung haben in Verbindung mit maßnahmen 
zur restrukturierung des finanzsektors in den betroffenen 
staaten das risiko einer erneuten Verschärfung der krise 
im finanzsektor verringert. Dies hat sich in einem rückgang 
der risikoaufschläge sowohl für bank- als auch für staats-
anleihen niedergeschlagen. gleichwohl ist das risiko von 
rückschlägen nach wie vor hoch, da die fundamentalen 
ursachen der krise – wie beispielsweise zu hohe staats- und 
außenhandelsdefizite sowie ineffizienzen am arbeitsmarkt, 
im öffentlichen sektor und in der wirtschaftsstruktur – in 
einigen euro-staaten fortbestehen. folglich kann auch die 
Volatilität in den asset-märkten jederzeit wieder ansteigen. 
für 2014 gehen wir von einer leichten Verbesserung der 
wirtschaftsentwicklung in Deutschland mit einer entspre-
chenden positiven auswirkung auf die risiko situation der 
euro-staaten aus.

Die zahlreichen Verschärfungen der bankaufsichtlichen 
regelungen stellen weiterhin eine große umsetzungslast für 
die banken dar. Das Jahr 2012 stand auch bei der Postbank 
im zeichen der Vorbereitungen zur umsetzung des basel-iii- 
regelwerks, der im Dezember 2012 veröffentlichten novelle 
der mindestanforderungen an das risikomanagement (ma-risk) 
sowie weiterer neuer aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Daneben 
wurden im risikomanagement der Postbank weitere anpas- 
sungen zur umsetzung der risikomanagementstandards der 
Deutschen bank sowie zur gruppenweiten integration der 
risikosteuerungsprozesse vorgenommen.

im Verlauf des Jahres 2012 wurde die integration des risiko-
managements in die Deutsche bank gruppe im rahmen des 
Projekts „Powerhouse“ entscheidend vorangetrieben, u. a. 
mit dem ziel, die Voraussetzungen für die nutzung des soge-
nannten „waiver“ nach § 2a kwg zu schaffen. ein wirksamer 
waiver geht mit erleichterungen einher im hinblick auf die 
einhaltung der eigenmittelvorschriften, die liquiditätssteue-
rung, die überwachung der großkreditobergrenze sowie 
andere bereiche. Die inanspruchnahme des waivers wurde der 
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Kreditrisiken
Die risikovorsorge ist 2012, im wesentlichen bedingt durch 
signifikante erhöhungen der pauschalisierten einzelwert-
berichtigungen für giro- und ratenkredite, gegenüber dem 
Vorjahr angestiegen. 

mit blick auf die aktuelle Verschuldungssituation der 
sogenannten giiPs-staaten (griechenland, irland, italien, 
Portugal, spanien) wird das entsprechende exposure  
bei der Postbank sehr eng überwacht. 

für das Jahr 2013 erwarten wir eine auf dem niveau des 
berichtsjahres liegende risikoentwicklung, einhergehend 
mit einer insgesamt positiven makroökonomischen ent-
wicklung. 

Marktrisiken
Das marktrisiko der Postbank war wie im Vorjahr auch 
2012 insbesondere von der zins- und der credit-spread-
entwicklung an den europäischen anleihemärkten geprägt. 
wenngleich die Postbank im berichtsjahr den abbau von 
finanzanlagen weiter fortgeführt hat, sieht sie ihre kapi-
talmarktbestände weiterhin den marktwertschwankungen 
ausgesetzt, die zu entsprechenden barwertveränderungen 
und einem erhöhten risikoausweis führen können. nach  
einem – durch die deutlichen spread-schwankungen bei euro- 
päischen staats- und bankenanleihen verursachten – spür-
baren anstieg des Value-at-risk (Var) im zweiten Quartal 
2012 ging das ausgewiesene marktrisiko aufgrund einer 
beruhigung der anleihemärkte im Verlauf des zweiten halb- 
jahres kontinuierlich zurück und lag zum Jahresultimo 
deutlich unter dem Vergleichswert des Vorjahresultimos.

Liquiditätsrisiken
Die liquiditätssituation der Postbank ist aufgrund der stabilen 
refinanzierungsbasis aus den kundeneinlagen und dank 
des umfangreichen bestands an hochliquiden wertpapieren 
weiterhin solide.

Die risikosituation und das risikomanagement der Postbank 
sowie die von der bank ergriffenen maßnahmen werden im 
folgenden detailliert beschrieben.

entwicklungen im risikomanagement
Die in diesem bericht dargelegten methoden, systeme, 
Prozesse und das darauf aufbauende berichtswesen unter-
liegen kontinuierlichen überprüfungen und Verbesserungen, 
um den marktbedingten, betriebswirtschaftlichen und 
regulatorischen anforderungen gerecht zu werden. 

um den gestiegenen anforderungen an das risikomanage-
ment rechnung zu tragen, wurde die organisationsstruktur 
des chief-risk-office (cro)-bereichs mit wirkung zum  
1. Januar 2012 angepasst. im Detail sind die Veränderungen im 
kapitel „organisation des risikomanagements“ beschrieben. 

im zusammenhang mit dem Projekt „a-irba“ strebt die 
bank die zulassung zum fortgeschrittenen ansatz zur 
kreditrisikomessung unter Verwendung eigener Verlust-
schätzungen im falle des ausfalls an. Diesbezüglich hat  
die aufsicht die eignung der internen Verfahren geprüft.  
Der bericht zu den Prüfungsergebnissen liegt noch  
nicht vor.

im laufe des berichtsjahres 2012 wurde das marktrisiko-
modell turnusmäßig validiert und u. a. dahingehend über - 
arbeitet, dass nun auch wesentliche spezifische credit-
spread-risiken im marktrisiko-Var berücksichtigt werden.

mit blick auf das liquiditätsrisikomanagement hat die 
Postbank bereits im Jahr 2011 ein Projekt zur erfüllung 
neuer bzw. konkretisierter regulatorischer anforderungen 
aufgesetzt und 2012 weiter vorangetrieben. Dabei liegt 
der fokus auf dem aufbau bzw. der Vervollständigung der 
notwendigen it- und Prozessinfrastruktur sowie der künf-
tigen meldung der neuen basel-iii-liquiditätskennziffern. 
Die wesentlichen Projektmeilensteine konnten bislang 
erreicht werden. Da sich einige regulatorische Vorgaben 
(basel iii, crD iV, eba technical standards) verzögert haben 
und noch nicht final vorliegen, werden sich die notwendigen 
umsetzungsarbeiten in das Jahr 2013 sowie in teilen auch 
auf 2014 erstrecken.

im berichtsjahr 2012 wurde das liquiditätssteuerungskonzept 
der Postbank um eine stressbasierte steuerung erweitert 
und mit entsprechenden limitierungs- und eskalations-
mechanismen ausgestattet. außerdem hat die Postbank ein 
benchmark-konzept zur ermittlung der liquiditätspuffer-
kosten eingeführt.

Die anforderungen aus der neufassung der marisk vom  
14. Dezember 2012 werden – entsprechend den regulato-
risch vorgegebenen umsetzungs- und übergangsfristen –  
schrittweise im rahmen eines 2012 aufgesetzten Projekts 
umgesetzt. geplante schwerpunkte der umsetzung im Jahr 
2013 sind insbesondere die neuen anforderungen zur  
compliance-funktion und zur risk governance sowie aspekte 
der kapitalplanung und des liquiditätsrisikomanagements. 

im berichtsjahr 2012 hat die Postbank konsequent die 
erforderlichen maßnahmen vorangetrieben, um die ab 2013 
stufenweise steigenden anforderungen aus basel iii zu 
erfüllen. Diese betreffen die eigenkapitalausstattung, die 
minimalanforderungen zur liquiditätsausstattung sowie 
die neuregelungen zur unterlegung von adressenausfall-
risiken, zum reporting, zur steuerung der leverage ratio 
und zur Vermeidung von prozyklischen wirkungen. weitere 
Details hierzu finden sich im abschnitt „aufsichtsrechtliche 
anforderungen“. Die rechtliche umsetzung des basel-iii-
regelwerks in der europäischen union hat sich verzögert; 
die finalen regelwerke werden erst im laufe des Jahres 
2013 vorliegen.
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•  operationelle risiken 
mögliche Verluste, die infolge der unangemessenheit 
oder des Versagens von internen Verfahren und systemen, 
menschen oder infolge externer ereignisse eintreten können. 
Die Definition umfasst auch rechtsrisiken; reputations- 
und strategische risiken bleiben hierbei unberücksichtigt. 
rechtsrisiken beinhalten u. a. die potenzielle Verpflichtung 
zur zahlung von bußgeldern, schadenersatzleistungen, 
geldstrafen oder sonstigen strafzahlungen aus aufsichts-
rechtlichen maßnahmen oder privatrechtlichen Vereinba-
rungen. sie ergeben sich auch durch eine geänderte 
rechtslage aufgrund neuer rechtsprechung bzw. durch 
gesetzesänderungen, die auswirkungen auf bereits 
abgeschlossene geschäfte haben, umfassen aber nicht die 
kosten für die Prozessänderung zur umsetzung der 
geänderten rahmenbedingungen.

•  beteiligungsrisiken 
Potenzielle Verluste aus marktwertschwankungen des stra-
tegischen beteiligungsbesitzes, sofern diese nicht bereits 
in den anderen risikoarten erfasst werden. als beteiligungen 
werden dabei sämtliche gesellschaftsanteile definiert, die 
im Jahresabschluss der Deutschen Postbank ag unter den 
Positionen „beteiligungen“ sowie „anteile an verbunde-
nen unternehmen“ bilanziert werden, sowie anteile an 
unternehmen gemäß § 16 abs. 2 und 4 aktg.

•  immobilienrisiken 
mietausfallrisiken, teilwertabschreibungsrisiken sowie 
Veräußerungsverlustrisiken, bezogen auf den immobilien-
besitz der Postbank.

•  geschäftsrisiken 
gefahr eines ergebnisrückgangs aufgrund unerwarteter 
änderungen von geschäftsvolumen und/oder margen und 
korrespondierenden kosten. Der begriff umfasst spar- und 
girorisiken (ehemals: modellrisiken) sowie residuale ge-
schäftsrisiken (strategische risiken und reputationsrisiken): 
 
a)  spar- und girorisiken: mögliche Verluste, die, ausgelöst 

durch unerwartete Verhaltensweisen von spar- und 
girokunden, als folge von Volumen- oder margenände-
rungen auftreten können. 

  b)  residuale geschäftsrisiken: risiken eines ergebnisrück-
gangs aufgrund unerwarteter abweichungen der 
ertragszahlen und der korrespondierenden kosten von 
der ursprünglichen Planung, die nicht auf spar- und 
girorisiken der bank zurückzuführen sind. sie umfassen 
auch nicht separat quantifizierbare strategische risiken 
und reputationsrisiken: 

  •  strategische risiken: gefährdung der ergebniserreichung 
infolge einer unzureichenden ausrichtung der bank 
auf das jeweilige – möglicherweise kurzfristig ver - 
änderte – geschäftsumfeld.   

 •    reputationsrisiken: gefahr von ereignissen, die das 
ansehen der Postbank bei ihren anspruchsgruppen 
(stakeholdern) derart beschädigen, dass daraus ein 
mittelbarer oder unmittelbarer finanzieller schaden 
für die Postbank entstehen kann.

integration in das risikomanagement der Deutschen bank
aufgrund der übernahme der mehrheit der aktien der Postbank 
durch die Deutsche bank hat die bank unter beachtung der 
maßgeblichen bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben die Voraus-
setzungen für ein integriertes risikomanagement geschaffen.  
unter berücksichtigung der rechtlichen rahmenbedingungen 
richtet sich das hauptaugenmerk dabei auf die umsetzung 
eines gemeinsamen, angemessenen und wirksamen risiko- 
managements. Dazu wurden bestehende regelungen ange- 
messen angepasst, anhand derer sich die finanzielle lage des 
instituts jederzeit mit hinreichender genauigkeit auf bank-
ebene bestimmen lässt. ebenso wurde ein geeignetes system 
zur überwachung und einstufung der risiken aufgebaut, das 
einen vollständigen überblick über die risikosituation sowie 
das institutsbezogene sicherungssystem insgesamt liefert und 
der bank die entsprechende einflussnahme ermöglicht. hierzu 
gehören auch die harmonisierung der Prozesse zur identi-
fizierung, beurteilung, steuerung sowie überwachung und 
kommunikation der risiken, die strategien und Verfahren 
zur ermittlung und sicherstellung der risikotragfähigkeit 
sowie entsprechende interne kontrollverfahren. Durch eine 
gemeinsame, einheitliche risk-governance-struktur wird 
die gemeinsame risikokultur weiterentwickelt.

arten von risiken
Die bei der Postbank betrachteten risikoarten werden im 
rahmen einer bankweiten risikoinventur ermittelt. Die 
materialität dieser risikoarten sowie die existenz weiterer 
bisher nicht betrachteter risiken werden im rahmen der 
jährlichen risikoinventur überprüft. Die Postbank greift 
im rahmen der risikoinventur auf instrumente zurück, die 
in ihrer gesamtheit alle wesentlichen organisatorischen 
bereiche und risikobereiche der bank abdecken.

Die Postbank unterscheidet folgende risikoarten:

•  marktrisiken 
mögliche finanzielle Verluste aufgrund der änderung von 
marktpreisen (z. b. aktienkursen, wechselkursen, roh-
warenpreisen) oder marktpreisbestimmenden faktoren 
(z. b. zinssätzen, spreads oder Volatilitäten). Die wert- 
veränderungen werden dabei unabhängig von der bilan-
ziellen betrachtung aus der täglichen marktbewertung 
abgeleitet. 

•  kreditrisiken 
mögliche wertverluste infolge von bonitätsverschlech-
terungen oder durch die zahlungsunfähigkeit eines 
geschäftspartners (z. b. durch insolvenz eines emittenten, 
kontrahenten bzw. landes oder durch wertverlust bei 
der abwicklung oder Verrechnung von transaktionen). 
Die Postbank unterscheidet vier arten von kreditrisiken: 
bonitäts- und ausfallrisiken, abwicklungsrisiken, kontra-
hentenrisiken und länderrisiken.

•  liquiditätsrisiken 
zahlungsunfähigkeitsrisiko als Volumenrisiko, gegenwärti-
gen oder zukünftigen zahlungsverpflichtungen nicht voll-
ständig oder nicht zeitgerecht nachkommen zu können. 
 
liquiditätsfristentransformationsrisiko (lft-risiko) als kosten- 
risiko eines erhöhten refinanzierungsaufwands bei schlie-
ßung der fristentransformation aufgrund einer erhöhung 
der eigenen refinanzierungsaufschläge auf den swapsatz.
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organisation des risikomanagements
Die Postbank verfügt über eine risikomanagementorgani-
sation, die durch die identifikation aller wesentlichen risi-
ken und risikotreiber sowie die unabhängige messung und 
bewertung dieser risiken die grundlage für eine risiko- 
und ertragsorientierte gesamtbanksteuerung bildet. risiken 
werden unter strikter beachtung von risikotragfähigkeits-
gesichtspunkten zur erzielung des risk-returns und zur 
nutzung von marktopportunitäten limitiert und gesteuert.

Das risikomanagement wird bankweit durch die zentralen 
und die angebundenen dezentralen einheiten wahrge-
nommen. 

Verantwortlichkeiten und risikostrategie
Der gesamtvorstand trägt die Verantwortung für das risiko- 
und das kapitalprofil, die risikostrategie, das risikotrag-
fähigkeitskonzept, die ordnungsgemäße organisation des 
risikomanagements, die überwachung des risikos aller 
geschäfte sowie die risikosteuerung.

Die kontrolle erfolgt durch den aufsichtsrat bzw. im kredit-
ausschuss des aufsichtsrats. Diese werden regelmäßig 

durch den Vorstand über das risiko- und das kapitalprofil 
der Postbank unterrichtet. 

Die risikostrategie der bank ist, wie in den Vorgaben der 
marisk gefordert, konsistent mit der geschäftsstrategie 
und berücksichtigt alle wesentlichen geschäftsfelder und 
risikoarten. 

art und umfang der risikonahme sowie der umgang mit 
den risiken ergeben sich aus den strategien der einzelnen 
geschäftsfelder im abgleich mit dem risikoappetit, dem 
risikoprofil und den renditezielen der Postbank. sie werden 
im rahmen der jährlich verabschiedeten risikostrategie, die 
auf den geschäftsfeldstrategien basiert, definiert und 
dokumentiert.

risikokomitees
bei der wahrnehmung seiner aufgaben wird der Vorstand 
durch das bankrisikokomitee (brk) als das zentrale risiko-
komitee unterstützt. als steuerungs- und überwachungs-
ausschuss des Vorstands verfügt das brk über wesentliche 
entscheidungsbefugnisse. Das risikomanagement wurde 
vom Vorstand für die einzelnen risikoarten an weitere 
nachgeordnete risikokomitees delegiert. Die aufgaben der 
komitees veranschaulicht folgende grafik:
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systeme und  
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rungsverfahren

 jährliche  
Validierung  
sämtlicher  
modelle

änderungen von
ratingsystemen,
risikoklassifizie-
rungsverfahren
und internen
modellen
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Das bankrisikokomitee agiert als übergreifendes risiko-
komitee mit Vorstandsbesetzung. es trägt alle risikothemen 
aggregiert an den gesamtvorstand heran. Vom senior 
management geleitet werden das kreditrisikokomitee, 
das marktrisikokomitee, das oprisk-komitee (komitee für 
operationelle risiken), das im vierten Quartal 2012 imple-
mentierte Deckungsgeschäftskomitee sowie das modell- 
und Validierungskomitee. Das Deckungsgeschäftskomitee 
entwickelt steuerungsimpulse für das Deckungsgeschäft 
der Postbank. Das modell- und Validierungskomitee ist für 
änderungen und erweiterungen von risikomodellen und 
risikoklassifizierungsverfahren sowie für die abnahme der 
Validierungsberichte zuständig.

innerhalb der Postbank besteht ein risikomanagementsystem, 
das die identifizierung, beurteilung, steuerung und  
überwachung der mit den einzelnen geschäftssegmenten 
verbundenen risiken sicherstellt. Die entsprechenden 
Prozesse haben eine permanente Verbesserung der ertrags-, 
kapital- und risikosteuerung zum ziel, wobei die stetige 
steigerung der Qualität als ressortübergreifende aufgabe 
verstanden wird. in diesem kontext werden die Portfolios 
im rahmen der gesamtbanksteuerung auch analysen aus 
risk/return-Perspektive unterworfen.

zentrale risikoüberwachung und -steuerung
Der chief risk officer (cro) ist bankweit für die risikoüber-
wachenden und -steuernden funktionen zuständig. er be-
richtet regelmäßig dem gesamtvorstand und dem aufsichts-
rat über die gesamtrisikolage der Postbank.  

mit wirkung vom 1. Januar 2012 wurde die organisations-
struktur des cro-bereichs auf basis von im Jahr 2011  
angestoßenen Veränderungen angepasst. Die neue organi- 
sationsstruktur des cro-bereichs dient der aktiven risiko- 
artenübergreifenden Portfoliosteuerung sowie der bündelung 
sämtlicher kreditentscheidungen. Damit werden in einem 
„chief operating office“ die einhaltung der standards für die 
kreditbearbeitung sichergestellt und die zentrale Projekt- 
und ressourcensteuerung für den cro-bereich umgesetzt.  
über die bereiche „risikosteuerung“ und „kreditrisikocontrol-
ling“ wird die steuerung sämtlicher risikoarten sichergestellt. 
Das „credit office“ mit den bereichen „kreditanalyse“ und 
„kreditservice workout & collections“ bündelt alle kredit-
entscheidungen und gestaltet in enger zusammenarbeit mit 
den Vertriebseinheiten die umsetzung der geschäfts- und der 
risikostrategie. nachstehende übersicht veranschaulicht die 
aufgaben der einzelnen bereiche des cro.

bereiche des risikomanagements und deren aufgaben

bereich aufgaben

chief 
operating 
office

management und reporting

kreditfachliche regelwerke/kreditrichtlinien

sicherheitenmanagement

risiko- 
steuerung

gesamtbankrisikosteuerung und -reporting inklusive 
risikotragfähigkeit und integrierter stresstests

 Definition der risikostrategie und des risikoprofils

management und reporting der markt-, liquiditäts-, 
geschäfts-, beteiligungs- und immobilienrisiken  
sowie operationeller risiken

 Qualitätssicherung von marktdaten und fair Values 
für risikosteuerung und bilanzierung

kreditrisiko- 
controlling

 Verantwortung für sämtliche rating- und  
scoringverfahren

Portfoliomanagement

kreditrisikoreporting

koordination des risikovorsorgeprozesses und der 
watchlist

methoden- und modellhoheit zur risikoquantifizie-
rung, bezogen auf alle risikoarten

kreditanalyse kreditgenehmigung, betreuung und kreditüber- 
wachung für banken, staaten, unternehmen und 
immobilienfinanzierungen

kreditservice
Workout & 
collections

 Problemkreditbearbeitung

abwicklung der kreditbeziehung

beitreibung

 sicherheitenverwertung

erhöhung der recovery rate

Die interne revision ist wesentlicher bestandteil des unter-
nehmerischen und prozessunabhängigen überwachungs-
systems der Postbank. sie ist organisatorisch dem Vorstand 
ressourcen unterstellt und berichtet unabhängig an den 
gesamtvorstand.

Die Qualifikation der mitarbeiter im risikomanagement 
wird durch fortlaufende schulungsmaßnahmen sichergestellt. 
im rahmen des zentralen Qualifizierungsangebots der 
Postbank werden daher auch Veranstaltungen durchgeführt, 
die sich ausschließlich mit aspekten des risikomanagements 
(insbesondere mit dem kreditrisiko) befassen.

operative risikosteuerung
Die Verantwortung für die operative risikosteuerung im 
sinne der Positionsnahme ist bei der Postbank auf mehrere 
zentrale einheiten verteilt. Dazu gehören in erster linie 
das ressort financial markets, die kreditbereiche unterneh-
mensfinanzierungen, gewerbliche immobilien und banken &  
kapitalmärkte sowie die kreditfunktionen des Privatkunden- 
geschäfts. 

Das ressort financial markets ist aufgegliedert in den 
bereich treasury und das chief operating office financial 
markets. im bereich treasury erfolgt die operative steue-
rung der marktrisiken. Darüber hinaus steuert treasury 
operativ das liquiditätsrisiko mit dem fokus auf sicher-
stellung der jederzeitigen zahlungsfähigkeit im sinne des 
„lender of last resort“. Das chief operating office 
financial markets ist für das management des Portfolios 
der strukturierten kredite (scP) der bank verantwortlich. 
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Die entwicklung, Validierung und kalibrierung der rating-
modelle erfolgt in der abteilung risikomodelle, während 
die limitüberwachungs-, die reporting- und die steuerungs-
funktion der kreditrisiken in der abteilung kreditrisiko-
management wahrgenommen werden. Die abteilung 
risikostandards erlässt die grundlegenden regelungen für 
den umgang mit adressrisikopositionen.

für die operative steuerung der operationellen risiken exis-
tiert je bereich eine zweistufige organisationsstruktur mit 
dezentralen oprisk-managern. Die zentrale koordinations- 
und reportingfunktion wird durch das oprisk-controlling 
wahrgenommen. Die Verantwortung für die identifizierung 
und steuerung der rechtsrisiken trägt vorrangig der bereich 
recht der Postbank.

Das beteiligungsrisiko wird operativ durch die einbindung 
in die risikosteuerungs- und die dazugehörigen komitee-
strukturen sowie durch das beteiligungsmanagement u. a. 
im rahmen der organbetreuung im sinne der beteiligungs-
strategie gesteuert. auf die geschäfts- und die risikopolitik 
der beteiligungsunternehmen nimmt die bank insbesondere 
durch die Vertretung in den eigentümer- und aufsichtsgremien, 
in der regel durch Vorstandsmitglieder, einfluss.

Die laufende überwachung und steuerung der risiken aus 
immobilienbesitz wird bei der Postbank einheitlich durch die 
im bereich „immobilien, support, sicherheit“ des ressorts 
ressourcen der Postbank angesiedelte abteilung immobilien-
management wahrgenommen.

Die zentrale analyse- und reportingfunktion für spar- und 
girorisiken sowie residuale geschäftsrisiken nimmt die ab-
teilung marktrisikomanagement wahr, die Verantwortung 
dieser geschäftsrisiken verbleibt in den marktbereichen.

Jedes ressort ist operativ dafür verantwortlich, seine im rahmen 
der geschäftsstrategie definierten ziele zu erreichen bzw. 
die definierten rahmenbedingungen einzuhalten, und trägt 
somit zur operativen steuerung des geschäftsrisikos bei.

Übergreifendes risikomanagement
risikotragfähigkeit
Die Postbank ist in das risikotragfähigkeitskonzept der 
Postbank gruppe sowohl aus einer liquidationsperspektive 
(ökonomischer gläubigerschutz) als auch aus einer going-
concern-Perspektive (regulatorischer going-concern-ansatz) 
einbezogen. Die bank sieht ihre risikotragfähigkeit als 
gegeben an, wenn die risikodeckungsmasse größer als das 
zugewiesene risikokapital und größer als das momentane 
gesamtrisiko (Var) ist. 
 
unter dem blickwinkel des ökonomischen gläubigerschutzes 
wird das risikopotenzial zu einem konfidenzniveau von 
99,93 % berechnet. Die risikodeckungsmasse stellt hierbei 
den sogenannten ökonomischen substanzwert dar und 
dient vor allem dem schutz erstrangiger Verbindlichkeiten 
in einem liquidationsszenario.

bei der betrachtung unter dem aspekt des regulatorischen 
going-concern-ansatzes wird die Differenz zwischen dem 
regulatorischen kernkapital und einem dem risikoappetit 
der Postbank gruppe entsprechenden mindestens erfor-
derlichen kernkapital berechnet. Das so ermittelte freie 
kernkapital und die geplanten erträge stellen die risiko-

deckungsmasse dar. Das risikopotenzial in dieser Perspektive 
wird dabei zu einem konfidenzniveau von 95 % ermittelt.

risikokapital und limitierung
Das aus der risikodeckungsmasse auf die jeweiligen einheiten 
und risikoarten allokierte kapital wird als risikokapital 
bezeichnet. Die risikokapitalallokation wird mindestens 
quartalsweise vom gesamtvorstand bzw. vom brk überprüft 
und gegebenenfalls angepasst. Die weitere Verteilung des 
den einzelnen risikoarten zugeordneten risikokapitals sowie, 
falls erforderlich, eine adjustierung der einzellimite der 
risikoarten erfolgen durch die risikokomitees. 

für die im kapitel „arten von risiken“ aufgeführten risiko- 
arten wird mit ausnahme des liquiditätsrisikos ökonomisches 
kapital bereitgestellt. zur absicherung des zahlungsunfähig-
keitsrisikos hält die Postbank einen liquiditätspuffer aus 
hochliquiden und liquiden Vermögensgegenständen für 
eine zweimonatige survival Period im stressszenario gemäß 
marisk vor. Das immobilien- und das beteiligungsrisiko 
werden als nicht wesentlich betrachtet. 

bei der risikokapitalallokation werden mögliche schwan-
kungen der risikodeckungsmasse durch den einfluss der 
ertragslage und sonstiger effekte auf die eigenkapitalbestand-
teile sowie risikoartenübergreifende stressszenarien berück-
sichtigt. hierfür wird ein Puffer gebildet, indem nur ein teil 
der zur Verfügung stehenden risikodeckungsmasse tatsäch-
lich als limite für die einzelnen risikoarten allokiert wird. 
für die ermittlung des gesamtrisikokapitalbedarfs werden 
Diversifikationseffekte auf basis von korrelationen zwischen 
den risikoarten auf basis von Postbank spezifischen Daten  
konservativ ermittelt, die das bereitgestellte risikokapital 
entsprechend reduzieren. geschäftsmodellspezifische risiken 
(operationelle risiken, spar- und girorisiken sowie residuale 
geschäftsrisiken) tragen hierbei in besonderem maße zum 
Diversifikationseffekt bei. markt-, kredit-, immobilien- und 
beteiligungsrisiken weisen in der regel mittlere Diversifi-
kationseffekte auf.

neben der limitierung der risikopositionen für die einzel-
nen risikoarten auf basis des allokierten risikokapitals 
kommen Produkt-, Volumen- und sensitivitätslimite zum 
einsatz, um über die eigentlichen risikopositionen hinaus 
auch risikokonzentrationen in einzelpositionen oder risiko-
arten zu beschränken. 

bei den marktrisiken erfolgt die steuerung über die 
zuteilung von Var- und Verlustlimiten für die jeweiligen 
Portfolios. Die steuerung von kreditrisiken erfolgt für 
forderungen gegenüber banken, unternehmen und staaten 
(zentral-, regionalregierungen und kommunen) im 
wesentlichen durch limitierung auf Portfolioebene sowie 
durch Vorgabe eines zielportfolios. Das Volumen des 
mengengeschäfts wird durch soll-ist-Vergleiche mit den 
Planvorgaben gesteuert. für operationelle risiken werden 
limite und warnschwellen je segment festgelegt. Die wei - 
teren risikoarten werden nicht durch operative limite 
gesteuert. Das allokierte risikokapital stellt den konservativ 
ermittelten zukünftigen kapitalbedarf dar. 
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Die Postbank verfolgt das ziel, durch ein aktiveres limit-
management die steuerungswirkung auf die risiken zu 
verbessern, weshalb generell mit höheren auslastungen der 
limite zu rechnen ist. im rahmen des fortgeführten abbaus 
von risikopositionen hat die Postbank 2012 begonnen, ihr 
genehmigtes risikokapital zu reduzieren. gesenkt werden 
konnte das genehmigte risikokapital insbesondere für die 
risikoarten kreditrisiko, marktrisiko und in kleinerem um-
fang auch für das operationelle risiko. 

Die risikotragfähigkeit wird auf ebene der Postbank gruppe 
berechnet. Die risikotragfähigkeit der Postbank gruppe 
war jederzeit gegeben. Die für die operativ limitierten risiko - 
arten zugeteilten limite wurden sowohl auf ebene der 
Postbank gruppe als auch für die Deutsche Postbank ag 
jederzeit eingehalten.

nachstehende grafik veranschaulicht für die Postbank 
gruppe die entwicklung der limitauslastung operativ ge-
steuerter risikoarten im zeitablauf:

entwicklung limitauslastung operativ gesteuerter  
risikoarten
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risikokonzentrationen und stresstesting
konzentrationen bei kredit-, liquiditäts-, markt- und sons-
tigen risiken werden u. a. über sensitivitätsanalysen und  
stresstests identifiziert und überwacht und über risiko-
faktor- oder gap-limite (im bereich zins- und spread-
risiken) begrenzt. sensitivitätsanalysen und stressszenarien 
beschreiben hierbei hypothetische zukünftige entwicklungen 
der jeweiligen Portfolios, wert- und risikotreiber. über alle 
risikoarten hinweg werden daher makroökonomische 
szenarien hinsichtlich inflation, stagflation, rezession sowie 
weitere hypothetische oder historische szenarien berechnet.

Das management der konzentrationsrisiken erfolgt im 
rahmen der steuerung (z. b. über hedging-maßnahmen). 
hinsichtlich ihres spread-risikos sind hierbei insbesondere 
die bestände in europäischen staats-, länder- und banken-
anleihen relevant.

im rahmen des kreditportfoliomanagements werden syste-
matisch risikokonzentrationen auf der ebene von kredit-
nehmereinheiten sowie auf sektoraler ebene (branchen, 
regionen, sicherheitenkategorien etc.) identifiziert, reportet 
und über einen geregelten Prozess unter berücksichtigung 
von risikotragfähigkeit und risikorendite begrenzt. leit-
planken zur verbesserten steuerung der risikokonzentration 
sind in den organisationsanweisungen verankert. im mittel-
punkt stehen hierbei die identifizierten sektoren gewerbliche 
immobilienfinanzierungen, banken sowie staaten, für die –  
über die gültige limitmatrix für firmenkunden hinaus –  
weitergehende regelungen bestehen. Durch die segment-
spezifischen risk assessment reports und die steuerungs- 
relevanten risikozirkel werden risikokonzentrationen zeit-
nah eng überwacht. 

im segment financial markets wird neben einer reduktion 
des staatsanleihen-Portfolios vor allem im banken-Portfolio 
weiterhin aktives De-risking u. a. zur reduzierung von 
konzentrationsrisiken betrieben. Dabei wurde gezielt der 
abbau des exposure in den giiPs-staaten vorangetrieben.

für das commercial-real-estate-Portfolio wird eine strategie 
zur Vermeidung von regionalen einzelkonzentrationsrisiken 
in den usa und in großbritannien verfolgt.

aktuell sind auf basis des ökonomischen kapitals risikokon-
zentrationen insbesondere im bereich des staaten-exposure 
sowie im Portfolio der strukturierten kredite erkennbar. Die 
monatliche berichterstattung zum ökonomischen kapitalbedarf 
aus kreditrisiken und risikokonzentrationen ist wesentlicher 
bestandteil des kreditrisikoreports der Postbank.

Die Postbank unterliegt aufgrund ihres geschäftsmodells, 
d. h. als überwiegend im deutschen markt tätige retail-bank, 
zudem ertragsrisiken in der form, dass die aus kunden-
geschäften erwirtschafteten erträge geringer als geplant 
ausfallen können. Die überwachung solcher ertragsrisiken 
erfolgt im Planungsprozess unter einbindung des bereichs 
controlling. hierbei werden ertragsrisikokonzentrationen 
anhand von sensitivitätsanalysen und statistischen methoden 
überwacht und durch entsprechende maßnahmen gesteuert.

zur gewährleistung einer gesamthaften risikobeurteilung 
werden zumindest die wesentlichen operativ limitierten 
risikoarten (kredit-, markt- geschäfts- und operationelle 
risiken) im rahmen der risikotragfähigkeitsbetrachtung 
regelmäßig den definierten szenarioanalysen und stresstests 
unterzogen. neben den risikoartenübergreifenden gesamt- 
bankstresstests werden auch inverse stresstests und risiko- 
artenspezifische stresstests durchgeführt. Die stresstests 
werden in abhängigkeit von der marktentwicklung und 
basierend auf dem risikoprofil der Postbank stetig und 
dynamisch weiterentwickelt.

neue-Produkte-Prozess
Die risikofaktoren neuer Produkte und Produktmodifika-
tionen werden über einen Prozess neue Produkte/neue 
märkte (nPnm) systematisch marisk-konform identifiziert, 
in einer Produktdatenbank dokumentiert und ihren risiken 
entsprechend in die risikomessung und -überwachung  
der Postbank eingebunden.
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risikoreporting
Das risikoreporting in der Postbank beleuchtet die risiko-
tragfähigkeit und die risikoauslastung in den einzelnen 
risikoarten und umfasst eine Vielzahl regelmäßiger und 
spezieller berichte. über das reguläre managementreporting 
hinaus existieren regeln für ein nach risikoarten differen- 
ziertes ad-hoc-frühwarnreporting. Die adressaten werden 
somit zeitnah über Veränderungen von relevanten einfluss-
faktoren informiert. Die nachfolgende tabelle stellt, 
gegliedert nach den einzelnen risikoarten, den inhalt der 
wesentlichen berichte, deren Publikationsturnus und deren 
empfängerkreis dar.

konzernweites reporting

thema berichtsinhalte turnus adressat

risikoa rten-  
übergreifend

risikotragfähigkeit, einzelrisiken, konzentrationsrisiken, stresstestergebnisse quartalsweise  aufsichtsrat,  
gesamtvorstand,  
bankrisikokomitee

marktrisiken risikokennzahlen, limitauslastungen, umsätze, barwertige ergebnis- 
entwicklung

täglich gesamtvorstand,  
operative markteinheiten

 marktentwicklung, entwicklung der marktrisiken, ergebnisse und risiko- 
kennzahlen, stresstest- und szenarioanalysen, risikokonzentrationen,  
ergebnisse backtesting

monatlich gesamtvorstand,  
operative markt- und  
marktfolgeeinheiten,  
aufsicht

risikokennzahlen, limitauslastungen, barwertige ergebnisentwicklung,  
stresstest- und backtestingergebnisse, risikokonzentrationen

monatlich marktrisikokomitee

risikokennzahlen, barwertige ergebnisentwicklung, stresstestergebnisse quartalsweise 
 

gesamtvorstand, 
bankrisikokomitee,
aufsichtsrat

kreditrisiken adresslimitüberwachung täglich gesamtvorstand,  
operative markt- und  
marktfolgeeinheiten

 Portfolioentwicklung/-früherkennung, spezifische Portfolioanalysen,  
key Performance indicators, ratingverteilungen, länderrisiko inklusive 
giiPs-reporting, limitauslastungen inklusive ec/rtf-entwicklung,  
risikovorsorge entwicklung inklusive Plan-ist-abgleich, Problemkredite/ 
watch-list, risikokonzentrationen, rwa-entwicklung, el-entwicklung,  
ergebnisse aus szenarioanalysen/stresstests, marisk-Pflichtangaben

quartalsweise gesamtvorstand, 
kreditausschuss,
bankrisikokomitee,
kreditrisikokomitee

liquiditäts- 
risiken

 liquiditätsstatus inklusive limitauslastung, cashflows, liquiditätsquellen täglich gesamtvorstand,
marktrisikokomitee,
financial markets

 liquiditätsstatus inklusive limitauslastung, cashflows, liquiditätsquellen,  
ergebnisse der szenarioanalysen/stresstests

wöchentlich bankrisikokomitee
operative markteinheiten

liquiditätsstatus, stresstest, liquiditätsreserve, fundingstruktur monatlich gesamtvorstand, 
marktrisikomitee, 
aufsicht

operationelle 
risiken

aufgetretene schadenfälle wöchentlich fraud-gremium, 
oprisk-komitee

schadenfälle (indikatoren), einhaltung von warnschwellen, frequenz- 
schäden, auslastung der Var-limite, ergebnisse aus den szenarioanalysen  
und self-assessment

monatlich gesamtvorstand,
oprisk-komitee

geschäfts- 
risiken

Volumenentwicklung kundenprodukte täglich gesamtvorstand,  
operative markt- und  
marktfolgeeinheiten

risikokennzahlen, stresstestergebnisse monatlich gesamtvorstand,
marktrisikokomitee
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Die übrigen risikoarten – beteiligungsrisiken und immobilien-
risiken – werden im rahmen der berichterstattung zu den 
gesamtbankrisiken entsprechend als einzelrisiken berichtet.

risikoartenunabhängig besteht eine ad-hoc-eskalations-
pflicht für alle entscheidungsrelevanten ereignisse und 
entwicklungen.

aufsichtsrechtliche anforderungen
eigenmittelausstattung
Die Postbank nutzt für die kalkulation der eigenmittel-
anforderungen den irb-basis-ansatz sowie den irb-ansatz 
für das mengengeschäft auf basis der Vorgaben von basel ii. 

für die folgenden Portfolios – gegliedert nach forderungs-
klassen gemäß solvabilitätsverordnung (solvV) – hat die 
Postbank per stichtag 31. Dezember 2012 die aufsichts-
rechtliche eigenmittelunterlegung nach den regelungen 
der internen ratingansätze kalkuliert: zentralregierungen  
(staaten), institute (banken), unternehmen (firmenkunden 
inland, firmenkunden ausland, gewerbliche finanzierungen 
inland, gewerbliche finanzierungen ausland, angekaufte 
forderungen unternehmen, Versicherungsgesellschaften), 
mengengeschäft (baufinanzierungen Deutsche Postbank ag, 
ratenkredite, girokredite für wirtschaftlich selbstständige 
und geschäftskunden, angekaufte forderungen retail), 
beteiligungen (soweit nicht nach § 338 abs. 4 solvV ausge-
nommen), Verbriefungen und sonstige kreditunabhängige 
aktiva. 

für die nicht nach den irb-ansätzen kalkulierten restport-
folios wendet die Postbank den kreditrisiko-standardansatz 
an. Dabei handelt es sich im wesentlichen um folgende 
Portfolios: kontokorrentkredite und beitreibungsgeschäft 
im Privatkundensegment, geschäfte aus auslaufenden 
geschäftsbereichen und forderungen gegenüber geschäfts-
partnern aus dem öffentlichen sektor des europäischen 
wirtschaftsraums.

Die Postbank hat sich in entsprechenden umsetzungsprojekten 
auf eine zukünftige anwendung des fortgeschrittenen 
irb-ansatzes zur ermittlung der eigenmittelanforderungen 
für adressenausfallrisiken unter Verwendung selbst ge-
schätzter Verlustquoten auch für die nicht-mengengeschäft-
Portfolios vorbereitet. Die anwendung des fortgeschrittenen 
irb- ansatzes und die damit erwartete entlastung sowohl 
bei den risikogewichteten aktiva als auch bei der eigen-
kapitalquote werden für das erste halbjahr 2013 angestrebt, 
vorbehaltlich der entsprechenden zulassung durch die 
aufsichtsbehörden. 

Die berechnung der eigenmittelanforderungen für die markt - 
risiken erfolgt bei der Postbank derzeit nach den aufsichts-
rechtlichen standardmethoden. für die berechnung der 
eigenmittelanforderungen für operationelle risiken nutzt 
die Postbank auf ebene des konzerns einen fortgeschrittenen 
messansatz (advanced measurement approach – ama). 
für die Deutsche Postbank ag wird der anrechnungsbetrag 
weiterhin auf basis des standardansatzes kalkuliert.

liquiditätsanforderungen
Die Postbank erfüllt die aufsichtsrechtlichen anforderungen 
an die liquidität gemäß § 11 kwg in Verbindung mit der 
am 1. Januar 2007 in kraft getretenen liquiditätsverordnung 
(liqV). Die Postbank kalkuliert die liquiditätskennzahlen 
auf basis der aufsichtsrechtlichen standardmethode gemäß 
§§ 2 bis 7 liqV. Die Prozesse zur bankweiten identifikation, 
messung, überwachung und steuerung der liquiditäts-
risiken orientieren sich an den in den „Principles for sound 
liquidity risk management and supervision“ formulierten 
anforderungen.

mindestanforderungen an das risikomanagement (marisk)
Die anforderungen aus der neufassung der marisk vom  
14. Dezember 2012 werden – entsprechend den regulatorisch 
vorgegebenen umsetzungs- und übergangsfristen – schritt-
weise im rahmen eines 2012 aufgesetzten Projekts umge-
setzt. geplante schwerpunkte der umsetzung im Jahr 2013 
sind insbesondere die neuen anforderungen zur compliance-
funktion, zur risk governance sowie aspekte der kapital-
planung und des liquiditätsrisikomanagements. 

Überwachung und steuerung von marktrisiken 
zur steuerung ihrer marktrisiken bedient sich die Postbank 
einer kombination aus risikokennzahlen, ergebnisgrößen 
und sonstigen kennzahlen. Die wertveränderungen der mit 
marktrisiken behafteten Positionen werden aus der täg- 
lichen marktbewertung abgeleitet. bei inaktiven marktseg-
menten wird im rahmen eines gesonderten Prozesses 
regelmäßig überprüft, inwieweit die verfügbaren marktdaten 
noch adäquate bewertungen ermöglichen. für definierte 
bestände werden deshalb aus bewertungsmodellen 
abgeleitete kurse verwendet. Die ergebnissteuerung der 
marktrisikopositionen erfolgt primär mit einem barwertigen 
fokus. sämtliche marktrisiken werden auf Value-at-risk-
basis gemessen. risiken aus möglichen spread-Veränderungen 
sind in der risikomessung berücksichtigt. als weitere steue- 
rungskennzahlen werden sensitivitätsmaße und fristigkeiten-
strukturen herangezogen.

Die vor dem hintergrund der finanzmarktkrise 2008 
eingeleitete De-risking-strategie wurde auch im Jahr 2012 
planmäßig fortgeführt. Die Postbank baut den bestand an 
finanzanlagen im wesentlichen durch fälligkeiten und Ver-
käufe ab. Das risiko aus aktienbeständen ist unverändert 
vernachlässigbar.

um der relativen bedeutung der marktrisiken für die Postbank 
gerecht zu werden, sind für die kritischen steuerungsgrößen 
sowie für exogene ereignisse eskalationsmechanismen defi-
niert, die eine zeitnahe reaktion bei limitannäherungen, bei 
limitüberschreitungen oder im falle von – für die Postbank 
relevanten – extremen marktbewegungen ermöglichen.
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risikosteuerung von zinsänderungsrisiken
zinsänderungsrisiken ergeben sich, wenn die zinssensitiven 
aktiva und Passiva in den einzelnen laufzeitbändern von-  
einander abweichende beträge und zinssätze aufweisen. 
zur Quantifizierung der zinsänderungsrisiken werden für 
die kundengeschäfte mit wesentlichen impliziten optionen 
spezielle Verhaltensannahmen auf der basis von in der 
Vergangenheit beobachteten Verhaltensmustern getroffen. 
Von besonderer bedeutung sind in diesem zusammenhang 
die variabel verzinslichen kundeneinlagen. spezielle 
abbildungsregeln und bodensatzdefinitionen ergänzen das 
konzept zur risikoüberwachung und -steuerung. Die dazu 
verwendeten modellierungsmethoden werden laufend 
überprüft und weiter verfeinert. Das Verhalten von anlegern 
bei unbefristeten einlagen wird gemäß den internen 
modellen und Verfahren zur steuerung und überwachung 
der zinsänderungsrisiken modelliert. eigenkapitalbestand-
teile, die dem institut zeitlich unbegrenzt zur Verfügung 
stehen, werden nicht in die ermittlung der zinsänderungs-
risiken einbezogen.

Die analyse der zinsrisiken ist integraler bestandteil der täg-
lichen marktrisikomessung im handels- und im anlagebuch. 
Die nachstehende grafik zeigt das Profil der offenen zins - 
positionen der Postbank zum 31. Dezember 2012 in form 
einer basis-point-value (bpv)-Darstellung.  

Value-at-risk-messung, limitierung und backtesting
Die Quantifizierung und überwachung der eingegangenen 
marktrisiken erfolgt bei der Postbank auf basis des Value-at-
risk (Var)-konzepts. Der Var eines Portfolios bestimmt die 
potenzielle negative marktwertveränderung, die in einem 
bestimmten zeitraum mit einer vorgegebenen wahrschein-
lichkeit in dem betreffenden Portfolio nicht überschritten 
wird. Die berechnung wird auf alle mit marktrisiken behaf-
teten Positionen des handelsbuchs und des anlagebuchs 
konsistent und ohne berücksichtigung ihres jeweiligen 
bilanziellen ausweises angewandt.

Die ermittlung des Var erfolgt auf basis einer monte-carlo-
simulation. bei der operativen steuerung werden ein 
konfidenzniveau von 99 % und eine haltedauer von 10 tagen 
(anlagebuch) bzw. 1 tag (handelsbuch) zugrunde gelegt. 
als maßgebliche risikofaktoren werden bei der Var-berech-
nung zins- und spread-kurven, aktienkurse, wechselkurse 
sowie Volatilitäten berücksichtigt. im Jahr 2012 wurde das 

marktrisikomodell dahingehend überarbeitet, dass nun auch 
wesentliche spezifische credit-spread-risiken im marktrisiko- 
Var berücksichtigt werden.

korrelationseffekte zwischen den risikofaktoren leiten 
sich aus historischen beobachtungswerten ab. neben 
dem gesamt-Var, der sämtliche korrelationseffekte der 
risikofaktoren berücksichtigt, werden auch Var-beiträge 
für die wesentlichen unterarten des marktrisikos (zins-, 
spread-, aktien- und währungsrisiken) täglich ermittelt 
und analysiert.

Die marktrisiken werden durch ein system risikobegrenzender 
limite gesteuert. Das gesamtrisikokapital für marktrisiken 
wird vom bankrisikokomitee beschlossen und vom markt- 
risikokomitee in form von operativen sublimiten den 
einzelnen einheiten bzw. Portfolios zugeteilt. neben 
limiten, bezogen auf den gesamt-Var sowie die wesent-
lichen unterarten des marktrisikos, werden Verlustlimite für 
potenzielle marktwertverluste in einzelnen Portfolios 
allokiert. Die risikomessung und -überwachung erfolgt auf 
end-of-Day-basis, für die handelsportfolios besteht zusätzlich 
eine intraday-überwachung des marktrisikos. Die limite 
werden ergebnisabhängig dynamisiert; über das Verlustlimit 
hinausgehende aufgelaufene Verluste reduzieren das limit, 
aufgelaufene gewinne füllen es wieder bis maximal auf das 
ursprünglich festgelegte niveau auf. im Jahr 2012 führte der 
Prozess der limitdynamisierung aufgrund aufgetretener 
marktwertverluste und steigender Var-werte auf subport-
folioebene tageweise zur überschreitung von warngrenzen. 

neben den Var-limiten sind vom marktrisikokomitee sensi-
tivitätslimite festgelegt worden, die die credit-spread- und 
die zins-sensitivitäten in den verschiedenen segmenten, 
Portfolios und laufzeiten begrenzen.

Die zur berechnung des Var angewandten Verfahren werden 
regelmäßig validiert und im hinblick auf ihre zuverlässigkeit 
überprüft. Dabei wird die Prognosegenauigkeit des berech- 
neten Var u. a. durch Vergleich mit den eingetretenen gewinnen 
und Verlusten infolge tatsächlicher marktwertveränderungen, 
aber unverändertem bestand, überprüft (clean mark-to-
market backtesting). Per ultimo 2012 zeigt das backtesting 
(einseitiger binomialtest gemäß baseler ampel-ansatz) im 
rahmen der statistisch zu erwartenden bandbreiten liegende 
ergebnisse (ampelfarbe grün) und bestätigt damit die 
grundsätzliche angemessenheit des verwendeten Var- 
Verfahrens.

stresstesting
zusätzlich zu den Var-berechnungen werden zur besonderen 
analyse der auswirkungen extremer marktbewegungen 
sowie zur identifikation von risikokonzentrationen in regel - 
mäßigen abständen szenarioanalysen und stresstests durch-
geführt. Diese analysen quantifizieren die auswirkungen
außergewöhnlicher ereignisse und extremer marktbedingungen 
auf die entsprechenden Positionen der Postbank. Die sze- 
narioanalysen und stresstests werden für alle wesentlichen 
risikofaktoren durchgeführt. Die den stresstests zugrunde 
liegenden annahmen unterliegen einer laufenden Validierung.

zinspositionen (bpv) der Postbank per 31.12.2012

  bpv in mio €
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Die entwicklung des Var für das handelsbuch ist der folgen-
den grafik zu entnehmen.

Var handelsbuch 2012

 Var in mio €
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im Verlauf des Var für das handelsbuch spiegelt sich die ver- 
änderte handelsstrategie der Postbank wider, die eine deut-
liche reduktion der handelsaktivitäten und einen abbau 
der risikopositionen vorsieht. zum 31. Dezember 2012 lag 
der Var des gesamten handelsbuchs nur noch bei 4,0 mio €  
(zum Vergleich: 12,4 mio € per 31. Dezember 2011).

Die Var-limitauslastung wird laufend überwacht, die limite 
wurden jederzeit auch auf subportfolioebene eingehalten.

für das anlagebuch, auf das der weitaus größte teil der 
marktrisiken entfällt, betrug der Var (konfidenzniveau: 99 %, 
haltedauer: 10 tage) zum 31. Dezember 2012 311,3 mio € 
(zum Vergleich: 393,9 mio € per 31. Dezember 2011). 

Value-at-risk-anlagebuch 2012 
mio €

2011 
mio €

Var am Jahresultimo 311,3 393,9

minimaler Var 299,9 227,1

maximaler Var 463,4 404,3

Var im Jahresdurchschnitt 397,4 321,4

in die berechnung werden alle wesentlichen marktrisiko-
tragenden bestände des anlagebuchs einbezogen. bedingt 
durch die geschäftsstrategie der Postbank, wird die höhe 
der marktrisiken im anlagebuch im wesentlichen durch 
zins- und spread-risiken determiniert. fremdwährungsrisiken 
haben eher eine untergeordnete bedeutung. Die aus fremd-
währungspositionen resultierenden barwertigen risiken  
sind bestandteil der täglichen marktrisikomessung und 
-berichterstattung. in der steuerung liegt der fokus zum 
einen auf der barwertigen betrachtung und zum anderen 
auf der minimierung möglicher guV-risiken aus fremd-
währungspositionen. aktienrisiken, die u. a. auch aus der 
steuerung der risiken aus kundenprodukten resultieren, 
sind gering.

auch im berichtsjahr wurden die szenarioannahmen und die 
stressparameter regelmäßig überprüft, und darüber hinaus  
wurde das spektrum der durchgeführten stresstests erweitert. 
Die stresstests umfassen sowohl aus historisch beobachteten 
risikofaktoränderungen abgeleitete szenarien als auch 
hypothetische extremszenarien. Der gesamtvorstand, die 
mitglieder des brk und des mrk sowie der aufsichtsrat 
werden über die wesentlichen ergebnisse der szenario-
analysen regelmäßig informiert. Die im Jahr 2012 durch-
geführten szenarioanalysen zeigen, dass die risikotrag - 
fähigkeit der Postbank auch bei einer neuerlichen Verschär-
fung der marktsituation gewährleistet wäre. bei den regel - 
mäßig durchgeführten internen stresstests für marktrisiken 
zeigen sich die größten anfälligkeiten weiterhin im zins-  
und im spread-bereich. Demgegenüber sind die sensitivitäten 
gegenüber aktienkurs-, währungskurs- und Volatilitäts-
veränderungen deutlich geringer. Die hierbei angewendeten 
stressparameter werden regelmäßig auf angemessenheit 
geprüft.

Der maßgabe, risikokonzentrationen zu berücksichtigen, 
wird in der marktrisikomessung gesondert rechnung getragen. 
hierzu werden regelmäßig die auswirkungen assetklassen-, 
rating- oder währungsspezifischer stresstests analysiert und 
mithilfe von sensitivitätsanalysen vorhandene risikokon-
zentrationen identifiziert. instrumente hierfür sind zinsgap - 
struktur-analysen, nach emittenten, assetklassen und 
bonitäten differenzierte analysen von credit-spread-sensiti-
vitäten sowie analysen der aktien- und der fremdwäh-
rungspositionen der bank.

marktgerechte bedingungen
neben der überwachung der marktrisiken führt die Postbank 
auch eine Prüfung der im eigenen namen für eigene rech-
nung abgeschlossenen handelsgeschäfte auf marktgerechte 
Preise (marktgerechtheitskontrolle) durch. Die überwachung 
erfolgt durch vom handel unabhängige interne kontroll-
stellen.

risikokennzahlen
für das handelsbuch der Postbank wurden für den zeitraum 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2012 (sowie für das 
Vergleichsjahr 2011) folgende Var-werte (konfidenzniveau: 
99 %, haltedauer: 10 tage) ermittelt:

Value-at-risk-handelsbuch 2012 
mio €

2011 
mio €

Var am Jahresultimo 4,0 12,4

minimaler Var 2,8 3,4

maximaler Var 20,8 25,8

Var im Jahresdurchschnitt 11,7 10,1
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Var anlagebuch 2012
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Die seit dem zweiten halbjahr 2011 beobachtete erhöhung 
des Var im anlagebuch der Postbank – verursacht durch 
einen sprunghaften anstieg der spread-Volatilitäten euro-
päischer sovereigns und banken als folge der eskalierenden 
staatsschuldenkrise – setzte sich nach einer kurzfristigen 
beruhigung zunächst auch im zweiten Quartal 2012 fort. 
ab mitte des berichtsjahres sank der Var im anlagebuch 
jedoch wieder sukzessive, verbunden mit einer deutlichen 
einengung der relevanten credit-spreads. zum Jahresende 
2012 lag das marktrisiko deutlich unter dem niveau des 
Vorjahresultimos.

Überwachung und steuerung von kreditrisiken
Die Postbank orientiert sich in der gesamtzusammensetzung 
des kreditportfolios mit den schwerpunkten firmenkunden 
inklusive gewerbliche immobilienfinanzierungen, banken, 
staaten (zentral- und regionalregierungen sowie kommu-
nen) und retail sowie den damit einhergehenden risiko-
konzentrationen an einem zielportfolio. Dieses zielportfolio 
wurde nach der maßgabe eines ausgewogenen Verhält-
nisses von rendite und risiko aufgestellt. auf dessen basis 
werden die ratingklassen-, branchen- und regionenvertei-
lungen strukturiert. Quartalsweise erfolgt ein abgleich des 
aktuellen forderungsportfolios mit dem zielportfolio. zum 
31. Dezember 2012 wurde die Portfoliostruktur um das  
segment non core operating unit erweitert. für das firmen-
kundengeschäft erfolgt zusätzlich eine einzelbezogene 
rentabilitätsbetrachtung mittels des return-on-equity, des 
Verhältnisses von risikoadjustierter nettomarge zu gebun-
denem eigenkapital. Das Privatkundengeschäft ist aufgrund 
der ausgeprägten risikodiversifikation im rahmen der 
Definition des zielportfolios nicht grundsätzlich limitiert, 
sondern wird über die nettomargenerwartungen nach 
abzug des erwarteten risikos gesteuert.

Das management und die überwachung des adressenaus-
fallrisikos und damit die umsetzung der kreditrisikostrategie 
finden zum einen auf basis des einzelrisikos und zum 
anderen auf Portfolioebene statt. 

steuerung der einzelrisiken
Kreditgenehmigungsverfahren
Die kreditrichtlinien der Postbank enthalten detaillierte 
Vorgaben für alle kreditgeschäfte. kreditgenehmigungen 
unterliegen einer festgelegten kompetenzordnung, in 
deren rahmen entscheidungsträger oder -gremien zum ab-
schluss von kreditgeschäften autorisiert sind. Die kreditkom-
petenzen werden anhand festgelegter höchstkreditgrenzen 
pro gruppe verbundener kunden (vgl. § 19 abs. 2 kwg) in 

abhängigkeit von der bonitätseinstufung (rating) und der 
höhe bei firmenkunden und geschäften im geschäftsbereich 
financial markets definiert. ein wesentliches merkmal des 
kreditgenehmigungsverfahrens ist die trennung zwischen 
markt (Vertrieb/handel) und marktfolge, entsprechend den 
bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben (marisk). eine bank-
aufsichtsrechtlich zulässige ausnahme von der strengen 
funktionstrennung bildet das standardisierte kreditvergabe-
verfahren im nicht risikorelevanten geschäft, worunter die 
Postbank private wohnungsbaufinanzierungen bis 1 mio €, 
andere retail-kreditprodukte sowie im geschäftsbereich 
firmenkunden kredite bis 750 t€ versteht, für die verein-
fachte und standardisierte Verfahren anwendung finden.

Scoring und Rating
Die Postbank verfügt über interne ratingsysteme, die zur 
nutzung des irb-ansatzes nach basel ii bzw. gemäß solvabili-
tätsverordnung zugelassen sind. neben methodischen und 
prozessual-organisatorischen anforderungen haben diese 
ratingsysteme ihre eignung bei der klassifizierung des 
bestands- bzw. des neugeschäfts bewiesen. unabhängig von 
der größe und der art des kreditgeschäfts wird im kredit- 
genehmigungsverfahren sowie mindestens jährlich und anlass-
bezogen ein individuelles rating oder scoring durchgeführt.

Die Verantwortung für die konzeption, die methodische 
überwachung, die kalibrierung, die Validierung aller einge-
setzten und die implementierung der in internen Datenver-
arbeitungen umgesetzten internen ratingverfahren obliegt 
der abteilung kreditrisikocontrolling risikomodelle. ein 
für die Prozessunterstützung eingerichtetes modell- und 
Validierungskomitee (mVk) stellt – gemeinsam mit dem ihm 
untergeordneten model-change-Policy-komitee (mcPk) –  
auch die einbindung der ergebnisse aus der überwachung 
der internen ratingverfahren in das interne berichtswesen 
und die steuerungsprozesse der bank sicher. Der Vorstand 
wird regelmäßig von den zuständigen gremien (brk, krk, 
mVk) über die funktionsfähigkeit der ratingsysteme sowie 
über die ratingergebnisse im rahmen des management-
reportings informiert. Die Prozessüberwachung liegt in 
der im chief operating office des cro-bereichs angesie-
delten abteilung risikostandards. Die weiterentwicklung, 
laufende Validierung und gegebenenfalls rekalibrierung 
der scoring- und ratingsysteme stellte im Jahr 2012 einen 
tätigkeitsschwerpunkt des kreditrisikocontrollings der bank 
dar. Die interne revision prüft jährlich die angemessenheit 
der internen ratingsysteme inklusive der einhaltung der 
mindestanforderungen an den einsatz der ratingsysteme.

im retail banking erfolgen kreditvergabe, Prolongations-
entscheidung und die gestaltung der konditionen, basierend 
auf den ergebnissen statistischer scoringmodelle und über 
genehmigungsrichtlinien. Die bei der Postbank eingesetzten 
scoringmodelle verwenden interne und externe informatio-
nen über den kreditnehmer und schätzen mittels statisti-
scher Verfahren individuell die PD (Probability of Default = 
ausfallwahrscheinlichkeit) eines kreditnehmers bzw. eines 
kredits. im rahmen der berechnung der lgD (loss given 
Default = Verlustquote) werden, bezogen auf die anrechen- 
baren sicherheiten, individuell die Verwertungsquoten sowie 
im falle des kleinteiligen unbesicherten mengengeschäfts  
pauschal die wiedereinbringungsquoten geschätzt. im rahmen 
der ccf-ermittlung (credit conversion factor = konversions-
faktor) wird der ausnutzungsgrad der offenen linien zum 
ausfallzeitpunkt geschätzt.
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für kunden sowie garantiegeber im bereich firmenkunden, 
banken und staaten werden für die kreditentscheidung und 
die konditionengestaltung ratingmodelle verwendet, die 
in der regel aus einem statistischen bilanzrating oder einer 
simulation der erwarteten zahlungsströme bestehen und 
zusätzlich über eine heuristische komponente qualitative 
und kurzfristigere informationen in das interne rating ein-
beziehen. Verflechtungen eines kreditnehmers werden über 
ein konzept für schuldnergesamtheiten berücksichtigt.

alle internen ratings und scorings werden auf einer ein-
heitlichen masterskala abgebildet, die jedem rating- oder 
scoringergebnis eine ratingklasse und die für die klasse 
festgelegte ausfallwahrscheinlichkeit zuordnet. Die Postbank 
lehnt sich hierbei an die bezeichnungen der ratingagentur 
standard & Poor’s an. 

Die Validierung der rating- und der scoringverfahren findet 
bei der Postbank im rahmen der jährlichen modellvalidierung 
und des laufenden monitoringprozesses statt. Die modell-
validierung stützt sich auf standardmäßige kernanalysen, 
die die gesichtspunkte stabilität der modellformel bzw. der 
geschätzten Parameter und der Verteilungen, die trenn-
schärfe des ratingmodells sowie die bestätigung der Vor-
hersagekraft der modelle beinhalten, beleuchtet aber auch 
qualitative aspekte. im rahmen der Validierung werden 
auch eventuelle Veränderungen in der Verlusthistorie durch 
anpassung der Parameter berücksichtigt. 

grundsätzlich ergibt sich aus der einbindung der modell-
validierung in die Prozesse der Postbank die möglichkeit, 
geschäftspolitische und modellrelevante maßnahmen aus 
den ergebnissen der kernanalysen direkt abzuleiten. in der 
Datenverarbeitung werden alle relevanten inputfaktoren 
und die ergebnisse der durchgeführten ratings gespeichert, 
sodass eine lückenlose ratinghistorie für jeden kunden 
bzw. jedes geschäft besteht.

rating- und scoringergebnisse dienen – über die unterstüt-
zung im kreditentscheidungsprozess hinaus – u. a. auch als 
grundlage für die berechnung des erwarteten Verlusts, also 
des Verlusts, der im statistischen mittel über den zeitraum 
eines Jahres zu erwarten ist. sie fließen neben anderen 
größen über die standardrisikokosten (vgl. nachstehenden 
abschnitt) indirekt in die margenkalkulation ein.

Risiko-/Rendite-Steuerungsgrößen
für erwartete ausfälle im kreditgeschäft der Postbank 
werden die durchschnittlichen standardrisikokosten in der 
Vorkalkulation kreditindividuell berücksichtigt. Dadurch 
können alle kreditgeschäfte im rahmen der Vorkalkulation 
bewertet werden. Die standardrisikokosten fließen als 
Prämie für den erwarteten Verlust in die Preisbestimmung 
und in form einer return-on-equity-kennziffer (roe) in  
die rentabilitätsberechnung der forderungen bei firmen-
kunden ein. Die rentabilitätsbetrachtung zielt auf eine 
ganzheitliche bewertung der kundenbeziehung ab und 
findet für den retail-bereich auf Produkt- bzw. Portfolio-
ebene, für den non-retail-bereich individuell statt.

Sicherheitenmanagement
Das sicherheitenmanagement ist wichtiger und integraler 
bestandteil des kreditmanagementprozesses der Postbank. 
an die Qualität (z. b. die rechtliche wirksamkeit und die 
Durchsetzbarkeit) der hereingenommenen sicherheiten 
werden strenge maßstäbe angelegt. Die werthaltig-
keit der sicherheit wird nicht nur bei kreditgewährung, 
sondern auch während der laufzeit des kredits auf basis 
einheit licher standards kontinuierlich überwacht. Die 
entsprechenden sicherheitenprozesse werden regelmäßig 
hinsichtlich regulatorischer anforderungen überprüft und 
weiter verbessert. im Jahr 2012 wurden die Prozesse für 
die hereinnahme und überwachung von grundpfandrech-
ten und guthabenverpfändungen in der gewerblichen 
immobilienfinanzierung der Deutschen Postbank ag weiter 
optimiert; die neuen Prozesse greifen ab Jahresanfang 2013. 
als sicherungsinstrumente nutzt die Postbank hauptsächlich 
grundpfandrechte zur absicherung von immobilienfinan-
zierungen, garantien und kreditderivate sowie finanzielle 
sicherheiten und sons tige sachsicherheiten.

Die Verantwortung für das sicherheitenmanagement liegt 
in der marktfolge (mit partiellen erleichterungen für das 
nicht risikorelevante geschäft der Deutschen Postbank ag) 
und umfasst die anerkennung als sicherheit, die rechtliche 
beordnung und die regelmäßige überprüfung und bewer-
tung sowie die Verwaltung der anrechenbaren sicherheiten. 
Die im mobilen sicherheiten werden in den positionsführen-
den systemen erfasst. Die wertansätze der anrechenbaren 
sicherheiten werden in abhängigkeit von der art der 
besicherung nach festgelegten überwachungsfrequenzen, 
im regelfall jährlich bzw. bei kritischen engagements in 
kürzeren intervallen, überprüft.

garantien und kreditderivate müssen unwiderruflich und 
unbedingt sein, um als kreditrisikominderungsinstrument 
bei der mindesteigenkapitalberechnung für adressrisiken 
angerechnet werden zu können. anerkannt werden nur 
garantien von staaten (zentral- und regionalregierungen 
sowie kommunen), sonstigen staatlichen stellen, banken, 
supranationalen organisationen und juristischen Perso-
nen mit einem rating von mindestens a–. garantie- sowie 
sicherheitengeber im zusammenhang mit kreditderivaten 
unterliegen den gleichen risikoklassifizierungs-, risiko- 
limitierungs- und risikoüberwachungsverfahren wie kredit-
nehmer.

grundpfandrechte werden bei der berechnung des mög-
lichen Verlusts bei ausfall eines kredits berücksichtigt. im 
falle einer dauerhaften zahlungsunfähigkeit des kreditneh-
mers erfolgt die Verwertung der sicherheiten.

bei grundpfandrechtlichen kreditsicherheiten im firmen-
kundengeschäft erfolgen turnusmäßig, mindestens jährlich, 
eine objektbezogene wertüberprüfung sowie im inland 
eine marktbezogene überwachung auf basis des markt-
wertschwankungskonzepts der Deutschen kreditwirtschaft 
(ehemals: zentraler kreditausschuss (zka)). Daneben erfolgt 
eine fortlaufende qualitative beobachtung der relevanten 
branchen und immobilienmärkte durch den markt- und den 
marktfolgebereich. bei krediten bzw. immobilienwerten im 
Volumen von mehr als 3 mio € wird die bewertung grund-
sätzlich spätestens nach drei Jahren durch unabhängige, 
qualifizierte kreditspezialisten überprüft bzw. eine neube-
wertung durch immobiliensachverständige vorgenommen.
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sofern die sofortige Verwertung von der Postbank zur 
kreditsicherung übertragenen sicherheiten aus rechtlichen 
oder wirtschaftlichen gründen nicht möglich oder sinnvoll 
ist, kann die liquidation dieser sicherheiten bis zur klärung 
der rechtlichen Voraussetzungen bzw. bis zum eintritt einer 
wirtschaftlich sinnvolleren situation unter bestmöglicher 
bewirtschaftung und entwicklung zunächst zurückgestellt 
werden (aktives bzw. passives halten).

für die Postbank ist die weiterentwicklung der vorhandenen 
sicherheitenmanagement-systemlandschaft vorgesehen. 

Kreditüberwachung und Problemkreditverfahren
bei nicht standardisierten krediten erfolgt eine überwachung 
der kreditrisiken durch mindestens jährliche bonitätsprü-
fungen sowie infolge von ereignissen, die die bonität eines 
schuldners beeinflussen können. Die kontrollen werden, 
entsprechend den bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben, von 
den operativen krediteinheiten in der marktfolge und bei 
handelsgeschäften zusätzlich vom risikocontrolling durch-
geführt.

im bereich des individuellen kreditgeschäfts mit firmen-
kunden sowie im bereich der baufinanzierung (hier ab  
750 t€ je kreditnehmer bzw. kreditnehmereinheit) hat die 
Postbank, entsprechend den bankaufsichtsrechtlichen 
anforderungen, einen kreditüberwachungsprozess 
implementiert, durch den anhand definierter qualitativer 
und quantitativer frühwarn- und risikoindikatoren (z. b. 
brancheninformationen, betriebswirtschaftliche Daten, 
kunden- und kontoführungsdaten und ratingveränderun-
gen) erhöht risikobehaftete kredite identifiziert werden. 
Die frühzeitige erkennung des zunehmenden kreditaus-
fallrisikos anhand der frühwarn- und risikoindikatoren 
ermöglicht der Postbank, zeitnah maßnahmen zur risikomin-
derung zu ergreifen, gegebenenfalls sanierungsmodelle mit 
dem schuldner zu entwickeln und umzusetzen oder eine 
kreditabwicklung einzuleiten.

bei identifikation eines firmenkundenkredits als erhöht 
risikobehaftet wird der betreffende kreditnehmer bei 
frühwarnindikatoren in die beobachtungsklasse und bei 
risikoindikatoren als intensivbetreuungs-, sanierungs- oder 
abwicklungsengagement (watch-list) eingestuft. Der 
einzelkredit ist bei Vorliegen harter („regelgebundener“) 
risikoindikatoren zwingend und bei Vorliegen lediglich 
weicher („prinzipienorientierter“) risikoindikatoren nach 
ermessen des betreuenden kreditspezialisten in zusammen-
arbeit mit den sanierungsspezialisten entsprechend einzu-
stufen. Die watch-list wird laufend von den verschiedenen 
kreditabteilungen aktualisiert und dem ressortvorstand 
cro sowie dem krk quartalsweise vorgelegt. Die größten 
einzelengagements sowie kredite, die in der entscheidung 
des gesamtvorstands lagen, werden als teil des vierteljähr-
lichen kreditrisikoberichts an den gesamtvorstand und den 
kreditausschuss des aufsichtsrats berichtet.

steuerung der kreditrisiken auf Portfolioebene
Portfoliosteuerung
über die überwachung der einzelrisiken hinaus wird das 
notwendige ökonomische kapital (auch economic capital 
bzw. ec) für den gesamten mit kreditrisiken behafte-
ten forderungsbestand ermittelt. Das von der Postbank 
genutzte kreditportfoliomodell berücksichtigt interne und 
externe risikoparameter, konzentrationsrisiken im kredit-
portfolio sowie wiederanlageeffekte bei restlaufzeiten von 
unter einem Jahr und die aufgliederung bis auf einzelne 
schuldner.

Das ec ist die potenzielle negative Veränderung des 
barwerts des gesamtkreditportfolios durch eingetretene 
oder potenzielle Verluste aufgrund von kreditrisiken, 
die innerhalb eines Jahres mit einer wahrscheinlichkeit von 
99,93 % nicht überschritten wird. im rahmen des risikotrag-
fähigkeitskonzepts der Postbank ist das ec als maß für den 
unerwarteten Verlust aus kreditrisiken durch risikokapital 
zu unterlegen. 

im unterschied zum ec ist der erwartete Verlust der erwar - 
 tungswert von Verlusten aus kreditrisiken des bankportfolios, 
bezogen auf ein zeitintervall von einem Jahr. Dieser 
berechnet sich näherungsweise als Produkt der ausfallwahr-
scheinlichkeit, der gesamtforderungshöhe bei ausfall und 
der Verlustquote bei ausfall und ist abhängig vom rating 
des kontrahenten bzw. des geschäfts und der laufzeit des 
geschäfts. Der erwartete Verlust trägt nicht zum gesamt-
risiko der bank bei, sondern wird über die standardrisiko-
kosten in der margenkalkulation berücksichtigt.

Die berechnung des ec basiert auf dem migrationsverhalten 
der schuldnerspezifischen bonitäten und den korrelations-
effekten im Portfolio, um risiken aus einer unvorteilhaften 
konzentration der kreditnehmer bezüglich ihrer branchen-, 
bonitäts- und länderzugehörigkeit zu quantifizieren. Die 
wahrscheinlichkeit einer ratingveränderung (migration) 
wird kontinuierlich aktualisiert und an die beobachteten 
Veränderungen der aktuellen wirtschaftlichen rahmenbe-
dingungen angepasst. zur berechnung des ec werden alle 
forderungen mit ihren zukünftigen zahlungsströmen erfasst 
und auf den betrachtungszeitpunkt diskontiert, sodass 
neben einem kapitalausfall innerhalb des betrachtungszeit-
raums von einem Jahr auch der barwertige effekt aller über 
den betrachtungszeitraum hinaus auftretenden bonitäts-
veränderungen gemessen wird. Die bewertung der kredit-
risiken erfolgt hierbei auf basis der aktuellen internen und 
externen bonitätsbeurteilungen sowie intern und extern 
abgeleiteter Parameterschätzungen für Verlustquoten.

als externe eingangsgrößen fließen in die ec-berechnung 
u. a. fortlaufend aktualisierte Daten der ratingagenturen, 
abgeleitete migrationstabellen, zinskurven sowie eine 
kovarianzmatrix der im korrelationsmodell verwendeten 
risikofaktoren ein. homogene, granulare forderungen 
werden bei der berechnung des ec zusammengefasst und 
nicht auf einzelgeschäftsebene berechnet. Dies sind vor 
allem Produkte des mengengeschäfts.
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bzw. in form gewerblicher immobilienfinanzierungen. Der 
bestand an finanzanlagen besteht vornehmlich aus einem 
Portfolio von staatsanleihen, überwiegend Deutschlands 
und anderer europäischer nationen, sowie anleihen  
von banken (inklusive covered bonds und Pfandbriefe), 
Versicherungen und sonstigen finanzdienstleistern. 

zur steuerung der investitionen im non-retail-bereich ist  
in der kreditrisikostrategie ein zielportfolio definiert, das 
unter Diversifikationsaspekten ausgerichtet wurde.

Regionale Aufteilung des Kreditportfolios
zur steuerung des länderrisikos hat die Postbank länder-
pezifische limite für die kreditvergaben eingerichtet.  
Die höhe der länderlimite wird maßgeblich bestimmt durch 
interne und externe ratings und die am bruttoinlands-
produkt gemessene wirtschaftskraft des jeweiligen landes. 
in einer zentralen Datenbank werden neben den jeweils 
zugewiesenen länderlimiten und deren aktueller ausnutzung 
auch volkswirtschaftliche Daten erfasst, die zur einordnung 
eines landes in eine risikoklasse herangezogen werden. 
als konsequenz aus der finanzmarktkrise wurde die systematik 
der länderlimite grundsätzlich überarbeitet und um eine 
frühwarnsystematik ergänzt. Die regionale aufteilung des 
kreditvolumens zeigt weiterhin eine strategiekonforme 
konzentration auf den heimatmarkt Deutschland. 

regionale aufteilung
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mit den jeweils aktualisierten bestands- und marktdaten 
wird monatlich das ec des kreditportfolios berechnet. Die 
berechnung des ec im kreditportfolio berücksichtigt die  
Diversifikationseffekte zwischen den Portfolios der geschäfts-
bereiche. Die auslastung der vom krk den einzelnen 
Profitcentern zur Verfügung gestellten ec-limite und des 
gesamtlimits für kreditrisiken wird regelmäßig überwacht.

zusätzlich zur berechnung des ec wird das kreditportfolio 
regelmäßig einem risikoartenübergreifenden stresstesting 
und sensitivitätsanalysen unterzogen mit dem ziel, die 
Verluste zu quantifizieren, die als folge extremer ereignisse 
ausgelöst werden könnten.

Portfoliostruktur
zum 31. Dezember 2012 ist das segment non core operating 
unit neu in die Portfoliostruktur aufgenommen worden.

wesentliche kennzahlen zur beschreibung der kreditrisiken 
für die unterschiedlichen Profitcenter zum 31. Dezember 
2012 im Vergleich zum Jahresende 2011 werden in der fol-
genden tabelle dargestellt (Volumen: buchwerte). Da das 
ec inklusive Portfolioeffekte nicht auf ebene der Deutschen 
Postbank ag berechnet wird, wird die Portfoliostruktur auf 
konzernebene gezeigt.

kredit-
risiken 

Volumen erwarteter 
Verlust

economic  
capital  (ec)1 

31.12. 
2012 

mio €

31.12. 
2011 

mio €

31.12. 
2012 

mio €

31.12. 
2011 

mio €

31.12. 
2012 

mio €

31.12. 
2011 

mio €

retail 77.057 81.219 236 195 987 824

firmen- 
kunden 18.546 26.422 32 67 350 538

financial 
markets 66.686 78.070 11 143 310 1.104

non core 
operating 
unit2 27.159 n. a. 83 n. a. 651 n. a.

Gesamt 189.448 185.711 363 405 2.297 2.466
1  Das zugrunde liegende konfidenzniveau beträgt 99,93 %.
2   Das segment non core operating unit wird erstmals zum 31. Dezember 2012 reportet. 

Der rückgang der risikokennzahlen für den erwarteten 
Verlust und das economic capital resultiert im wesentlichen 
aus dem abbau und der tilgung risikobehafteter assets 
(inklusive des engagements in giiPs-staaten, des structured-
credit-Portfolios und des geschäfts mit gewerblichen 
immobilienfinanzierungen) und zu einem kleineren teil aus 
ratingmigrationen. im segment retail ist der anstieg des 
erwarteten Verlusts und des economic capital auf weiter-
entwicklungen von ratingmodellen und modellkalibrierun-
gen zurückzuführen.

Branchenstruktur des Kreditportfolios
insgesamt zeigt die branchenaufteilung des Volumens der 
kreditrisikotragenden instrumente mit ausnahme der 
konzentration bei banken und staaten eine ausgewogene 
struktur. Das kreditportfolio besteht schwerpunktmäßig  
aus krediten an retail-kunden mit fokus auf private bau - 
 finanzierungen in Deutschland. Daneben bestehen kredit - 
engagements im bereich firmenkunden überwiegend aus 
dem geschäft mit gewerblichen kunden in Deutschland 
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Bonitätsstruktur des Kreditportfolios
Die Verteilung der rating-klassen des kreditportfolios zeigt 
die konservative ausrichtung der Postbank. in der folgenden 
grafik ist die ratingstruktur des kreditportfolios für das 
non-retail-geschäft dargestellt. es dominieren die guten 
ratingklassen mit investmentqualität.

analog veranschaulicht die folgende grafik die kreditqualität 
der risikotragenden finanzinstrumente, bezogen auf das 
retail-geschäft der Postbank, die zum stichtag 31. Dezember 
2012 weder überfällig noch einzelwertgemindert waren. 
Das retail-geschäft der Postbank weist – vor allem als folge 
der einführung neuer bestandsmodelle für ratenkredit- und 
baufinanzierungsportfolios sowie als folge der rekalibrie-
rung bestehender ratingmodelle – eine Verschiebung der 
ratingstruktur zu den weniger guten ratingklassen auf. 
begründet ist dies u. a. darin, dass altbestände zuvor mittels 
Pool-ratings abgebildet wurden und nun mit dem neu 
eingeführten bestandsrating für baufinanzierungen individuell 
bewertet werden.

Verbriefungen
Die Verbriefung von finanzaktiva (asset securitisation)  
ermöglicht die übertragung der zugrunde liegenden kredit- 
risiken an Dritte. im regelfall werden ganze forderungs-
Pools übertragen, die sich aus zwei oder mehr untereinander 
abgestuften risikosegmenten (tranchen) mit unterschied-
lichen risikograden zusammensetzen.

Die Postbank nimmt bei der asset securitisation sowohl die 
rolle des investors als auch die des originators ein.

investor
im rahmen der Durchführung von kreditersatzgeschäften 
hat die Postbank u. a. in strukturierte kreditprodukte investiert 
(sogenannte structured credit Products (scP)). konkret 
handelt es sich um asset backed securities (abs), collater-
alized Debt obligation (cDo), collateralized loan obliga-
tion (clo), residential mortgage backed securities (rmbs) 
und commercial mortgage backed securities (cmbs). Die 
Verbriefungspositionen sind in der regel von mindestens  
einer anerkannten ratingagentur (standard & Poor’s, 
moody’s oder fitch ratings) geratet. 

originator
neben der rolle als investor tritt die Postbank als originator 
am markt auf. Die nachstehenden synthetischen Verbrie-
fungstransaktionen in form der Verbriefung von forderungen 
auf wohnimmobilien in Deutschland führen einerseits zu 
einer entlastung der aufsichtsrechtlichen eigenmittelunter-
legung, andererseits zu einer reduktion von risikokon-
zentrationen. zum berichtsstichtag hatte die Postbank die 
transaktion „Pb Domicile 2006-1“ mit einem Volumen in 
höhe von 1.471 mio € im bestand. Darüber hinaus hat die 
Postbank die synthetische originator-Verbriefung Provide  
Domicile 2009-1 strukturiert, zu der per stichtag kein wesent-
licher risikotransfer bewirkt wurde. 
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umweltrisiken
bei ihren kreditentscheidungen berücksichtigt die Postbank 
auch umweltrisiken. in der kreditpolitik wie auch in den 
einzelnen kreditentscheidungen wissen sich die Postbank 
und ihre mitarbeiter ihrer gesellschaftlichen Verantwortung 
verpflichtet.

Die identifizierung und die Quantifizierung von umwelt-
risiken bilden einen bestandteil der üblichen risikobeurtei-
lungs- und risikomanagementverfahren im in- und im aus-
landsgeschäft. im hinblick auf die kunden betrachtet die 
Postbank die erfüllung der geltenden umweltauflagen und 
einen verantwortungsbewussten umgang mit der umwelt 
als wesentliche faktoren für die beurteilung der unter- 
nehmensführung.

Damit erfüllt die Postbank die anforderungen an ein nach-
haltiges und zukunftsorientiertes wirtschaften sowie die 
orientierung an supranationalen leitlinien wie dem un 
global compact.

Überwachung und steuerung von liquiditätsrisiken 
aufgabe des liquiditätsrisikomanagements ist es, die jeder  - 
zeitige zahlungsfähigkeit der Postbank auch in bestimmten 
stresssituationen zu gewährleisten. Die operative liquiditäts- 
risikosteuerung erfolgt grundsätzlich zentral im ressort 
financial markets der Deutschen Postbank ag. im falle 
eines lokalen liquiditätsengpasses übernimmt die Deutsche 
Postbank ag die funktion eines „lender of last resort“. im 
liquiditätsnotfall auf ebene der Postbank gruppe besteht 
eine eindeutige Verantwortung und weisungsbefugnis des 
liquiditätsnotfall-krisengremiums gegenüber sämtlichen 
bestandsverantwortlichen der Postbank.

Die Postbank hat in der übergreifenden risikostrategie 
u. a. die grundlagen für den umgang mit liquiditätsrisiken 
definiert. 

Die Postbank verfügt aufgrund ihrer geschäftspolitischen 
ausrichtung als retail-bank über eine breite refinanzierungs -
basis im kundengeschäft und weist daher nur eine vergleichs- 
weise geringe abhängigkeit vom geld- und kapitalmarkt 
auf. aktuell sind keine nennenswerten maßnahmen mit 
blick auf die aktivitäten am geld- und kapitalmarkt geplant. 
konzentrationsrisiken bei der refinanzierung werden im 
rahmen der stresstests berücksichtigt. wesentliche kon- 
zentrationsrisiken gegenüber einzelnen gläubigern werden 
aufgrund der geschäftspolitischen ausrichtung aus liquidi- 
tätssicht nicht gesehen. für den fall eines unerwarteten 
liquiditätsabflusses werden barmittel, zentralbankguthaben 
sowie ein erheblicher bestand an frei verfügbaren, hoch- 
liquiden sowie zentralbankfähigen wertpapieren vorgehalten, 
der kurzfristig zur liquiditätsbeschaffung, auch auf privaten 
(repo-)märkten, genutzt werden kann. zur weiteren 
Diversifikation der refinanzierungsbasis besitzt die Postbank 
die Pfandbrieflizenz zur emission von öffentlichen Pfand-
briefen und hypothekenpfandbriefen. während die emission 
öffentlicher Pfandbriefe im rahmen des registers e zukünftig 
nicht mehr geplant ist, bleibt die emission von hypotheken-
pfandbriefen im rahmen des registers D als mögliches 
instrument der langfristigen refinanzierung bestehen.

Der steuerungsprozess basiert auf mehreren säulen. auf 
basis von liquiditätsablaufbilanzen und cashflow-Prognosen 
stellt das liquiditätsrisikomanagement geschäftstäglich den 
liquiditätsstatus der Postbank sowohl unter normal- als auch 
unter stressbedingungen fest. Darauf aufbauend erfolgt die 
operative steuerung. Darüber hinaus basiert die steuerung 
auch auf der regelmäßigen liquiditäts- und emissions-
planung sowie einer reihe von weitergehenden analysen 
und forecasts.

Die maßnahmen zur steuerung sind vor allem darauf aus- 
gerichtet, die jederzeitige zahlungsfähigkeit – auch in 
extremen stresssituationen – sicherzustellen. mit blick auf 
die anforderungen aus den mindestanforderungen an das 
risiko management (marisk) vom 15. Dezember 2010 hat die 
Postbank ende 2011 die szenarien für den liquiditätsstress 
gemäß btr 3.2 ziffer 3 überarbeitet (btr = besonderer teil, 
anforderungen an die risikosteuerungs- und -controlling-
prozesse). hierbei wurden nicht nur die stressparameter 
modifiziert, sondern auch eine über die Vorgaben der marisk 
hinausgehende survival Period von zwei monaten definiert 
sowie das liquiditätspufferreporting insbesondere zur 
Diffe renzierung von hochliquiden Vermögensgegenständen 
gemäß btr 3.2 ziffer 2 erweitert. Die szenarien bilden 
sowohl institutsspezifische als auch marktweite ursachen 
sowie im marisk-szenario die kombination aus beiden 
ursachen ab. so werden Veränderungen diverser markt-
faktoren, panikartige kundenreaktionen und struktur-
veränderungen innerhalb der refinanzierungs bestände, z. b. 
aufgrund von abnehmender marktliquidität, berücksichtigt. 
im marisk-szenario werden gravierende abflüsse von spar-, 
sicht- und firmenkundeneinlagen, ein eingeschränkter 
zugang zum unbesicherten geldmarkt sowie erhöhte 
haircuts auf zentralbankfähige wertpapiere simuliert. für 
alle stressszenarien wurde als anforderung festgelegt, den 
bestand an kundenkrediten auch im stress mindestens 
konstant zu halten.

im Jahr 2012 wurde das liquiditätssteuerungskonzept  
der Postbank um eine stressbasierte steuerung erweitert. 
so erfolgte die umstellung von einem statischen liquiditäts-
puffermanagement gemäß managementtrigger auf ein 
dynamisches Puffermanagement unter stressbedingungen 
mit einer survival Period von zwei monaten auf basis eines 
täglichen steuerungsreports, das mit entsprechenden limi-
tierungs- und eskalationsmechanismen ausgestattet ist.

außerdem hat die Postbank ein benchmark-konzept zur 
ermittlung der liquiditätspufferkosten eingeführt.  
2012 erfolgte die verursachungsgerechte Verrechnung der 
liquiditätspufferkosten auf segmentebene.

Die Postbank bereitet sich im rahmen eines regulatorischen 
liquiditätsprojekts auf die meldung und steuerung der 
zukünftig regelmäßig zu reportenden liquiditätsrisiko-
kennzahlen liquidity coverage ratio (lcr) und net stable 
funding ratio (nsfr) sowie die erstellung zusätzlicher 
monitoring-tools vor. 
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Die folgende Darstellung zeigt den liquiditätsstatus der 
Postbank zum 31. Dezember 2012. Dabei handelt es sich 
um eine kumulierte Darstellung der für die folgenden 
zwölf monate erwarteten mittelzu- und -abflüsse und  
der vorhandenen liquiditätsquellen nach den grundsätzen 
der internen liquiditätssteuerung:

Die erwartungswerte hinsichtlich des abflusses von Verbind-
lichkeiten ohne feste kapitalbindung, wie z. b. spar- und 
giroeinlagen, der ziehungswahrscheinlichkeit unwiderruf-
licher kreditzusagen und der güte der vorhandenen fun-
gib len aktiva zur sicherstellung der liquidität basieren zum 
teil auf historischen beobachtungswerten und zum teil auf 
schätzungen, die regelmäßig validiert werden. Danach 
zeigen sich über sämtliche laufzeitbereiche deutliche liqui-
di tätsüberhänge, die entsprechende liquiditätspuffer für 
stresssituationen darstellen und so die angemessene liquidi-
tätsposition der Postbank unterstreichen.

auch die ergebnisse der stresstests im Jahr 2012 unter-
streichen die komfortable liquiditätsposition der Postbank. 
so ergaben sich auch nach berücksichtigung der kombi-
nierten stresseffekte im marisk-szenario stets komfortable 
überschüsse bei der nettoliquiditätsposition innerhalb der 
survival Period sowie darüber hinaus.

im rahmen der integration in den Deutsche bank konzern 
hat die Postbank bei der überarbeitung der szenarien für 
den liquiditätsstress eine angleichung an die Parameter der 
Deutschen bank vorgenommen und die funding-matrix- 
methodologie der Deutschen bank eingeführt. Die Postbank 
ist in den liquiditätsrisikomanagement-Prozess der Deutschen 
bank integriert. überdies hat die Postbank beschlossen, 
im Jahr 2013 – als ergänzung der bereits bestehenden 
limitierungsregelungen – das konzept zur limitierung 
von besicherten und unbesicherten geld marktaufnahmen 
(maximum-cash-outflow-limitierung) gemäß der methodo-
logie des Deutsche bank konzerns einzuführen.

Überwachung und steuerung von operationellen risiken
Die ökonomische kapitalunterlegung für die operationellen 
risiken wird sowohl für die gesamtbank als auch für die 
einzelnen geschäftsfelder anhand des internen kapital-
modells ermittelt. Das advanced-measurement-approach 
(ama)-kapitalmodell der Postbank basiert auf einem 
Verlustverteilungsansatz (loss Distribution approach – lDa). 

als grundlage der berechnung dienen zunächst interne und 
externe Verlustfälle sowie szenariodaten. zur qualitativen 
adjustierung der für die geschäftsfelder mittels monte-carlo-
simulation berechneten kapitalbeträge wird eine scorecard 
zur bewertung der güte des oprisk-managements der  
geschäftsfelder eingesetzt, die auch einen materiellen anreiz 
zur Verbesserung des oprisk-managements setzt.

Die operationellen risiken sind vollumfänglich in das risiko-
tragfähigkeitskonzept der Postbank integriert. im fall von 
limitüberschreitungen wird das limit für die operationellen 
risiken – auch unterjährig – zulasten anderer risikoarten 
oder der noch freien risikodeckungsmasse erhöht. Den 
geschäftsfeldern der Postbank sind spezielle risikokapital-
beträge zugewiesen. Die auslastung dieser limite wird 
ebenfalls vierteljährlich überwacht.

neben der regulären berechnung der oprisk-kennzahlen 
werden quartalsweise zusätzlich stresstests durchgeführt. 
anhand der ergebnisse der stresstests wird das Verhalten  
der risikokennzahlen unter extremen bedingungen 
analysiert. so wird z. b. untersucht, welche auswirkungen 
ein genereller anstieg der schadenfrequenzen oder ein 
zusätzlicher „künstlicher“ großschaden haben. 

Die Postbank setzt neben dem Quantifizierungsmodell 
insbesondere folgende instrumente  ein:

•  strukturierte erfassung interner schadenfälle ab 1.000 € 
(betrugsfälle ab 0 €),

• Definition von risikoindikatoren als frühwarninstrument,

•  halbjährliches self-assessment zur bewertung des internen 
kontrollgefüges,

•  Definition von szenarien zur bewertung von spezifischen 
risikosituationen,

•  it-gestützte zentrale maßnahmenverfolgung zur  
reduzierung von operationellen risiken.

Der gesamtaufwand für schäden aus operationellen risiken 
(inklusive der beiträge an den eks-haftungsfonds (eks = 
eurokartensysteme)) ist im Vergleich zum Vorjahr gestiegen. 
während sich bei den externen betrugsdelikten die positive 
entwicklung des Vorjahres fortsetzte, blieb der aufwand 
aus klagen und beschwerden im bereich der anlagebera-
tung, u.a. bedingt durch eine geänderte rechtsprechung 
zur offenlegung von kick-back-zahlungen/Provisionen, auf 
hohem niveau. thematisch im zentrum stand hierbei die 
Vermittlung von geschlossenen fonds aus den Jahren bis 
zum ausbruch der finanzmarktkrise 2008. nachdem bereits 
2009 und 2010 zahlreiche maßnahmen zur Verbesserung der 
situation entwickelt und umgesetzt worden waren, wurde 
im ersten halbjahr 2012 die entscheidung getroffen, den 
Vertrieb von geschlossenen fonds über die Vertriebskanäle 
der Postbank zum 30. Juni 2012 einzustellen.

liquiditätsstatus der Postbank
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im zentrum der betrugsbekämpfung stehen insbesondere 
die zeitnahe und bankweite kommunikation aller bedeu-
tenden betrugssachverhalte über das frauD-komitee sowie 
die sensibilisierung der in die relevanten Prozesse involvier-
ten mitarbeiter, um eine systematische und flächendeckende 
früherkennung von betrugsfällen sicherzustellen. flankie-
rend wurden verschiedene technische maßnahmen umge-
setzt, die in den letzten Jahren signifikant zur Verbesserung 
der situation beigetragen haben. in den sonstigen oprisk-
kategorien (abwicklungsfehler, kontroll- und Prozess-
schwächen, it- und Personalausfälle etc.) waren 2012 keine 
gravierenden nettoschäden zu verzeichnen.

zur ermittlung des anrechnungsbetrags für die operatio-
nellen risiken verwendet die Deutsche Postbank ag den 
standardansatz.

Geschäftsfeld gemäß 
solvabilitätsverordnung

anrechnungsbetrag für die 
operationellen risiken

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

unternehmensfinanzierung – –

handel 13 10

Privatkundengeschäft 329 318

firmenkundengeschäft 55 53

zahlungsverkehr und abwicklung 0 0

Depot- und treuhandgeschäft 1 1

Vermögensverwaltung – –

wertpapierprovisionsgeschäft 9 9

summe Deutsche Postbank aG 407 391

Die in der tabelle enthaltenen angaben zu den geschäfts-
feldern umfassen jeweils sowohl core- als auch non-core-
Portfolios. 

Die Postbank betreibt business continuity management 
(bcm) entlang der wertschöpfungskette für geschäftstätig-
keiten und für kritische bankfunktionen. Das bcm bein-
haltet die beschreibung der umsetzung vorbeugender und 
wiederherstellender maßnahmen in form von notfall-, 
krisen- und testplänen für jedes ressort. im rahmen des 
bcm werden regelmäßig business-impact-analysen und 
risk identifikation and assessments (rias) zur beurteilung 
wesentlicher geschäftsprozesse und deren kritikalität 
durchgeführt. Durch tests wird die funktionsfähigkeit der 
notfallpläne nachgewiesen.

Überwachung und steuerung von beteiligungsrisiken
zum bilanzstichtag 31. Dezember 2012 hielt die Deutsche 
Postbank ag 59 unmittelbare und eine Vielzahl von mittel-
baren unternehmensbeteiligungen. im geschäftsjahr 2012 
hat sich die zahl der anteile an verbundenen unternehmen/
beteiligungen gegenüber dem Vorjahr moderat reduziert.

bei den unternehmensbeteiligungen handelt es sich zum 
überwiegenden teil um strategische beteiligungen zur ab-
bildung von Produkt-/leistungsfeldern der Postbank sowie 
zur erbringung interner serviceleistungen. eine reihe dieser 
beteiligungen werden dabei wie bereiche der Postbank 

geführt. in einigen dieser fälle werden einzelne zentral-
funktionen wie beispielsweise buchhaltung, finanzen, 
controlling, recht, Personal und revision durch zuständige 
organisationseinheiten der Deutschen Postbank ag wahr-
genommen. risiken aus beteiligungen mit kreditnahem 
oder kreditsubstituierendem charakter werden durch die 
zuständigen kreditabteilungen der Postbank überwacht.

Die Postbank hält unverändert keine beteiligungen im sinne 
eines investment- oder Private-equity-ansatzes.

Die Postbank hat Verfahren eingerichtet, die eine ange-
messene steuerung und überwachung der wesentlichen 
beteiligungsrisiken auf gruppenebene sicherstellen. Darin 
einbezogen sind auch die von der Postbank gehaltenen 
gesellschaftsanteile an zweckgesellschaften. im berichtsjahr 
bestanden diese insbesondere zur emission von nachrangig 
haftenden wertpapieren sowie zur temporären übernahme 
von immobilienbesitz. Die Postbank hält keine gesellschafts-
anteile an zweckgesellschaften zur auslagerung von aktiva. 
Die Vielfalt der bestehenden und sich laufend weiter-
entwickelnden steuerungs- und überwachungssysteme 
gewährleistet, dass die Postbank jederzeit in der lage ist, 
risiken aus anteilseignerbesitz, einschließlich strategischer 
beteiligungsrisiken, zu überwachen und zu steuern.

Überwachung und steuerung von immobilienrisiken
bei den immobilien im eigenbestand handelt es sich im 
wesentlichen um selbst genutzte objekte der Postbank. 
zur laufenden überprüfung der werthaltigkeit der immo-
bilien werden diese in einem abstand von drei Jahren  
einer neubewertung unterzogen. entsprechend den grund - 
sätzen zur bewertung – hier: Valuation statement (Ps) 3.2  
der rics Valuation standards (8. auflage) der royal institu-
tion of chartered surveyors (rics), london –, basiert diese 
überprüfung im wesentlichen auf der anwendung des  
wie folgt definierten marktwertes: „Der geschätzte betrag, 
zu dem eine immobilie zum bewertungsstichtag zwischen 
einem verkaufsbereiten Verkäufer und einem kaufbereiten 
erwerber nach angemessenem Vermarktungszeitraum 
in einer transaktion im gewöhnlichen geschäftsverkehr 
verkauft werden sollte, wobei jede Partei mit sachkenntnis, 
umsicht und ohne zwang handelt.“ (übersetzung durch 
rics Deutschland, Valuation faculty board, 8. fassung, 
märz 2012).

Die überwachung des immobilienbestands konzentriert sich 
auf die regelmäßige unter risikoaspekten durchgeführte 
bewertung der objekte sowie die analyse der Veränderungen 
des immobilienportfolios.

konzentrationsrisiken aus dem eingehen von immobilien-
positionen sind nicht erkennbar.

Überwachung und steuerung von Geschäftsrisiken
Die Quantifizierungsverfahren zur bestimmung der geschäfts-
risiken stehen in einem direkten konsistenten zusammen-
hang mit der ermittlung des ökonomischen kapitals inner-
halb des risikotragfähigkeitskonzepts der Postbank.

zur umsetzung der steuerung von zinsänderungsrisiken 
werden für kundengeschäfte mit nicht deterministischen 
zins- und kapitalbindungen – insbesondere spar- und giro-
einlagen – ablauffiktionen definiert, die das zinsanpassungs- 
und kapitalbindungsverhalten in diesen kundenprodukten 
in geeigneter form widerspiegeln. Durch unerwartetes 
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kundenverhalten oder eine Veränderung der eigenen 
zinsanpassungspolitik – aber auch durch fehlende zins-
anpassungsmöglichkeiten in grenzbereichen – kann es im 
zeitablauf zu unerwarteten Volumen- oder margenschwan-
kungen kommen, die die erzielung eines langfristig stabilen 
zinsüberschusses gefährden und somit auch das ökonomi-
sche kapital beeinträchtigen können (spar- und girorisiko). 

als grundlage zur abschätzung der residualen geschäfts-
risiken dienen historische soll-ist-Vergleiche der Perioden.

Die Quantifizierung und überwachung dieser geschäftsrisiken 
erfolgt teilweise auf basis des Value-at-risk-konzepts, 
teilweise durch anwendung von szenarioanalysen, dabei 
werden die angewandten Verfahren regelmäßig im hinblick 
auf ihre güte überprüft. Die limite werden vom brk be-  
schlossen.

zur analyse von außergewöhnlichen ereignissen werden 
darüber hinaus in regelmäßigen abständen weitere sowohl 
historisch abgeleitete als auch hypothetische szenario-
analysen und stresstests durchgeführt. 

im sinne eines frühwarnsystems werden vom controlling 
und von den geschäftsfeldern laufend markt- und wettbe-
werbsdaten zur identifizierung potenzieller risiken erhoben 
und analysiert sowie entsprechende gegenmaßnahmen 
entwickelt. 

internes kontroll- und risikomanagementsystem im hin-
blick auf den rechnungslegungsprozess
im folgenden werden die wesentlichen merkmale des internen 
kontroll- und risikomanagementsystems im hinblick auf 
den rechnungslegungsprozess beschrieben. Damit kommt 
die Deutsche Postbank ag der anforderung des § 289 abs. 
5 hgb nach. Die Deutsche Postbank ag erachtet informa-
tionen als wesentlich im sinne des § 289 abs. 5 hgb, wenn 
ihr weglassen die auf der basis des Jahresabschlusses 
sowie der weiteren bestandteile der rechnungslegung ge - 
troffenen wirtschaftlichen entscheidungen der adressaten 
beeinflussen könnte. Die wesentlichkeit ist nicht allgemein-
gültig bestimmbar, sondern wird sachverhaltsabhängig 
festgelegt. Die beurteilung der wesentlichkeit ist abhängig 
von art und umfang des jeweils abgebildeten sachverhalts. 
zur beurteilung der frage, ob ein sachverhalt wesentlich ist, 
geht die Postbank von dessen bedeutung in bezug auf den 
Jahresabschluss aus. 

aufgaben des rechnungslegungsbezogenen internen  
kontroll- und risikomanagementsystems
Die Postbank hat einen hohen Qualitätsanspruch an die 
korrekte abbildung der geschäftsvorfälle in der rechnungs-
legung. Die sicherstellung einer ordnungsgemäßen rech-
nungslegung ist bestandteil des internen kontrollsystems.

Das interne kontroll- und risikomanagementsystem der 
Postbank besteht aus regelungen zur steuerung der unter-
nehmensaktivitäten (internes steuerungssystem bzw. 
risikomanagementsystem) und regelungen zur über- 
wachung der einhaltung dieser regelungen (internes über-
wachungssystem). 

Das interne kontrollsystem der Postbank hat folgende 
aufgaben:

•  sicherung der wirksamkeit und der wirtschaftlichkeit 
der geschäftstätigkeit entsprechend der unternehmens-
strategie,

•  ordnungsmäßigkeit und Verlässlichkeit der internen und 
der externen rechnungslegung sowie

•  einhaltung der für das unternehmen maßgeblichen  
rechtlichen Vorschriften.

Der Vorstand der Postbank ist für die einrichtung des inter-
nen kontrollsystems verantwortlich. Die umsetzung wird 
durch entsprechende grundsätze, Verfahren und maßnahmen 
sichergestellt.
 
organisation des rechnungslegungsbezogenen internen 
kontroll- und risikomanagementsystems
Der Vorstand ist für die aufstellung des Jahresabschlusses 
sowie für die lageberichterstattung verantwortlich. Der 
Vorstand hat die Verantwortlichkeiten für die einzelnen 
bestandteile und Prozessschritte im zusammenhang mit der 
rechnungslegung in form von organisationsrichtlinien klar 
definiert und einzelnen organisationseinheiten zugeordnet. 
am erstellungsprozess sind im wesentlichen die ressorts 
finanzen, konzernsteuerung, ressourcen und chief risk 
office beteiligt.

Die rechnungslegung erfolgt überwiegend durch die 
bereiche im ressort finanzen, die folgende wesentliche 
aufgaben haben:

• überwachung gesetzlicher neuerungen,

• erstellung und Pflege der bilanzierungsrichtlinien,

•  ordnungsgemäße erfassung und Verarbeitung der rech-
nungslegungsbezogenen Daten/geschäftsvorfälle in den 
it-anwendungen,

•  zusammenstellung des Jahresabschlusses nebst lagebericht,

•  bereitstellung der informationen für die segmentbericht-
erstattung.

Darüber hinaus erfolgen bestimmte tätigkeiten in den 
bereichen des ressorts konzernsteuerung, die folgende 
wesentliche aufgaben haben:

•  koordination der entsprechenserklärung im sinne  
des § 161 aktg, 

•  bereitstellung bestimmter anhangangaben. 

Das ressort ressourcen ist im rahmen des rechnungs- 
legungsprozesses insbesondere mit den folgenden tätig-
keiten betraut:

•  berechnung der Personal- und Pensionsrückstellungen  
sowie bereitstellung der damit in zusammenhang stehen-
den anhangangaben,

•  bereitstellung relevanter angaben zu anhang und  
risikobericht.
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Das chief risk office nimmt folgende aufgaben wahr:

•  erstellung von beschlüssen zu einzelwertberichtigungen 
von in- und ausländischen krediten,

•  bereitstellung der offenzulegenden informationen 
hinsichtlich der marktpreis-, kredit-, liquiditäts- und 
operationellen risiken,

•  bereitstellung relevanter angaben zu anhang und  
risikobericht.

Der aufsichtsrat hat den Vorstand zu überwachen. im rahmen 
der rechnungslegung fällt ihm die billigung des Jahres-
abschlusses der Postbank zu. Der vom aufsichtsrat gebildete 
Prüfungsausschuss hat folgende aufgaben:

•  beratung und überwachung hinsichtlich rechnungs-
legung, internes kontrollsystem, risikomanagement und 
-controlling, soweit nicht der kreditausschuss zuständig 
ist, interne revision und compliance,

•  befassung mit fragen der erforderlichen unabhängigkeit 
des abschlussprüfers,

•  erteilung des Prüfungsauftrags an den abschlussprüfer, 
bestimmung von Prüfungsschwerpunkten, festlegung der 
honorarvereinbarung.

Der Prüfungsausschuss bedient sich zur erfüllung seiner 
aufgaben seines auskunftsrechts gegenüber der internen 
revision.

Darüber hinaus hat die interne revision der Postbank eine 
prozessunabhängige überwachungsfunktion. sie führt  
im auftrag des Vorstands Prüfungen in sämtlichen unterneh-
mensbereichen durch und ist ihm direkt unterstellt und 
berichtspflichtig. neben der ordnungsmäßigkeit und der 
funktions sicherheit der Prozesse und systeme beurteilt sie 
insbesondere die wirksamkeit und die angemessenheit  
des internen kontrollsystems sowie des risikomanagements 
im allgemeinen. 

Der Jahresabschluss und der lagebericht sind, bevor der 
Jahresabschluss festgestellt wird, durch den von der haupt-
versammlung gewählten abschlussprüfer zu prüfen. 

Der vom abschlussprüfer anzufertigende Prüfungsbericht 
ist dem aufsichtsrat der Postbank vorzulegen. 

komponenten des rechnungslegungsbezogenen internen 
kontroll- und risikomanagementsystems
als eine komponente des rechnungslegungsbezogenen 
internen kontroll- und risikomanagementsystems stellt das 
kontrollumfeld der Postbank den rahmen dar, inner-
halb dessen die bestehenden regelungen eingeführt und 
angewendet werden. es ist geprägt durch die grundein-
stellungen, das Problembewusstsein und das Verhalten des 
managements in bezug auf das interne kontrollsystem. 
Das kontrollumfeld beeinflusst wesentlich das kontroll-
bewusstsein der mitarbeiter. ein günstiges kontrollumfeld 
ist Voraussetzung für die wirksamkeit des internen 
kontrollsystems.

Die ordnungsgemäße fachliche berücksichtigung der 
geschäftsvorfälle wird durch bilanzierungsrichtlinien und 
andere regelungen sichergestellt, die einer fortlaufenden 
überprüfung unterzogen und bei bedarf angepasst werden. 
Die Postbank stellt ihren Jahresabschluss und den lage-
bericht nach den für große kapitalgesellschaften gelten- 
den handels rechtlichen Vorschriften (§§ 242 – 256a hgb, 
§§ 264 – 286 hgb, §§ 289 – 289a hgb) unter berücksichtigung 
der rechtsformspezifischen Vorschriften für aktiengesell-
schaften (§§ 150 –161 aktg) und der branchenspezifischen 
Vorschriften für kreditinstitute sowie den ergänzenden 
Vorschriften der satzung auf.

es kommen allgemein anerkannte bewertungsverfahren 
zum einsatz. Die angewendeten Verfahren sowie die  
zugrunde liegenden Parameter werden regelmäßig kontrol-
liert und soweit erforderlich angepasst. 

Dem risiko einer nicht regelungskonformen abschluss-
erstellung wird durch entsprechende Vorgaben in den richt-
linien entgegengesteuert. Der Jahresabschluss wird durch 
die entsprechenden Prüfungen im bereich rechnungswesen 
qualitätsgesichert.

maßgeblicher grundsatz für die ausgestaltung der Prozesse 
ist die klare trennung von unvereinbaren tätigkeiten. in 
diesem zusammenhang kommt dem Vier-augen-Prinzip eine 
hohe bedeutung zu. bei der Verarbeitung der geschäfts-
vorfälle erfolgt die buchung grundsätzlich im Vier-augen-
Prinzip. hierbei ist entweder ein technisches oder ein 
organisatorisches Vier-augen-Prinzip oder die kombination 
beider vorgesehen.

Der rechnungslegungsprozess für den Jahresabschluss um-
fasst die fachliche begleitung der auftretenden geschäfts-
vorfälle, die Datenerfassung und -verarbeitung, die bericht-
erstellung sowie die Veröffentlichung der bestandteile der 
rechnungslegung. 

Der gesamte rechnungslegungsprozess wird durch it-
anwendungen unterstützt. bei den anwendungen handelt 
es sich um standardprogramme und individualsoftware. 
ausgehend von der it-strategie und der risikostrategie der 
Postbank, bestehen regelungen und Verfahren bezüglich 
der Programmentwicklung und -änderung, der Datensiche-
rung sowie der zugriffsberechtigung, die die ordnungs-
mäßigkeit der rechnungslegung sicherstellen. 

für die Verbuchung verwendet die Postbank das system saP. 
Darüber hinaus wird auf individuelle Datenverarbeitungs-
tools zurückgegriffen, deren ausgestaltung im rahmen des 
monitoring der individuellen Datenverarbeitung überwacht 
wird.

als prozessintegrierte kontrollen werden programminte-
grierte Plausibilisierungen sowie automatisierte und 
manuelle abstimmungen vorgenommen. so führt die bank 
regelmäßig haupt- und nebenbuchabstimmungen durch.
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interne revision
Die interne revision ist wesentlicher bestandteil des 
unternehmerischen und prozessunabhängigen überwa-
chungssystems. sie ist organisatorisch dem Vorstand 
ressourcen unterstellt und berichtet unabhängig an den 
gesamtvorstand.

Die interne revision ist den standards des institute of 
internal auditors (iia) bzw. des Deutschen instituts für 
interne revision verpflichtet. sie prüft, entsprechend den 
marisk, risikoorientiert und prozessunabhängig die 
wirksamkeit und angemessenheit des risikomanagements 
im allgemeinen und des internen kontrollsystems im 
besonderen sowie die ordnungsmäßigkeit grundsätzlich 
aller aktivitäten und Prozesse. 

Der Prüfungsplanungsprozess der internen revision wurde 
im geschäftsjahr von einer intervallbasierten statischen 
mehrjahresplanung auf ein dynamisches Verfahren umgestellt. 
in einem kontinuierlichen risk assessment werden die den 
geschäftsfeldern innewohnenden risiken und die korres-
pondierenden kontrollmaßnahmen analysiert und bewertet. 
hieraus abgeleitet, ergibt sich der risikoorientierte Prüfungs-
plan für das geschäftsjahr, mit dessen Durchführung die 
interne revision durch den Vorstand beauftragt wird.

neben regelmäßigen Prüfungen führt die interne revision 
anlassbezogen sonderuntersuchungen durch und ist bei der 
einführung und umsetzung von wesentlichen Projekten 
begleitend prüferisch tätig. Die Prüfungskonzepte werden 
laufend den erkenntnissen aus den risk assessments ent - 
sprechend angepasst. so werden z. b. neue Produkte, 
Veränderungen im internen kontrollsystem oder organi sa-
tionsveränderungen in der Prüfungsdurchführung ebenso 
berücksichtigt wie Veränderungen der gesetzlichen rahmen-
bedingungen.

Vergütungssysteme
Das bundesfinanzministerium hatte am 6. oktober 2010 
aufgrund des § 25a abs. 5 sätze 1– 3 und 5 kwg die Ver-
ordnung über die aufsichtsrechtlichen anforderungen an 
Vergütungssysteme von instituten (institutsVergV) erlassen,  
die das rundschreiben 22/2009 der bafin vom 21. Dezember 
2009 ablöste.

Die Vergütungssysteme der Postbank erfüllen die in der 
institutsVergV geregelten allgemeinen und besonderen 
anforderungen. sie stehen im einklang mit den in den 
strategien niedergelegten zielen und sind so ausgerichtet, 
dass negative anreize vermieden werden. Die mitarbeiter 
werden entsprechend ihren aufgaben und ihrer Verantwor-
tung angemessen vergütet; die Vergütungssysteme werden 
jährlich auf ihre angemessenheit hin überprüft.

bezüglich der besonderen anforderungen an die Vergü-
tungssysteme von geschäftsleitern und mitarbeitern, deren 
tätigkeit wesentlichen einfluss auf das gesamtrisikoprofil 
hat, wurden die Vergütungssysteme so ausgestaltet, dass 
diese die auf nachhaltigkeit ausgerichteten unternehmens-
ziele noch stärker unterstützen. Die Vergütungssysteme  
stehen im einklang mit den anforderungen der instituts-
VergV. soweit dies zivil-, arbeits- und gesellschaftsrechtlich 
möglich war, wurden die notwendigen anpassungen nach 
Prüfung gemäß § 10 institutsVergV in den anstellungsver-
trägen nachgezogen.
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Weltwirtschaft
Die globale wirtschaft befindet sich zu beginn des Jahres 
2013 in einer unsicheren lage. risiken gehen weiterhin vor 
allem von der ewu-staatsschuldenkrise aus, die sich zwar 
abgeschwächt hat, aber noch nicht überwunden ist. sollte 
diese weiter eingedämmt werden, wäre eine wichtige Vor-
aussetzung für eine beschleunigung des globalen wachs- 
tums gegeben. konjunkturimpulse dürften insbesondere 
von den schwellenländern ausgehen. in vielen von ihnen 
haben notenbanken und regierungen inzwischen maßnah-
men zur ankurbelung der wirtschaft eingeleitet. Der iwf 
rechnet für 2013 mit einer zunahme der globalen wirtschafts- 
leistung um 3,5 % nach 3,2 % im Jahr 2012. im Jahr 2014 
sollte das globale biP laut iwf noch etwas stärker zulegen.

in den usa dürfte die wirtschaft weiterhin kontinuierlich, 
aber verhalten wachsen. Die ausrüstungsinvestitionen sollten 
weiter gesteigert werden. Die bauinvestitionen könnten,  
nachdem der markt für wohnimmobilien seine talsohle klar 
durchschritten hat, sogar erneut recht kräftig ausgeweitet 
werden. Der private Verbrauch sollte bei steigender be-
schäftigung und leicht sinkender arbeitslosigkeit moderat 
wachsen. exporte und importe dürften in annähernd glei-
chem ausmaß gesteigert werden, sodass vom außenhandel 
per saldo keine impulse auf das wachstum ausgehen. Der 
staatsverbrauch wird die konjunktur wohl anders als in den 
Vorjahren nicht mehr in nennenswertem umfang belasten. 
trotz der breit aufgestellten aufwärtsbewegung dürfte sich 
das biP-wachstum 2013 aufgrund einer ungünstigeren aus-
gangsposition zum Jahreswechsel gegenüber dem Vorjahr  
leicht abschwächen. wir rechnen mit einem zuwachs von 
2,1 %. für das Jahr 2014 erwarten wir eine deutliche Verstär-
kung des wirtschaftswachstums.

Die japanische wirtschaft durchläuft zur Jahreswende 
2012/13 eine tiefe Delle. selbst wenn die konjunktur im 
Verlauf des Jahres 2013 wieder besser tritt fasst, sind die 
Voraussetzungen für das gesamtjahr daher ungünstig. 
Privater Verbrauch und investitionen dürften weitgehend 
stagnieren, und die exporte werden wohl nur sehr mäßig 
zulegen. Das biP-wachstum sollte deshalb 2013 mit 0,3 % 
sehr schwach ausfallen. für 2014 rechnen wir mit einem 
etwas höheren, aber immer noch verhaltenen wachstum der 
japanischen wirtschaft. china dürfte 2013 von der leichten 
belebung der weltkonjunktur sowie von maßnahmen der 
regierung zur förderung der binnennachfrage profitieren. 
Das biP-wachstum sollte sich deshalb 2013 leicht verstärken 
und 2014 weiter beschleunigen.

an der schwelle zum Jahr 2013 befindet sich die wirtschaft im 
euroraum in einer rezession. es bestehen jedoch anzeichen, 
dass sich die konjunktur zu beginn des Jahres stabilisieren 
und nachfolgend erholen könnte. Diese erholung dürfte 
aber vor allem vor dem hintergrund der weiter schwelenden 
staatsschuldenkrise und der daraus resultierenden konso-
lidierungszwänge nur schwach ausfallen. Die binnennach-
frage wird 2013 voraussichtlich weiter sinken. negativ sind 
insbesondere die aussichten für die investitionen. Doch auch 
der private Verbrauch dürfte aufgrund der hohen arbeits-
losigkeit sowie steuererhöhungsbedingter einkommensein-
bußen weiter nachgeben. Das tempo der rückgänge sollte 
sich jedoch jeweils verlangsamen. Der außenhandel dürfte 
die konjunktur bei moderat steigenden exporten und leicht 
zunehmenden importen weiter stützen, allerdings nicht 

mehr in dem maß wie 2012. trotz der für den Jahresverlauf 
erwarteten belebung der wirtschaft dürfte das biP des euro-
raums 2013 aufgrund des niedrigen ausgangsniveaus zu 
Jahresbeginn nochmals leicht um 0,1 % sinken. 2014 sollte 
das biP-wachstum dann wieder positiv ausfallen, ohne dass 
die wirtschaft jedoch eine größere Dynamik entfaltet.

konjunkturausblick für Deutschland
Die deutsche konjunktur zeigt sich zum Jahreswechsel 
2012/2013 in einer schwachen Verfassung. frühindikatoren, 
wie z. b. der ifo-geschäftsklimaindex, deuten aber auf 
eine baldige stabilisierung und einen nachfolgenden 
aufschwung hin. Dieser sollte allerdings zunächst verhalten 
bleiben, da ein kräftiger konjunkturtreiber nicht in sicht ist. 
so dürfte das exportwachstum nicht zuletzt aufgrund der 
anhaltend schwachen nachfrage aus dem europäischen 
ausland 2013 geringer ausfallen als im Vorjahr. Dagegen 
sollten die importe etwas kräftiger zulegen, sodass der 
außenhandel per saldo voraussichtlich keine wachstums-
impulse liefert. Die ausrüstungsinvestitionen dürften sich 
zwar im Jahresverlauf wieder beleben, im Jahresdurch-
schnitt aber, bedingt durch das niedrige ausgangsniveau, 
gegenüber 2012 leicht schrumpfen. Dagegen dürften die 
bauinvestitionen moderat steigen, wobei der wohnungsbau 
erneut spürbar zulegen sollte. Die schwache investitions-
tätigkeit dürfte sich negativ auf den arbeitsmarkt nieder-
schlagen. Die erwerbstätigkeit wird 2013 wohl weitgehend 
stagnieren, die arbeitslosigkeit leicht steigen. Vor diesem 
hintergrund ist auch beim privaten Verbrauch – trotz weiter 
steigender einkommen – nur mit einem verhaltenen zuwachs 
zu rechnen. insgesamt dürfte das biP-wachstum 2013 mit 
0,6 % geringer ausfallen als im Vorjahr. für 2014 gehen wir 
von einer konjunkturellen belebung und einem leicht über- 
durchschnittlichen biP-wachstum von 1,5 % aus.

märkte
Die ewu-staatsschuldenkrise dürfte die globalen märkte 
trotz der jüngsten entspannungstendenzen auch 2013 
belasten. angesichts immer noch hoher staatsdefizite kann 
die nervosität der marktteilnehmer sehr schnell steigen 
und in erneuten kursrückschlägen münden. wie in den 
Vorjahren könnten hiervon insbesondere die anleihen hoch 
verschuldeter euro-staaten betroffen sein. Die geldpolitik 
der führenden notenbanken dürfte 2013 expansiv bleiben. 
angesichts der schwachen konjunktur im euroraum und der 
europäischen staatsschuldenkrise wird die ezb ihren leitzins 
2013 unserer einschätzung nach konstant bei 0,75 % halten. 
Dabei wird sie wohl gegebenenfalls auch eine neuerliche 
überschreitung ihres inflationsziels von knapp unter 2 % in 
kauf nehmen. mit leitzinserhöhungen rechnen wir frühes-
tens für die zweite hälfte des Jahres 2014. zudem gehen 
wir davon aus, dass die ezb auf absehbare zeit an ihren 
unkonventionellen maßnahmen, wie z. b. der Vollzuteilung 
bei ihren refinanzierungsgeschäften, festhalten wird. Das 
omt-Programm könnte aktiviert werden, wenn sich die 
ewu-staatsschuldenkrise wieder zuspitzen und dann spanien 
oder italien anpassungsprogramme vereinbaren sollten. 
es könnte aber auch dann zum einsatz kommen, wenn sich 
die krise weiter entspannt. länder wie irland oder Portugal, 
die bereits anpassungsprogramme vereinbart haben, könn-
ten dann nämlich unterstützung durch die ezb erhalten, 
um wieder vollen zugang zum kapitalmarkt zu bekommen. 
Die us-notenbank hat bereits angekündigt, dass sie an ihrer 
extrem expansiven geldpolitik festhalten wird, solange die 
arbeitslosenquote über 6,5 % und die erwartete inflations-
rate unter 2,5 % liegen. Doch selbst wenn diese bedingungen 
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nicht mehr erfüllt sind, führt dies nicht notwendigerweise 
zu zinsanhebungen. für 2013 erwarten wir deshalb ein 
konstantes leitzinsniveau von 0 % bis 0,25 %, und auch für 
2014 sehen wir eine hohe wahrscheinlichkeit, dass die   
fed den leitzins auf seinem historischen tiefstand belässt.

Die kapitalmarktzinsen in Deutschland sind auf ihrem 
derzeitigen niveau unseres erachtens nach unten verzerrt, 
was vor allem in einem negativen realzins zum ausdruck 
kommt. Die immer noch schwelende ewu-staatsschulden-
krise dürfte zwar weiterhin bundesanleihen mit ihrem ruf 
als „sicherer hafen“ begünstigen, aber nicht mehr in dem 
maße wie im vergangenen Jahr. 2013 wird sich die krise 
unserer einschätzung nach abschwächen – dies spricht 
für tendenziell steigende kapitalmarktzinsen, wobei dem 
anstieg aufgrund der anhaltenden unsicherheit und der 
unverändert expansiven geldpolitik enge grenzen gesetzt 
sein sollten. wir rechnen deshalb für 2013 nur mit einer 
leichten erhöhung der rendite 10-jähriger bundesanleihen 
auf 2,0 %. bei konstant niedrigen leitzinsen dürfte die zins-
strukturkurve etwas steiler werden. im Jahr 2014 sollten die 
kapitalmarktzinsen bei einer konjunkturellen belebung und 
der dann näher rückenden straffung der geldpolitik weiter 
steigen. Die zinsstrukturkurve sollte in diesem umfeld noch 
etwas steiler werden.

Prinzipiell sollten unternehmensanleihen von der erwarte-
ten konjunkturellen belebung und den anhaltend niedrigen 
leitzinsen profitieren. Die risikoprämien sind aber bereits 
deutlich gefallen und haben sich ihren niveaus vor ausbruch 
der finanzkrise 2007 stark angenähert. Die aktuellen corpo-
rate spreads sind unseres erachtens fundamental zwar noch 
gerechtfertigt, bieten aber kein Potenzial mehr für eine 
weitere einengung.

im hinblick auf die risikoaufschläge, die für staatsanleihen 
der sogenannten Peripherieländer in der eurozone verlangt 
werden, halten wir eine weitere einengung für möglich, 
sofern die haushaltsdefizite nachhaltig gesenkt werden und 
die betroffenen länder allmählich aus der rezession her-
ausfinden. Die risikoaufschläge sind aber in einigen fällen 
bereits so weit zurückgegangen, dass hier von einer massi - 
ven übertreibung nicht mehr gesprochen werden kann.  
Die spielräume für ein weiteres hereinlaufen der spreads 
sind deshalb inzwischen eng begrenzt. gleichzeitig dürften 
die märkte für staatsanleihen bei einem wiederaufflammen 
der krise sehr anfällig für rückschläge bleiben.

branchensituation
Die regulatorischen rahmenbedingungen für finanzinstitute 
sind auf europäischer ebene in vielen Punkten weiterhin 
nicht abschließend fixiert. offen sind z. b. die frage einer 
harmonisierung der einlagensicherung, die novelle der 
eu-finanzmarktrichtlinie mifiD ii („markets in financial 
instruments Directive“), die umsetzung der eigenkapital-
anforderungen für banken nach crD iV (gesetzesentwurf 
zur nationalen umsetzung der internationalen basel-iii- 
regelungen bzw. ihres europäischen Pendants) oder die 
einführung einer eu-weiten bankenabgabe. einen schritt 
hin zur umsetzung hat dagegen die finanztransaktions-
steuer genommen. Der rat der eu-finanzminister hat den 
elf eu-staaten, die eine kleine lösung anstreben, formell 
die erlaubnis erteilt, eine finanztransaktionssteuer in ihren 
geltungsbereichen einzuführen. unter den elf ländern sind 
Deutschland, frankreich, italien und spanien. im ersten Quar-
tal 2013  soll ein gesetzentwurf vom eu-steuerkommissar  

vorgelegt werden, der die anwendung der finanztrans-
aktionssteuer definiert. 

anfang februar 2013 hat das bundeskabinett einen gesetz-
entwurf zur bankenregulierung verabschiedet, der u. a. eine 
trennung riskanter handelsgeschäfte vom einlagen geschäft 
vorsieht. Demnach soll das kundengeschäft abge schirmt 
werden, wenn die riskanten geschäfte mehr als 20 % der 
gesamten bilanzsumme ausmachen oder ein Volumen 
von 100 mrd € überschreiten. aktivitäten im rahmen des 
eigenhandels und kredit geschäfte mit hedgefonds müssten 
dann in eine eigenständige, organisatorisch getrennte 
tochtergesellschaft ausge lagert werden. Der entwurf lehnt 
sich eng an die Vorschläge der liikanen-expertengruppe 
an, sieht aber – im unterschied zum liikanen-Papier – kein 
weitreichendes Verbot des sogenannten market-making 
vor. nach angaben des bundes finanzministeriums könnten 
die Pläne bis zu ein Dutzend banken treffen. es wird erwartet, 
dass von der eu-kommission im laufe des Jahres ein eu-weit 
greifender Vorschlag zur trennung von bankgeschäften 
präsentiert wird.

Die konjunkturelle eintrübung, die auch Deutschland erreicht 
hat, sollte das operative geschäft der branche 2013 erschweren. 
Die gute bonität deutscher kreditnehmer dürfte sich in 
diesem umfeld grundsätzlich nicht weiter verbessern. Das 
anhaltend niedrige zinsniveau drückt zunehmend auf die 
zinsmarge und damit auf die ertragsentwicklung vieler 
deutscher banken. Das nachgeben der zinsüberschüsse der 
vier beispielhaft analysierten deutschen kreditinstitute 
unterstreicht diese tendenz. Der harte wettbewerb im 
deutschen Privatkunden- und kmu-segment (kleine und 
mittlere unternehmen), der in den mehrheitlich rückläufi-
gen Provisionsergebnissen dieser institute im analysezeit-
raum zum ausdruck kommt, belastet die geschäftsentwick-
lung zusätzlich. wir erwarten für 2013 keine nennenswerte 
entspannung des wettbewerbs im deutschen Privatkunden- 
und kmu-segment und auch nur eine moderate Versteile-
rung der zinsstrukturkurve. mehrheitlich dürften daher 
deutsche kreditinstitute rückläufige zins- und/oder Provisions-
überschüsse für das gesamtjahr 2013 ausweisen. Die ergebnis-
beiträge aus investmentbanking und eigenhandel sollten 
bei vielen deutschen instituten in anbetracht des schwierigen 
kapitalmarktumfelds und der erhöhten eigenkapitalanfor-
derungen unsicher bleiben. in anbetracht des schwierigen 
operativen umfelds dürften viele kreditinstitute auch 2013 
ihre kostenstruktur auf einsparpotenziale hin überprüfen. 
für die mehrheit der deutschen banken erwarten wir daher 
für 2013 im günstigsten fall ein geschäftsergebnis auf 
Vorjahresniveau bzw. moderat darüber.

an der Drei-säulen-struktur der deutschen bankenland-
schaft, bestehend aus privaten, öffentlich-rechtlichen und 
genossenschaftlichen instituten, wird sich nach unserer 
einschätzung mittelfristig nur wenig ändern. 

auch 2014 dürfte kein einfaches Jahr für die deutsche banken-
branche werden. zum einen sollte der harte wettbewerb im 
Privat- wie im firmenkundengeschäft anhalten, und zum  
anderen ist eine deutliche Versteilerung der zins struktur-
kurve – verbunden mit einer positiven wirkung für die zins-
marge – auch für 2014 derzeit nicht in sicht. Die chancen 
auf deutlich steigende zins- und Provisionsüberschüsse 
erscheinen daher begrenzt. auch Verbesserungen bei den 
erträgen aus investmentbanking oder eigenhandel sollten 
mit blick auf die noch ausstehenden regulatorischen ent-
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scheidungen, die vor allem diese geschäftsfelder betreffen, 
limitiert sein. Das thema kosten optimierung dürfte auch 
2014 bei vielen banken auf der agenda stehen. bei der mehr-
heit der institute sollte in diesem schwierigen umfeld das 
operative ergebnis stagnieren bzw. nur leicht zulegen.

investitionsschwerpunkte der Postbank 
auch in den Jahren 2013 und 2014 wird die Postbank ihr 
augenmerk auf die weiterentwicklung der retail target 
Platform (rtP) sowie auf die umsetzung einer reihe von 
regulatorischen anforderungen richten. zu den letztgenann-
ten zählen u. a. die erfüllung von liquiditäts- und kapital-
anforderungen sowie von bilanzrechtlichen Vorgaben, 
sePa, basel iii, die 4. marisk-novelle und verschiedene 
Verbraucherschutz themen. lifecycle-investitionen werden im 
Jahr 2013 – soweit technisch notwendig – umgesetzt, jedoch 
nach möglichkeit vermieden, soweit ihr erfordernis im 
zuge der rtP-ein führung entfällt.

größere investitionen der kategorie „geschäftsentwick-
lung“ werden 2013 und 2014 nur vereinzelt erfolgen und 
mit den aktivitäten zum Programm rtP abgeglichen.

Die voraussichtlichen auswirkungen von basel iii 
Der baseler ausschuss für bankenaufsicht (bcbs) hat am  
16. Dezember 2010 die regelungen zu den künftigen 
internationalen eigenkapital- und liquiditätsanforderungen 
(basel iii) final verabschiedet. Dieses regelwerk wird derzeit 
auf europäischer wie auf nationaler ebene in den entspre-
chenden richtlinien und Verordnungen umgesetzt; die 
konkreten einführungstermine sind derzeit noch offen.  
in reaktion auf die finanzkrise wird eine Vielzahl von 
Verschärfungen der regulatorischen rahmenbedingungen 
vorgenommen, die eine größere widerstandsfähigkeit des 
weltweiten bankensystems zum ziel haben. Vorgesehen sind 
sowohl höhere anforderungen an die Qualität und die 
Quantität des aufsichtsrechtlichen eigenkapitals als auch 
höhere anrechnungsbeträge der mit eigenkapital zu 
unterlegenden aktiva. zusätzlich werden künftig mindest-
anforderungen an die liquiditätsausstattung der banken ge- 
stellt, und der Verschuldungsgrad der banken wird überwacht.

Die umstellung auf die neuen regelungen von basel iii 
wird bei den banken tendenziell zu einer minderung des 
aufsichtsrechtlich anerkannten eigenkapitals und einem 
anstieg der risikogewichteten aktiva führen. Dies gilt auch 
für die Postbank. Die regulatorischen neuerungen werden 
jedoch zeitlich gestaffelt in einer übergangsperiode bis 2022 
eingeführt, um den banken die nötige zeit zur anpassung 
an die verschärften anforderungen zu geben. Parallel hierzu 
werden sukzessive bis 2018 die mindestkapitalquoten ange-
hoben, und es sind ein zusätzlicher kapitalerhaltungspuffer 
sowie gegebenenfalls ein antizyklischer kapitalpuffer auf-
zubauen.

Die Postbank hat ihre eigenkapitalbasis bereits in den ver-
gangenen Jahren deutlich gestärkt und ist so für die umset-
zung von basel iii gut vorbereitet. auch in den kommenden  
Perioden werden maßnahmen zum ausbau der eigenkapital-
position vorangetrieben. beispiele hierfür sind die einfüh-
rung weiterer fortgeschrittener modelle zur ermittlung der 
eigenkapitalanforderungen (irb-advanced-ansatz) sowie 
der fortgesetzte abbau von finanzanlagen. 

Die De-risking-strategie der Postbank wird darüber hinaus 
auch dazu beitragen, den von den aufsichtsbehörden 
zunächst nur beobachteten, nicht aber limitierten Verschul-
dungsgrad weiter zu reduzieren.

ausblick 

erwartete entwicklung der ergebnissituation der Postbank
Die folgende einschätzung des voraussichtlichen geschäfts-
verlaufs der Postbank in den Jahren 2013 und 2014 basiert 
auf den in diesem lagebericht skizzierten volkswirtschaft-
lichen grundannahmen und erwartungen. eine erneute 
Verschärfung der staatsschuldenkrise und/oder mögliche 
rückschläge und Verwerfungen an den internationalen  
kapital- und immobilienmärkten könnten sich negativ auf 
dieses szenario auswirken. auch die anhaltende Diskussion  
um eine weitere Verschärfung der regulatorischen Vor-
schriften für den bankensektor könnte einen signifikanten 
einfluss auf die finanz-, Vermögens- und ertragslage der 
Postbank haben, der im folgenden basisszenario nicht be-
rücksichtigt wurde.

spürbare synergien erwarten wir aus der integration der 
Postbank gruppe in den Deutsche bank konzern; diese sollten 
die kurz-, mittel- und langfristige ergebnissituation der 
Postbank und ihrer geschäftsbereiche positiv beeinflussen. 
aus maßnahmen zum erzielen von synergien werden aller-
dings kurz- und mittelfristig sonderbelastungen entstehen, 
so z. b. aus der realisierung der gemeinsamen it-Plattform. 
Die derzeit erwarteten ergebnisse aus der integration sind 
im nachfolgenden ausblick berücksichtigt. 

Das geschäft mit Privat-, geschäfts- und firmenkunden mit 
seinen soliden ertragsströmen bildet unverändert die basis 
für die künftige ergebnisentwicklung der Postbank. im fokus 
steht dabei u. a. die Verbesserung der – um integrations-
bedingte aufwendungen bereinigten – kostenbasis. hier 
werden sich durch die einbindung in den Deutsche bank 
konzern verstärkt effizienzpotenziale ergeben. 

an unserer De-risking-strategie werden wir festhalten und 
dabei auch die ergebniswirksame realisierung von Verlusten 
in kauf nehmen, die naturgemäß zu abweichungen zum 
nachfolgenden ausblick führen könnten. 

im einzelnen erwarten wir, dass der zinsüberschuss im Jahr 
2013 zunächst spürbar absinken, ab 2014 aber wieder 
wachsen wird. Die weiter anhaltenden belastungen aus der 
niedrigzinssituation und dem fortschreitenden abbau von 
finanzanlagen tragen zum sinkenden zinsüberschuss im Jahr 
2013 bei. für das Jahr 2014 rechnen wir derzeit mit wieder 
leicht steigenden zinsen am geld- und kapitalmarkt und 
einem geschäftswachstum. Dies sollte nach heutiger einschät-
zung zu einem gegenüber 2013 steigenden zinsüberschuss 
führen. im Provisionsüberschuss erwarten wir einen anstieg 
in den Jahren 2013 und 2014, wobei der anstieg 2014 
höher erwartet wird als im Jahr 2013. Diese entwicklung ist 
insbesondere auf die Provisionserträge im retail banking 
zurückzuführen.

Der beschleunigte abbau von risikopositionen führt im Jahr 
2013 weiterhin zu einer belastung des bewertungsergebnisses 
im wertpapiergeschäft. für das Jahr 2014 erwarten wir ein 
verbessertes ergebnis gegenüber dem Jahr 2013. 
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im nettoergebnis aus handelsbestand gehen wir für 2013 
von einem leicht positiven und für 2014 von einem nahezu 
ausgeglichenen ergebnis aus.

bei der risikovorsorge im kreditgeschäft gehen wir für die 
Jahre 2013 und 2014 nur von einem leichten anstieg aus.

im hinblick auf den Verwaltungsaufwand erwarten wir für 
das Jahr 2013 eine leicht steigende tendenz, da sich hier 
noch integrationsbedingte aufwendungen bemerkbar machen 
werden. ab dem Jahr 2014 sollten sich synergieeffekte 
und die effizienzmaßnahmen vorangegangener Perioden 
jedoch stetig positiver auswirken. im Jahr 2014 sollte der 
Verwaltungsaufwand daher etwa auf dem niveau des Jahres 
2013 liegen. 

insgesamt gehen wir derzeit davon aus, dass wir aufgrund 
des herausfordernden zinsumfelds und von sondereffekten 
aus dem beschleunigten risikoabbau und im Verwaltungs-
aufwand 2013 ein nahezu ausgeglichenes Vorsteuer ergebnis 
ausweisen werden. ab dem Jahr 2014 erwarten wir wieder 
ein deutlich steigendes Vorsteuerergebniss. 

VersicherunG Des VorstanDs

wir versichern nach bestem wissen, dass gemäß den anzu-
wendenden rechnungslegungsgrundsätzen der Jahres-
abschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
bild der Vermögens-, finanz- und ertragslage der Postbank 
vermittelt und im lagebericht der geschäftsverlauf ein-
schließlich des geschäftsergebnisses und die lage des unter - 
nehmens so dargestellt sind, dass ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes bild vermittelt wird, sowie 
die wesentlichen chancen und risiken der voraussichtlichen 
entwicklung des unternehmens beschrieben sind.

bonn, 19. februar 2013

Deutsche Postbank ag

Der Vorstand

frank strauß

marc heß  hans-Peter schmid

ralf stemmer hanns-Peter storr
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Jahresbilanz zum 31. Dezember 2012 – Deutsche Postbank aG, bonn 

aktiva     Vorjahr   31.12.2012 Vorjahr
     € mio € € € € mio €

1. barreserve
 a) kassenbestand    955.235.299,18  746
 b) guthaben bei zentralnotenbanken    843.458.517,01  1.516
  darunter: bei der Deutschen bundesbank 841.363.740,63 1.515   1.798.693.816,19 
          
2. forderungen an kreditinstitute      
 a)  täglich fällig    4.065.365.649,29  6.455
 b) andere forderungen    27.909.988.340,26  11.442
  darunter:      
  hypothekendarlehen 56.146.714,58 643    
  kommunalkredite 20.000.000,00 174   31.975.353.989,55 
          
3. forderungen an kunden      
 darunter:       
 hypothekendarlehen 25.527.906.712,96 27.507    
 kommunalkredite 3.729.345.886,20 3.431   67.424.399.061,34 70.246
          
4. schuldverschreibungen und  
 andere festverzinsliche Wertpapiere      
 a) geldmarktpapiere      
  aa) von öffentlichen emittenten   0,00   0
   darunter:       
   beleihbar bei der Deutschen bundesbank 0,00 0    
  ab) von anderen emittenten   0,00 0,00  0
   darunter:       
   beleihbar bei der Deutschen bundesbank 0,00 0    
 b) anleihen und schuldverschreibungen      
  ba) von öffentlichen emittenten   13.299.424.895,28   13.911
   darunter:       
   beleihbar bei der Deutschen bundesbank 13.202.920.371,26 13.713    
  bb) von anderen emittenten    13.124.959.725,13 26.424.384.620,41  15.310
   darunter:       
   beleihbar bei der Deutschen bundesbank 11.758.164.258,49 12.127    
 c) eigene schuldverschreibungen     0,00  0
   nennbetrag 0,00 0   26.424.384.620,41 
          
5. aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere     453.938.747,39 477
          
5a. handelsbestand     14.541.637.631,23 18.496
          
6. beteiligungen      
 darunter:        
 an kreditinstituten  1.171.593,72 1    
 an finanzdienstleistungsinstituten 0,00 0   15.071.918,66 14
          
7. anteile an verbundenen unternehmen      
 darunter:        
 an kreditinstituten  548.278.032,46 552    
 an finanzdienstleistungsinstituten 12.046.461,58 17   9.272.717.949,10 9.304
          
8. treuhandvermögen      
 darunter: treuhandkredite 703.536.617,48 801   756.743.435,79 856
          
9. immaterielle anlagewerte      
 a) selbst geschaffene gewerbliche schutz-      
  rechte und ähnliche rechte und werte    0,00  0
 b) entgeltlich erworbene konzessionen,      
  gewerbliche schutzrechte und ähnliche       
  rechte und werte sowie lizenzen an       
  solchen rechten und werten    37.791.711,65  43
 c) geschäfts- oder firmenwert    26.866.666,70  30
 d) geleistete anzahlungen    0,00 64.658.378,35 0
          
10. sachanlagen      426.038.447,42 520
          
11. sonstige Vermögensgegenstände     1.539.879.193,89 747
          
12. rechnungsabgrenzungsposten      
 a) aus dem emissions- und Darlehensgeschäft    98.121.377,47  130
 b) andere     43.927.494,04 142.048.871,51 1.626
          
13. aktive latente steuern     0,00 409

summe der aktiva     154.835.566.060,83 152.278
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Jahresabschluss    bilanz

Passiva     Vorjahr   31.12.2012 Vorjahr
     € mio € € € € mio €

1. Verbindlichkeiten gegenüber kreditinstituten
 a) täglich fällig    1.289.936.565,86  313
 b) mit vereinbarter laufzeit oder kündigungsfrist    11.399.795.587,00  9.756
  darunter:      
  begebene hypotheken-namenspfandbriefe  112.616.263,62   92    
  begebene öffentliche namenspfandbriefe  466.435.279,90  513    
  zur sicherstellung aufgenommener Darlehen      
  an den Darlehensgeber ausgehändigte      
  hypotheken-namenspfandbriefe  0,00 0    
  und öffentliche namenspfandbriefe  0,00 0    
  gemischt gedeckte namensschuldver-      
  schreibungen lt. Dslbumwg  1.117.456.213,20   1.401   12.689.732.152,86 
          
2. Verbindlichkeiten gegenüber kunden      
 a) spareinlagen      
  aa) mit vereinbarter kündigungsfrist von 3 monaten   47.728.748.962,77   47.748
  ab) mit vereinbarter kündigungsfrist      
   von mehr als 3 monaten   143.875.529,37 47.872.624.492,14  154
 b) begebene hypotheken-namenspfandbriefe    1.515.195.388,27  1.438
 c) begebene öffentliche namenspfandbriefe    225.127.443,66  240
 d) gemischt gedeckte namensschuld-      
  verschreibungen lt. Dslbumwg    11.987.726.579,43   12.349
 e) andere Verbindlichkeiten      
  ea) täglich fällig   40.513.464.437,78   37.410
  eb) mit vereinbarter laufzeit oder kündigungsfrist   7.619.160.133,41 48.132.624.571,19  11.313
   darunter:      
   zur sicherstellung aufgenommener Darlehen      
   an den Darlehensgeber ausgehändigte      
   hypotheken-namenspfandbriefe  0,00  0    
   und öffentliche namenspfandbriefe  0,00  0   109.733.298.474,69 
          
3. Verbriefte Verbindlichkeiten       
 a) begebene schuldverschreibungen      
  aa) hypothekenpfandbriefe   6.160.865.162,37   5.850
  ab) öffentliche Pfandbriefe   1.625.373.950,36   1.758
  ac) gemischt gedeckte schuldverschrei-      
   bungen lt. Dslbumwg   0,00   40
  ad) sonstige schuldverschreibungen   1.510.955.041,32 9.297.194.154,05  1.913
 b) andere verbriefte Verbindlichkeiten    41.458.245,51  1.738
  darunter: geldmarktpapiere  41.458.245,51 1.738   9.338.652.399,56 
          
3a. handelsbestand     10.482.427.943,94 7.633
          
4. treuhandverbindlichkeiten      
 darunter: treuhandkredite 703.536.617,48  801   756.743.435,79 856
          
5. sonstige Verbindlichkeiten     1.615.633.301,35 658
          
6. rechnungsabgrenzungsposten      
 a) aus dem emissions- und Darlehensgeschäft    39.919.173,80  53
 b) andere     23.053.609,62 62.972.783,42 768
          
7. rückstellungen      
 a) rückstellungen für Pensionen und      
  ähnliche Verpflichtungen    697.228.752,00  640
 b) steuerrückstellungen    51.247.867,68  27
 c) andere rückstellungen    441.841.387,41 1.190.318.007,09 394
          
8. nachrangige Verbindlichkeiten     3.285.383.897,60 3.552
          
9. Genussrechtskapital      
 darunter: vor ablauf von zwei Jahren fällig 114.500.000,00  20   1.166.500.000,00 1.172
          
10. fonds für allgemeine bankrisiken      1.773.458.518,28 1.765
 davon: sonderposten nach § 340e abs. 4 hgb 3.146.210,79  0    
          
11. eigenkapital       
 a) gezeichnetes kapital     547.000.000,00  547
 b) Vermögenseinlage typisch stiller gesellschafter    20.225.837,62  20
 c) kapitalrücklage     1.090.499.481,11  1.090
 d) andere gewinnrücklagen    1.082.719.827,52  963
 e) bilanzgewinn    0,00 2.740.445.146,25 119

summe der Passiva     154.835.566.060,83 152.278

         31.12.2012 Vorjahr
        € € mio €

1. eventualverbindlichkeiten      
 a) eventualverbindlichkeiten aus weitergegebenen abgerechneten wechseln   -,--  –
 b) Verbindlichkeiten aus bürgschaften und gewährleistungsverträgen1    3.209.749.857,03  3.250
 c) haftung aus der bestellung von sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten   -,-- 3.209.749.857,03 –
          
2. andere Verpflichtungen      
 a) rücknahmeverpflichtungen aus unechten Pensionsgeschäften    -,--  –
 b) Plazierungs- und übernahmeverpflichtungen    -,--  –
 c) unwiderrufliche kreditzusagen    11.747.211.749,99 11.747.211.749,99 8.285

1Verpflichtungen aus Patronatserklärungen sind im anhang unter Punkt c.i. angegeben    
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GeWinn- unD VerlustrechnunG – Deutsche Postbank aG, bonn 
fÜr Die zeit Vom 1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2012
Vergleichszahlen vom 1. Januar 2011 bis 31. Dezember 2011 

aufwendungen  Vorjahr   31.12.2012 Vorjahr
     € mio € € € € mio €

 1. zinsaufwendungen     2.449.344.982,58 2.934
          
 2. Provisionsaufwendungen     319.594.882,29 341
          
 3. nettoaufwand des handelsbestands     0,00 11 
          
 4. allgemeine Verwaltungsaufwendungen      
  a) Personalaufwand      
   aa) löhne und gehälter   520.546.098,75   644
   ab) soziale abgaben und aufwendungen für      
    altersversorgung und für unterstützung   179.724.360,42 700.270.459,17  168
    darunter: für altersversorgung 131.200.909,86 120    
  b) andere Verwaltungsaufwendungen    1.741.127.010,63 2.441.397.469,80 1.716
          
 5. abschreibungen und Wertberichtigungen  
  auf immaterielle anlagewerte und sachanlagen     27.301.579,48 35
          
 6. sonstige betriebliche aufwendungen     118.526.451,26 102
          
 7. abschreibungen und Wertberichtigungen auf  
  forderungen und bestimmte Wertpapiere sowie  
  zuführungen zu rückstellungen im kreditgeschäft     627.599.888,55 157
          
 8. abschreibungen und Wertberichtigungen auf  
  beteiligungen, anteile an verbundenen unternehmen  
  und wie anlagevermögen behandelte Wertpapiere     109.540.811,67 547
          
 9. aufwendungen aus Verlustübernahme     99.272.308,92 0
          
 10. außerordentliche aufwendungen     27.938.064,00 4
          
 11. steuern vom einkommen und vom ertrag      445.721.849,60 – 17
  davon aus der Veränderung bilanzierter  
  latenter steuern 409.116.290,88 – 31    
          
 12. sonstige steuern, soweit nicht unter Posten 6 ausgewiesen     3.266.692,21 6 
          
 13. zuführung zum fonds für allgemeine bankrisiken     5.312.307,49 0
          
 14. Jahresüberschuss      0,00 119

summe der aufwendungen     6.674.817.287,84 6.768 
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Jahresabschluss    GeWinn- unD VerlustrechnunG

erträge    Vorjahr   31.12.2012 Vorjahr
     € mio €  € € mio €

1. zinserträge aus      
 a) kredit- und geldmarktgeschäften    3.808.723.691,14  3.639 
 b) festverzinslichen wertpapieren und      
  schuldbuchforderungen    852.584.559,81 4.661.308.250,95 1.189 
          
2. laufende erträge aus      
 a) aktien und anderen nicht festverzinslichen      
  wertpapieren    1.256.217,04  1
 b) beteiligungen    180.001,36  0
 c) anteilen an verbundenen unternehmen    544.688.532,40 546.124.750,80 405 
          
3. erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnabführungs-      
 oder teilgewinnabführungsverträgen     185.290.663,35 234 
          
4. Provisionserträge     740.242.386,77 759 
          
5. nettoertrag des handelsbestands     28.315.897,09 0
 davon einstellung in sonderposten  
 nach § 340e abs. 4 hgb – 3.146.210,79 0    
          
6. erträge aus zuschreibungen zu beteiligungen,  
 anteilen an verbundenen unternehmen und 
 wie anlagevermögen behandelten Wertpapieren     80.867.239,78 114 
          
7. sonstige betriebliche erträge     432.668.099,10 427 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

summe der erträge     6.674.817.287,84 6.768

         31.12.2012 Vorjahr
         € mio €

1. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag     0,00 119
          
2. bilanzgewinn/bilanzverlust     0,00 119



44

anhanG
Deutsche Postbank aG fÜr Das  
GeschäftsJahr 2012

a. allGemeine anGaben zur GlieDerunG  
  Des Jahresabschlusses soWie zu  

Den bilanzierunGs- unD beWertunGs- 
methoDen

i. allgemeine angaben

Der Jahresabschluss der Deutschen Postbank ag (Postbank) 
wird nach den Vorschriften des handelsgesetzbuchs (hgb) 
und des aktiengesetzes (aktg) sowie der Verordnung über 
die rechnungslegung der kreditinstitute und finanzdienst-
leistungsinstitute (rechkredV) aufgestellt und umfasst den 
zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2012.

ii. bilanzierungs- und bewertungsmethoden

1. allgemeine angaben
Die bilanzierungs- und bewertungsmethoden sind im Ver-
gleich zum Vorjahr bis auf änderungen der abbildung von 
bewertungseinheiten und dem ausweis des sogenannten 
unwindings unverändert. im berichtsjahr hat die Postbank 
die bilanzielle abbildung von bewertungseinheiten von 
der sogenannten einfrierungsmethode auf die sogenannte 
Durchbuchungsmethode umgestellt, da durch die bilan-
zierung zu buchwerten, die näher an zeitwerten sind, der 
einblick in die Vermögens- und finanzlage sowie die steue-
rungs- und überwachungspolitik verbessert wird. in diesem 
zusammenhang wurde auch die bilanzielle abbildung von 
erhaltenen und gezahlten close-out-zahlungen bei been-
digung der sicherungsbeziehung aufgrund Veräußerung 
oder glattstellung des sicherungsinstruments vor wegfall 
des grundgeschäfts auf das in iDw rs hfa 35, tz. 87 ff. 
beschriebenen Verfahren umgestellt. Die in diesen fällen 
in Vorjahren gezahlten bzw. vereinnahmten und unter den 
rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesenen close-out-
zahlungen wurden, soweit noch nicht zeitanteilig erfolgs-
wirksam aufgelöst, mit den buchwerten der ursprünglichen 
grundgeschäfte verrechnet (1.573 mio € gezahlte close-out-
zahlungen und 724 mio € erhaltene close-out-zahlungen). 
Daran anschließend wurden die grundgeschäfte mit den 
allgemeinen bewertungsvorschriften bewertet. in diesem 
zusammenhang ergaben sich für wertpapiere der liqui-
ditätsreserve aufgrund des strengen niederstwertprinzips 
abschreibungen von 552 mio €, die in laufender rechnung 
erfasst wurden.

Die aus der aufzinsung der geschätzten cashflows resultie-
renden beträge (unwinding) werden seit dem berichtsjahr 
2012 im zinsüberschuss ausgewiesen. im Vorjahr erfolgte 
der ausweis in der risikovorsorge im kreditgeschäft.

2. bilanzierung und bewertung
wie umlaufvermögen bewertete Vermögensgegenstände
Die barreserve, die forderungen an kreditinstitute und kun-
den, andere forderungen und sonstige Vermögensgegen-
stände wurden mit ihrem nennwert angesetzt. agien/Dis-
agien wurden zeitanteilig verteilt. angekaufte forderungen 
wurden mit ihren anschaffungskosten angesetzt. Die in den 
forderungen an kreditinstitute und kunden enthaltenen 
namenspapiere und schuldscheindarlehen sind nach § 340e 
abs. 2 satz 1 hgb mit dem nennbetrag zuzüglich abge-
grenzter zinsen bewertet. Die unterschiedsbeträge zwischen 

nennwerten und den anschaffungskosten wurden in die 
rechnungsabgrenzungsposten aufgenommen und werden 
planmäßig aufgelöst.

allen erkennbaren einzelrisiken im kreditgeschäft sowie 
länderrisiken wurde durch die bildung von wertberichti-
gungen und rückstellungen ausreichend rechnung getra-
gen. für latente risiken im forderungsbestand bestehen 
Pauschalwertberichtigungen. Darüber hinaus besteht ein 
fonds für allgemeine bankrisiken gemäß § 340g hgb.

schuldverschreibungen und andere festverzinsliche wert-
papiere sowie aktien und andere nicht festverzinsliche wert-
papiere des umlaufvermögens (mit ausnahme des handels-
bestands) sind mit ihren historischen anschaffungskosten 
unter beachtung des strengen niederstwertprinzips und 
des wertaufholungsgebots bilanziert (§ 340e abs. 1 satz 2 
i. V. m. § 253 abs. 4 satz 1 hgb und § 253 abs. 5 satz 1 hgb).

für strukturierte kreditprodukte (scP), wie z. b. cDo, 
consumer abs, commercial abs, cmbs und rmbs, wird 
auf grund der eingeschränkten Verfügbarkeit verifizierbarer, 
indikativer kurse weiterhin ein internes bewertungsmodell 
eingesetzt, das in größtmöglichem umfang markdaten 
verwendet.

bewertungseinheiten
Die Postbank sichert Vermögensgegenstände und schulden 
durch mikrohedges gegen zinsänderungsrisiken ab und 
bilanziert diese als bewertungseinheiten. ziel der mikro-
hedges ist es, zinsschwankungen bei Vermögensgegenstän-
den und schulden durch betrags-, währungs- und laufzeit-
kongruente termin- oder optionsgeschäfte abzusichern.

Die bildung von bewertungseinheiten im hgb-abschluss 
erfolgt nach den Vorgaben des § 254 hgb unter beachtung 
des iDw rs hfa 35. Die sicherungsbeziehungen enden, 
wenn das grundgeschäft oder das sicherungsgeschäft 
ausläuft, veräußert oder ausgeübt wurde bzw. die anforde-
rungen an die bildung von bewertungseinheiten nicht mehr 
erfüllt sind.

Die effektivitätsprüfung für alle bewertungseinheiten erfolgt 
prospektiv durch eine sensitivitätsanalyse von grund- und 
sicherungsgeschäft. Die auf das abgesicherte risiko zurück-
zuführenden marktwertänderungen des grundgeschäfts 
werden mit der marktwertveränderung des sicherungs-
instruments für jede sicherungsbeziehung retrograd mit-
einander verglichen. soweit sie sich ausgleichen (effektiver 
teil), werden sie bilanziell sowohl beim grundgeschäft als 
auch beim sicherungsinstrument (sonstige Vermögens-
gegenstände/sonstige Verbindlichkeiten) erfasst (Durch-
buchungsmethode). ineffektive wertänderungen des 
sicherungsgeschäfts werden – soweit negativ – als Droh-
verlustrückstellung erfasst. wertänderungen des grundge-
schäfts, die nicht auf das abgesicherte risiko zurückzuführen 
sind, werden nach den allgemeinen bilanzierungsregeln 
erfasst.

bei auflösung erhaltene und gezahlte close-out-zahlungen 
für mikroswaps, deren basiskontrakte noch im bestand sind, 
werden mit dem buchwert des sicherungsgeschäfts und 
gegebenenfalls für ineffektive wertänderungen erfassten 
Drohverlustrückstellungen verrechnet. ein verbleibender 
betrag wird erfolgswirksam vereinnahmt. Die während 
der laufzeit der sicherungsbeziehung beim grundgeschäft 
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anhang

erfassten wertänderungen aus dem abgesicherten risiko 
werden über die restlaufzeit des underlyings zeitanteilig 
aufgelöst.

Die Postbank bildet bewertungseinheiten zwischen Vermö-
gensgegenständen und schulden als grundgeschäft und 
zinsswaps als sicherungsinstrumente. im abgelaufenen 
geschäftsjahr betrug der buchwert der abgesicherten Ver-
mögensgegenstände 10.101 mio € und der der abgesicher-
ten schulden – 11.188 mio €. am abschlussstichtag betrugen 
die wertveränderungen, die auf das abgesicherte risiko der 
Vermögensgegenstände als grundgeschäft entfallen, 929 
mio € und die wertveränderungen, die auf das abgesicher-
te risiko der schulden als grundgeschäft entfallen, – 1.080 
mio €. Dagegen standen wertveränderungen der siche-
rungsgeschäfte von – 933 mio € für Vermögensgegenstände 
bzw. von 1.082 mio € für schulden. Die wirksamkeit, als 
retrospektiver effektivitätstest, der sicherungsbeziehung 
wird auf basis der Dollar-offset-methode nachgewiesen. 
zum abschlussstichtag haben sich wertveränderungen von 
grundgeschäft und sicherungsinstrument nahezu ausgegli-
chen. Die zukünftigen zinsinduzierten wertveränderungen 
des grundgeschäfts werden über ein laufzeitkongruentes  
sicherungsinstrument bis zur endfälligkeit des grundgeschäfts 
abgesichert. für die ermittlung des abgesicherten risikos 
werden die für die bilanzierung im hedge accounting nach 
ifrs ermittelten hedge fair Values verwendet.

handelsbestand
Die zuordnung einzelner finanzinstrumente zum handels-
bestand hat die Postbank auf grundlage interner richtlinien 
und Prozesse geregelt. anwendung finden hierfür die 
kriterien der Postbank für die einbeziehung von geschäften 
in das handelsbuch nach § 1a abs. 1 kwg.

Der ausweis der handelsbestände erfolgt unter der bilanz-
position handelsbestand auf der aktiv- bzw. der Passivseite. 
in dieser bilanzposition zeigt die Postbank handelsbestände 
an Derivaten, geldhandelspositionen, schuldverschreibun-
gen, festverzinsliche wertpapiere, aktien und andere nicht 
festverzinsliche wertpapiere des handelsbestands. Die  
Postbank ordnet auf basis interner kriterien finanzinstru-
mente dem handelsbestand zu.

im bereich des besicherten geldhandels wird eine Verrech-
nung von forderungen und Verbindlichkeiten bei überein-
stimmender fälligkeit, währung und gleichem kontrahenten 
vorgenommen, sofern die aufrechnungsbedingungen erfüllt 
sind. in der bilanz erfolgt ein saldierter ausweis der Verrech-
nungsspitze.

Die zinserträge und die zinsaufwendungen aus nicht deriva-
tiven finanzinstrumenten des handelsbestands werden im 
zinsüberschuss ausgewiesen.

existiert für ein finanzinstrument des handelsbestands ein 
aktiver markt, wird der beizulegende zeitwert durch den 
markt- bzw. börsenpreis des bilanzstichtags ermittelt. liegt 
kein aktiver markt vor, wird der beizulegende zeitwert durch 
allgemein anerkannte bewertungsmethoden bestimmt.

bei der bestimmung der beizulegenden zeitwerte auf basis 
von bewertungsmethoden werden in größtmöglichem 
umfang beobachtbare marktdaten verwendet. Die Postbank 
nutzt dabei größtenteils sogenannte Discounted-cashflow-
methoden. hierbei werden als bewertungsparameter im 

wesentlichen zins- und spread-kurven (credit spreads, 
basis spreads) herangezogen. Des weiteren werden zur 
bewer tung von kreditderivaten zusätzlich cDs-spreads 
bzw. hazard rates genutzt. optionspreismodelle nutzen 
als inputparameter darüber hinaus aktienkurse, indexpreise 
und Volatilitäten.

Das sich ergebende bewertungsergebnis wird erfolgswirk-
sam vereinnahmt. Der ansatz erfolgt zum beizulegenden 
zeitwert. wertänderungen während der laufzeit werden 
ebenfalls erfolgswirksam erfasst.

auf den handelsbestand der Postbank wurde im rahmen 
der risikoadjustierten marktbewertung per 31. Dezember 
2012 ein risikoabschlag in höhe von 5,3 mio € (Vorjahr:  
12 mio €) ermittelt und erfolgswirksam gegen das netto-
ergebnis des handelsbestands eingestellt. als berechnungs-
verfahren wird der Value-at-risk (zehn tage haltedauer, 
99 % konfidenzniveau, historischer beobachtungszeitraum 
von einem Jahr) unter berücksichtigung der korrelationen 
zwischen risikofaktoren und Portfolios genutzt.

Derivate des nichthandelsbestands
sofern Derivate (insbesondere zinsswaps, zinsfutures, 
forward rate agreements, aktien- und indexderivate) nicht 
dem handelsbestand zugeordnet sind, werden diese als 
schwebende geschäfte nach den hierfür geltenden grund-
sätzen behandelt.

Das realisierte ergebnis aus Derivaten des nichthandels-
bestands wird je nach zweck des Derivats im Posten abschrei-
bungen und wertberichtigungen auf forderungen und be-
stimmte wertpapiere sowie zuführungen im kreditgeschäft 
bzw. im zinsergebnis erfasst.

wurden negative wertveränderungen in der folgebewer-
tung festgestellt, erfolgt die bilanzielle berücksichtigung im 
rahmen der bei kreditinstituten etablierten bilanzierungs-
konvention.

bei optionen, bei denen die Postbank optionsberechtigte 
ist, erfolgt die zugangsbewertung in höhe der gezahlten 
optionsprämie. Der ausweis erfolgt im Posten „sonstige 
Vermögensgegenstände“ bzw. im Posten „aktien und an-
dere nicht festverzinsliche wertpapiere“, sofern es sich um 
optionsscheine handelt. Die folgebewertung erfolgt nach 
den allgemeinen bewertungsvorschriften für das umlauf-
vermögen nach § 340e abs. 1 satz 2 hgb.

gezahlte initial margins werden in dem Posten „sonstige 
Vermögensgegenstände“ ausgewiesen. im falle einer zur 
absicherung von Derivaten vorgenommenen Verpfändung 
von wertpapieren werden diese weiterhin bei der Postbank 
als rechtlichem und wirtschaftlichem eigentümer ausge-
wiesen.

im rahmen der verlustfreien bewertung stellt die Postbank 
jährlich zum 31. Dezember dem handelsrechtlichen buch-
wert den barwert des zinsbuchs gegenüber. Dabei werden 
zinsderivate, die im rahmen der steuerung des zinsände-
rungsrisikos im bankbuch kontrahiert werden, mit einbe-
zogen. falls der barwert den buchwert unterschreitet, wird 
eine rückstellung gebildet.



46

Wertpapierpensionsgeschäfte
echte wertpapierpensionsgeschäfte werden sowohl zur 
liquiditätssteuerung als auch mit handelsabsicht gehalten. 
Die aus diesen geschäften in Pension genommenen wertpa-
piere werden nicht in der bilanz ausgewiesen. im geschäfts-
jahr 2012 wurden wertpapiere als sicherheiten mit einem 
buchwert in höhe von 3.812 mio € (Vorjahr: 9.374 mio €) in 
Pension gegeben.

Wie anlagevermögen bewertete Vermögensgegenstände
wie anlagevermögen bewertete wertpapiere werden 
gemäß § 340e abs.1 i. V. m. § 253 abs. 3 satz 3 hgb nach 
dem gemilderten niederstwertprinzip bewertet. Die unter-
schiedsbeträge zwischen anschaffungskosten und rückzah-
lungsbetrag (agien/Disagien) werden zeitanteilig verteilt. 
Die bestände werden buchhalterisch getrennt von den 
wertpapieren des umlaufvermögens geführt.

asset backed securities sind in teilen dem anlagevermögen 
zugeordnet. Die enthaltenen synthetischen collateralized 
Debt obligations (cDo) stellen strukturierte Produkte nach 
iDw rs hfa 22 dar und werden bilanziell getrennt darge-
stellt.

beteiligungen einschließlich der anteile an verbundenen 
unternehmen sowie die betriebs- und geschäftsausstattung 
werden gemäß § 340e abs. 1 satz 1 hgb nach den für das 
anlagevermögen geltenden Vorschriften bewertet.

Die anteile an der Pb spezial-investmentaktiengesellschaft 
mit teilgesellschaftsvermögen (Pb spezialinvest) werden in 
den anteilen an verbundenen unternehmen ausgewiesen 
und aufgrund der bewertungskontinuität wie umlaufver-
mögen bewertet.

Die auf ausländische währung lautenden beteiligungen, 
einschließlich der anteile an verbundenen unternehmen, 
wurden mit dem jeweiligen anschaffungskurs in euro um-
gerechnet.

immaterielle anlagewerte
entgeltlich erworbene immaterielle anlagewerte werden zu 
anschaffungskosten, vermindert um planmäßige abschrei-
bungen, bilanziert. Die abschreibungen erfolgen nach der 
tatsächlichen wirtschaftlichen nutzungsdauer.

für den geschäfts- und firmenwert wird eine betriebliche 
nutzungsdauer von 15 Jahren angesetzt. Die gründe für 
die länge der nutzungsdauer liegen in der annahme der 
schätzung der voraussichtlichen nutzung.

sachanlagen
sachanlagen sind mit ihren anschaffungs- und herstellungs-
kosten abzüglich planmäßiger abschreibungen entsprechend 
der betriebsgewöhnlichen nutzungsdauer angesetzt. soweit 
erforderlich, werden außerplanmäßige abschreibungen 
vorgenommen.

kosten für die laufende wartung und anschaffungskosten 
bis 150 € werden gemäß § 6 abs. 2 estg in voller höhe er-
gebniswirksam erfasst. kosten für den ersatz von teilen des 
sachanlagevermögens werden aktiviert.

geringwertige wirtschaftsgüter bis zu einer höhe von 410 € 
werden im Jahr der anschaffung sofort abgeschrieben.

rechnungsabgrenzungsposten
Die Postbank bildet gemäß § 250 hgb rechnungsabgren-
zungsposten. Die auflösung erfolgt entsprechend dem 
aufwand bzw. dem ertrag der rechnungsperiode.

latente steuern 
Die Postbank aktiviert aufgrund der ertragsteuerlichen  
organschaft zur Deutschen bank keine latenten steuern 
mehr. ein umlagevertrag wurde nicht abgeschlossen.

Verbindlichkeiten
Verbindlichkeiten werden mit ihrem erfüllungsbetrag passi-
viert. agien/Disagien werden zeitanteilig verteilt. begebene 
zerobonds sind mit dem emissionswert zuzüglich anteiliger 
zinsen bis zum bilanzstichtag passiviert. Die anteiligen 
zinsen von zerobonds werden nach der effektivzinsmethode 
amortisiert.

rückstellungen
zum 31. Dezember 2012 beträgt der bestand an Pensions-
rückstellungen 697 mio €.

Die Pensionsrückstellungen werden nach versicherungs-
mathematischen grundsätzen errechnet. als versicherungs-
mathematisches Verfahren verwendet die Postbank für die 
berechnung die „Projected-unit-credit-methode“ (anwart-
schaftsbarwertverfahren).

folgende versicherungsmathematische annahmen liegen 
der berechnung zugrunde:

31.12.2012 31.12.2011

rechnungszinsfuß 5,05 % 5,14 %

Gehaltsdynamik 2,70 % 2,60 %

anpassungsrate für renten 2,20 % 2,10 %

fluktuation 4,0 % p. a. 4,0 % p. a.

Pensionsalter 60 – 63 Jahre 60 – 63 Jahre

sterblichkeit/invalidität etc. heubeck-
tafeln 2005G

heubeck-
tafeln 2005G

Die rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflich-
tungen werden pauschal mit dem von der Deutschen bun-
desbank veröffentlichten durchschnittlichen marktzinssatz 
der vergangenen sieben Jahre abgezinst, der sich bei einer 
angenommenen restlaufzeit von 15 Jahren ergibt (§ 253 
abs. 2 satz 2 hgb).

aufgrund der bewertungsvorgaben für altersversorgungs-
rückstellungen, die durch das bilmog am 29. mai 2009  
in kraft getreten sind, ergab sich bei der Postbank zum  
1. Januar 2010 ein unterschiedsbetrag zum bisherigen recht 
in höhe von 66,6 mio €, der bis 2024 mit mindestens einem 
fünfzehntel jährlich zugeführt werden muss. bis zum 31. De-
zember 2012 wurden kumuliert 36,7 mio € zugeführt, davon 
im geschäftsjahr 2012 27,9 mio €, sodass sich ein restunter-
schiedsbetrag in höhe von 29,9 mio € ergibt. Die jährlichen 
zuführungsbeträge werden jeweils erfolgswirksam erfasst 
und in der gewinn- und Verlustrechnung unter dem Posten 
„außerordentliche aufwendungen“ ausgewiesen.
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Die Pensionsverpflichtungen beruhen überwiegend auf 
un mittelbaren Versorgungszusagen. art und höhe der 
ruhegelder der versorgungsberechtigten mitarbeiter richten 
sich nach den bestimmungen der jeweiligen Versorgungs-
regelungen (u. a. Pensionsrichtlinien, Versorgungsordnung). 
Diese sind im wesentlichen von der Dauer des beschäfti-
gungsverhältnisses abhängig. für die in Vorjahren in die 
betriebliche altersversorgung der bank übernommenen, bis 
dahin bei der Versorgungsanstalt der Deutschen bundespost 
(VaP) versicherten rentner und arbeitnehmer hat die bank 
eine Direktzusage auf betriebliche altersversorgung erteilt.

Die steuerrückstellungen und die anderen rückstellungen 
werden in höhe ihres erfüllungsbetrags gemäß § 253 abs. 1 
satz 2 hgb angesetzt. rückstellungen mit einer restlaufzeit 
von mehr als einem Jahr werden mit der gemäß rückstel-
lungsabzinsungsverordnung durch die Deutsche bundesbank 
bereitgestellten zinskurve bewertet. Der aus der aufzinsung 
resultierende zinseffekt wird für bankgeschäftliche rück-
stellungen als zinsaufwand und für nicht bankgeschäftliche 
rückstellungen als sonstiger betrieblicher aufwand erfasst.

eventualverbindlichkeiten
unter den eventualverbindlichkeiten werden Verbindlich-
keiten aus bürgschaften und gewährleistungsverträgen  
mit ihren valutierenden beträgen zum bilanzstichtag aus-
gewiesen.

Währungsumrechnung
Die forderungen und Verbindlichkeiten in fremdwährung 
wurden gemäß § 256a hgb mit den am abschlussstichtag 
gültigen Devisenkassamittelkursen in euro umgerechnet. 
termingeschäfte, die am bilanzstichtag noch nicht abge-
wickelt sind, wurden zum terminkurs des bilanzstichtags 
bewertet. für fremdwährungsgeschäfte im bankbuch er-
folgte eine spaltung des terminkurses und eine abgrenzung 
der swapstellen.

ergebnisse aus der umrechnung kursgesicherter bilanzpos-
ten und korrespondierender schwebender geschäfte wur-
den durch die bildung von ausgleichsposten neutralisiert.

Die auf fremdwährung lautenden bilanzbestände und schwe-
benden geschäfte werden in jeder währung aufgrund der 
gesamtheitlichen steuerung durch das treasury und dem 
Verzicht auf strategische währungspositionen als besonders 
gedeckt eingestuft und bewertet (§ 340h i. V. m. § 256a hgb). 
Dementsprechend wurden alle aufwendungen und erträge 
aus der währungsumrechnung in der erfolgsrechnung im 
nettoertrag oder im nettoaufwand des handelsbestands er-
fasst. auszusondernde erträge ergaben sich nicht, da die am 
bilanzstichtag bestehenden Positionen aufgrund der hohen 
umschlaghäufigkeit zeitnah begründet worden sind.

iii. angaben über beteiligungsverhältnisse

Die Deutsche bank ag, frankfurt am main, hielt mittelbar 
über die Db finanz-holding gmbh und die Db Valoren 
s.à r.l. bzw. die Db equity s.à r.l., am 31. Dezember 2012 ca. 
94,1 % der aktien der Postbank.

Der an den börsen gehandelte streubesitz der Postbank 
beträgt somit rund 5,9 %.

Die Postbank wird im konzernabschluss der Deutschen bank 
ag vollkonsolidiert.

Die Postbank hat als börsennotierte aktiengesellschaft für 
das am 31. Dezember 2012 endende geschäftsjahr ihren Jah-
resabschluss nach den Vorschriften des handelsgesetzbuchs 
in Verbindung mit der Verordnung über die rechkredV und 
unter beachtung der einschlägigen regelungen des aktien-
gesetzes aufgestellt.

nach beschlussfassung in Vorstand und aufsichtsrat der 
Postbank hat der Vorstand der Postbank den beherrschungs- 
und gewinnabführungsvertrag zwischen der Postbank als 
abhängigem unternehmen und der Db finanz-holding 
gmbh, frankfurt am main (einer 100 %igen tochtergesell-
schaft der Deutschen bank ag), als beherrschendem unter-
nehmen unterzeichnet.

Die ordentliche hauptversammlung der Postbank hat am  
5. Juni 2012 dem beherrschungs- und gewinnabführungs-
vertrag zwischen Deutscher bank und Postbank zugestimmt. 
Der beherrschungs- und gewinnabführungsvertrag ist mit 
eintragung im handelsregister am 20. Juni 2012 wirksam ge-
worden. Das oberlandesgericht köln hat am 11. september 
2012 die bestandskraft des beherrschungs- und gewinnab-
führungsvertrags festgestellt. eine anfechtungsklage gegen 
den vorgenannten zustimmungsbeschluss wurde in der 
folge zurückgenommen.

iV. kWG-Grundsätze

Die Postbank erstellt die entsprechenden einzelinstituts-
meldungen und erfüllt ihre darüber hinausgehenden melde-
pflichten gemäß kwg.

zum 31. Dezember 2012 beträgt die regulatorische tier-i-
Quote 8,3% und die gesamtkennziffer 14,3 %. 
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b. anGaben unD erläuterunGen zur  
 bilanz unD zur GeWinn- unD Verlust- 
 rechnunG 

i. aktivseite der bilanz

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Verbundene unternehmen

in den nachfolgenden Positionen 
sind forderungen an verbundene
unternehmen enthalten:

forderungen an kreditinstitute 13.041 13.025

forderungen an kunden 1.011 4.215

schuldverschreibungen und andere 
festverzinsliche wertpapiere 4.339 5.383

sonstige Vermögensgegenstände 279 471

unternehmen, mit denen ein 
beteiligungsverhältnis besteht

in den nachfolgenden Positionen 
sind forderungen an unterneh-
men, mit denen ein beteiligungsver-
hältnis besteht, enthalten:

forderungen an kreditinstitute 7 0

forderungen an kunden 45 52

schuldverschreibungen und andere 
festverzinsliche wertpapiere 0 0

nachrangige forderungen

nachrangige forderungen sind in 
folgenden Positionen ausgewiesen:

schuldverschreibungen und andere 
festverzinsliche wertpapiere 61 52

Die reduzierung der schuldverschreibungen und anderer 
festverzinslicher wertpapiere gegenüber verbundenen 
unternehmen resultiert im wesentlichen aus der vorzeitigen 
tilgung einer schuldverschreibung sowie dem konzerninter-
nen Verkauf einer schuldverschreibung (Verbriefung).

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

forderungen an kreditinstitute

als Deckung verwendet mit verein- 
barter laufzeit oder kündigungsfrist 20 173

 davon mindestens drei monate,  
 aber weniger als vier Jahre 0 0

 davon vier Jahre oder länger 20 173

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

forderungen an kunden

als Deckung verwendet mit verein- 
barter laufzeit oder kündigungsfrist 18.981 21.534

 davon weniger als vier Jahre 246 418

 davon vier Jahre oder länger 18.735 21.116

sicherung durch Grundpfandrechte 25.528 27.507

 davon als Deckung verwendet 15.252 18.103

kommunaldarlehen 3.729 3.431

 davon als Deckung verwendet 3.729  3.431

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

schuldverschreibungen und andere 
festverzinsliche Wertpapiere

in dieser Position sind börsenfähige 
Wertpapiere enthalten in höhe von: 26.424 29.221

geldmarktpapiere
Von öffentlichen emittenten

 börsennotierte geldmarktpapiere 0 0

 nicht börsennotierte geldmarkt- 
 papiere 0 0

Von anderen emittenten

 börsennotierte geldmarktpapiere 0 0

 nicht börsennotierte geldmarkt-  
 papiere 0 0

anleihen und schuldverschreibungen 
Von öffentlichen emittenten

 börsennotierte anleihen und  
 schuldverschreibungen 13.265 13.732

 nicht börsennotierte anleihen 
 und schuldverschreibungen 34 178

Von anderen emittenten

 börsennotierte anleihen und  
 schuldverschreibungen 12.253 14.309

 nicht börsennotierte anleihen  
 und schuldverschreibungen 872 1.002

eigene schuldverschreibungen

 börsennotierte eigene schuld - 
 verschreibungen 0 0

 nicht börsennotierte eigene 
  schuldverschreibungen 0 0

nicht nach dem niederstwert-
prinzip bewertete Wertpapiere 3.737 6.917

im anlagevermögen sind 29 wertpapiere mit einem buch-
wert von 3.661 mio € (Vorjahr: 6.787 mio €) enthalten, bei  
denen, bei einer bewertung mit den börsenkursen des  
bilanzstichtags, abschreibungen in höhe von 385 mio €  
(Vorjahr: 771 mio €) angefallen wären. es handelt sich hier-
bei um zwölf anleihen von banken (buchwert 2.477 mio €,  
marktwert 2.138 mio €) und sechzehn staatsanleihen (buch-
wert 1.175 mio €, marktwert 1.129 mio €), die in der euro-
päischen union emittiert worden sind. Des weiteren hält  
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die bank ein abs (buchwert 9,1 mio €, marktwert 8,9 mio €), 
der auf den cayman islands emittiert worden ist.

Die wertänderungen bei den festverzinslichen wertpapieren 
sind zins- und credit-spread-induziert und voraussichtlich 
nicht von Dauer. Die gemäß iDw rs hfa 22 im geschäfts-
jahr 2011 gebildete Drohverlustrückstellung für die von den 
synthetischen collateralized Debt obligations abgespalte-
nen credit Default swaps wurde in voller höhe (8,3 mio €) 
verbraucht.

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

aktien und andere nicht fest- 
verzinsliche Wertpapiere

in dieser Position sind börsenfähige 
Wertpapiere enthalten in höhe von: 0 23

 davon börsennotierte wertpapiere 0 13

 davon nicht börsennotierte  
 wertpapiere 0 10

nicht nach dem niederstwertprinzip 
bewertete Wertpapiere 0 0

Die handelsaktivitäten der Postbank umfassen den handel 
mit derivativen finanzinstrumenten, geldhandelsforderun-
gen und -verbindlichkeiten, schuldverschreibungen und an-
deren festverzinslichen wertpapieren, aktien und anderen 
nicht festverzinslichen wertpapieren. Der handelsbestand 
wird zum beizulegenden zeitwert bewertet. hierauf wird 
ein abschlag in höhe des 10-tages-Var vorgenommen, der 
gesondert ausgewiesen ist.

handelsbestand 31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Positive marktwerte aus derivativen 
finanzinstrumenten des handels-
bestands 7.781 5.462

Geldhandelsforderungen 6.704 12.926

schuldverschreibungen und andere 
festverzinsliche Wertpapiere 62 120

aktien und andere nicht festverzins-
liche Wertpapiere 0 0

risikoabschlag – 5 – 12

reverse repos in höhe von 6.691 mio € (Vorjahr: 12.712 mio €) 
werden als geldhandelsforderungen bilanziert. Die daraus 
entstandenen zinsen in höhe von 113 mio € (Vorjahr: 279 
mio €) werden als zinserträge erfasst.

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

beteiligungen

in dieser Position sind börsenfähige 
anteile enthalten in höhe von: 5 4

 davon börsennotiert 5 4

 davon nicht börsennotiert 0 0

anteile an verbundenen unter- 
nehmen

in dieser Position sind börsenfähige 
anteile enthalten in höhe von: 3.655 3.683

 davon börsennotiert 0 0

 davon nicht börsennotiert 3.655  3.683
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Die zugänge bei den schuldverschreibungen und anderen 
festverzinslichen wertpapieren resultieren aus der anwen-
dung der Durchbuchungsmethode bei den bewertungsein-
heiten. hierbei werden die sich ausgleichenden wertver-
änderungen aus dem abgesicherten risiko sowohl bei den 
schuldverschrei bungen als auch beim sicherungsinstrument 
(zinsswap) bilanziell erfasst. für die aktuellen bewertungs-
einheiten sind im laufenden geschäftsjahr 237 mio € als zins-
induzierte wertveränderung aktiviert worden. zudem sind 
406 mio € close-out-zahlungen bei den schuldverschreibun-
gen aktiviert worden, die in den Vorjahren als rechnungsab-
grenzungsposten aktiviert bzw. passiviert worden sind.

bei den abgängen aus schuldverschreibungen und anderen 
festverzinslichen wertpapieren handelte es sich im wesent-
lichen um den Verkauf von fünf europäischen staatsanlei-
hen mit einem buchwert in höhe von 1.889 mio € sowie um 
endfällige anleihen mit einem buchwert von 485 mio €.

Der bestand an griechischen staatsanleihen mit einem buch-
wert von 156 mio € ist nach der zustimmung der gläubiger 
zur Durchführung des schuldenschnitts, unter berücksich-
tigung des marktwertes der eingetauschten wertpapiere, 
erfolgswirksam ausgebucht worden. aufgrund der Veräuße-
rungsabsicht sind die im rahmen des umtauschprogramms 
erhaltenen neuen griechischen staatsanleihen nicht dem 
anlagebestand zugeordnet worden.

mit dem abgang der griechischen staatsanleihen haben 
sich die kumulierten abschreibungen von – 453 mio € auf 
– 6 mio € reduziert.

Die zugänge und abschreibungen bei den beteiligungen 
entfallen vollständig auf geschlossene fonds.

Die zuschreibung entfällt in voller höhe auf die beteiligung 
an der hYPoPort ag.

Die zuschreibungen auf anteile an verbundenen unter-
nehmen entfallen mit 15 mio € auf die teilgesellschafts-

vermögen der Pb spezial-investmentaktiengesellschaft und 
mit 7 mio € auf die DPb regent‘s Park estates (lP) holding 
limited.

Die abgänge bei den anteilen an verbundenen unterneh-
men betreffen folgende sachverhalte:

Die DPb regent‘s Park estates (lP) holding limited und die 
DPb regent‘s Park estates (gP) holding limited haben ihr 
eigenkapital vollständig an die alleinige anteilseignerin, die 
Postbank, zurückgeführt (15 mio €).

weitere abgänge bei den anteilen an verbundenen 
unter nehmen betreffen die Verschmelzung der Postbank 
financial services gmbh auf die Postbank (5 mio €), die 
vierteljährliche rückzahlung der kommanditanteile der Dsl 
Portfolio gmbh & co. kg (2 mio €) sowie die reduzierung 
der kapitalrücklage der bhw Direktservice gmbh (1 mio €).

Die abschreibungen bei den anteilen an verbundenen 
unternehmen betreffen im wesentlichen die Postbank 
finanzberatung ag (28 mio €).

Die sachanlagen entfallen im wesentlichen auf die im 
rahmen der eigenen tätigkeit genutzten grundstücke und 
gebäude (417 mio €), auf die betriebs- und geschäftsaus-
stattung (8 mio €) sowie auf die anlagen im bau (1 mio €). 
im geschäftsjahr wurden sachanlagen mit einem buchwert 
von 78 mio € veräußert.

Die immateriellen anlagewerte entfallen im wesentlichen 
auf die von der Postbank systems ag übernommenen nut-
zungsrechte der corebanking-Plattform.

historische
anschaf-

fungs-
kosten

zugänge abgänge Wechsel-
kurs-/zins- 

abgren-
zungsän-

derungen

kumu-
lierte 

abschrei-
bungen

kumu-
lierte 

zuschrei-
bungen

restbuch-
wert

abschrei-
bung 

Geschäfts-
jahr

zuschrei-
bung

Geschäfts-
jahr

01.01.2012 
mio € mio € mio € mio € mio € mio €

31.12.2012 
mio €

2012 
mio €

2012 
mio €

schuldver-
schreibungen 
und andere 
festver-
zinsliche 
wertpapiere 10.401 643 – 3.163 – 49 – 6 0 7.826 0 0

beteiligungen 21 4 0 0 – 11 1 15 – 5 1

anteile an 
verbundenen 
unternehmen 10.176 0 – 23 0 – 1.204 323 9.272 – 30 22

sachanlagen 981 3 – 125 0 – 433 0 426 – 19 0

immaterielle 
anlagewerte 97 0 0 0 – 33 0 64 – 9 0

Gesamt 21.676 650 – 3.311 – 49 – 1.687 324 17.603 – 63 23

anlagespiegel
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Die teilgesellschaftsvermögen 2 – 22 haben als anlageziel 
den kauf von unternehmensanleihen (investmentgrade/
high Yield). Des weiteren befinden sich wertpapiere im 
bestand, die bis zur endfälligkeit gehalten werden.

Die teilgesellschaftsvermögen haben im geschäftsjahr 2012 
insgesamt 450 mio € ausgeschüttet. Die tägliche rückgabe 
ist bei allen fonds gewährleistet. es wurde keine außer-
planmäßige abschreibung vorgenommen. Die anteile an 
der Pb spezial-investmentaktiengesellschaft mit teilgesell-
schaftsvermögen werden in den anteilen an verbundenen 
unternehmen ausgewiesen. Die teilgesellschaftsvermögen 
werden aufgrund der bewertungskontinuität wie umlauf-
vermögen bewertet.

buchwert marktwert Differenz 
markt-/

buchwert

ausschüt-
tung

tägliche 
rückgabe-

möglich-
keit

unter-
lassene 

abschrei-
bung

mio € 
31.12.2012

mio € 
31.12.2012

mio € 
31.12.2012

mio € 
2012

mio € 
31.12.2012

Pb spezialinvest

tgV Pb 02 468 472 4 77 Ja 0

tgV Pb 03 133 134 1 4 Ja 0

tgV Pb 04 115 116 1 2 Ja 0

tgV Pb 05 34 35 1 1 Ja 0

tgV Pb 06 53 53 0 1 Ja 0

tgV Pb 07 284 284 0 20 Ja 0

tgV Pb 08 475 511 36 44 Ja 0

tgV Pb 09 529 538 9 65 Ja 0

tgV Pb 10 235 235 0 5 Ja 0

tgV Pb 11 609 618 9 63 Ja 0

tgV Pb 12 231 231 0 7 Ja 0

tgV Pb 13 333 340 7 33 Ja 0

tgV Pb 14 333 337 4 33 Ja 0

tgV Pb 15 149 149 0 7 Ja 0

tgV Pb 16 275 275 0 19 Ja 0

tgV Pb 17 201 201 0 13 Ja 0

tgV Pb 18 343 381 38 25 Ja 0

tgV Pb 20 136 140 4 10 Ja 0

tgV Pb 21 193 211 18 18 Ja 0

tgV Pb 22 69 69 0 3 Ja 0

sonstige fonds

rentenfonds 454 454 0 0 Ja 0

investmentvermögen
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31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

sonstige Vermögensgegenstände

hier werden im Wesentlichen 
folgende Werte ausgewiesen:

 Derivative sicherungsinstrumente 1.083 0

 nicht bankgeschäftliche  
 forderungen 282 472

 steuererstattungsansprüche 74 191

 erstattungsanspruch Pb  
 lebensversicherung ag (talanx) 73 65

 einzugspapiere 0 1

im rahmen der bilanziellen abbildung der bewertungsein-
heiten nach der Durchbuchungsmethode werden die effek-
tiven positiven wertänderungen des sicherungsgeschäfts 
unter den sonstigen Vermögensgegenständen ausgewiesen.

Die sonstigen Vermögensgegenstände enthalten forderun-
gen aus gewinnabführung von insgesamt 185 mio €. Diese 
entfallen auf die Postbank filialvertrieb ag (86 mio €), die 
Postbank beteiligungen gmbh (62 mio €), die Pb factoring 
gmbh (35 mio €) und die Postbank Direkt gmbh (2 mio €).

Des weitern werden als steuererstattungsansprüche forde-
rungen an die Deutsche bank aus anrechenbaren kapital-
ertragssteuern (51 mio €) sowie aus anrechenbaren solidari-
tätszuschlägen (3 mio €) ausgewiesen.

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

rechnungsabgrenzungsposten

hier werden im Wesentlichen 
folgende Werte ausgewiesen:

 abgrenzung emissionskosten/ 
 Disagio 56 69

 agioabgrenzungen aus  
 forderungen 30 47

 investitionszuschüsse 17 23

 close-out-zahlungen bei  
 mikroswaps 0 1.573

zur geänderten bilanzierung von close-out-zahlungen siehe 
a. ii nr. 1.

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

restlaufzeiten

andere forderungen an  
kreditinstitute 27.910 11.442

 bis 3 monate 17.027 4.780

 mehr als 3 monate bis 1 Jahr 6.879 2.294

 mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 2.115 1.660

 mehr als 5 Jahre 1.889 2.708

forderungen an kunden 67.424 70.246

 bis 3 monate 5.792  11.258

 mehr als 3 monate bis 1 Jahr 7.160 5.474

 mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 24.793 24.499

 mehr als 5 Jahre 27.400 26.740

 mit unbestimmter laufzeit 2.279 2.275

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

schuldverschreibungen und andere 
festverzinsliche Wertpapiere

 im folgejahr fällig werdend 3.251 2.210

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

fremdwährungsaktiva

gesamtbetrag der auf fremd- 
währung lautenden Vermögens- 
gegenstände 8.428 12.881

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

treuhandvermögen 757 856

in dieser Position sind enthalten:

 forderungen an kunden 704 801

 forderungen an kreditinstitute 53 55

Den traditionellen schwerpunkt des treuhandgeschäfts 
bildet die finanzierung von maßnahmen zur strukturverbes-
serung des ländlichen raums, insbesondere die förderung 
landwirtschaftlicher betriebe im haupt- und nebenerwerb. 
in den neuen bundesländern finanziert die bank im rahmen 
staatlicher förderprogramme die wiedereinrichtung und die 
umstrukturierung landwirtschaftlicher unternehmen durch 
gewährung von Darlehen und zuschüssen sowie durch zins-
verbilligungen und bürgschaften.
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aktive latente steuern
aufgrund der ertragsteuerlichen organschaft zur Deutschen 
bank werden im geschäftsjahr 2012 keine aktiven latenten 
steuern mehr aktiviert.

nachfolgende tabelle zeigt die latenten steuern, die auf die 
temporären Differenzen entfallen:

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

forderungen an kreditinstitute 0 0

forderungen an kunden 0 122

schuldverschreibungen und andere 
festverzinsliche wertpapiere 0  33

aktien und andere nicht festver-
zinsliche wertpapiere 0 9

anteile an verbundenen  
unternehmen 0 107

sachanlagen 0 28

sonstige aktiva 0 0

immaterielle anlagewerte 0 41

Verbindlichkeiten gegenüber kunden 0 14

rückstellungen für Pensionen  
und ähnliche Verpflichtungen,  
andere rückstellungen 0 54

sonstige Passiva 0 1

summe 0 409

ii. Passivseite der bilanz

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Verbundene unternehmen

in den nachfolgenden Positionen 
sind Verbindlichkeiten gegenüber 
verbundenen unternehmen  
in unverbriefter form enthalten:

 Verbindlichkeiten gegenüber  
 kreditinstituten 3.545 52

 Verbindlichkeiten gegenüber  
 kunden 2.343 1.265

 sonstige Verbindlichkeiten 207 68

in den nachfolgenden Positionen 
sind Verbindlichkeiten gegenüber
verbundenen unternehmen  
in verbriefter form enthalten:

 nachrangige Vebindlichkeiten 1.600 1.600

 genussrechte 15 20

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

sonstige Verbindlichkeiten

im Wesentlichen setzt sich diese 
Position zusammen aus:

 Derivative sicherungsinstrumente 929 0

 nicht bankgeschäftliche  
 Verbindlichkeiten 259 120

 ausgleichsposten aus  
 der währungsumrechnung 155 257

 steuerverbindlichkeiten 78 119

Die nicht bankgeschäftlichen Verbindlichkeiten betreffen im 
wesentlichen den im geschäftjahr 2012 zwischen der Post-
bank und der bhw holding ag abgeschlossenen gewinn-
abführungsvertrag. Daraus resultiert eine Verbindlichkeit 
aus Verlustübernahme in höhe von 99 mio €. im rahmen 
des Dienstleistungs-rahmenvertrags mit der Pb firmenkun-
den ag besteht eine Verbindlichkeit im wesentlichen aus 
Provisionen in höhe von 53 mio €. Darüber hinaus bestehen 
umsatzsteuerverbindlichkeiten gegenüber der Deutschen 
bank ag in höhe von 44 mio €.

im rahmen der bilanziellen abbildung der bewertungsein-
heiten nach der Durchbuchungsmethode werden die effek-
tiven negativen wertänderungen des sicherungsgeschäfts 
unter den sonstigen Verbindlichkeiten ausgewiesen.
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31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

rechnungsabgrenzungsposten

im Wesentlichen setzt sich  
diese Position zusammen aus:

 Disagioabgrenzungen aus  
 forderungen 34 41

 emissionskosten/agioabgrenzung  
 begebene anleihen 10 9

 close-out-zahlungen bei  
 mikroswaps 0 724

zur geänderten bilanzierung von close-out-zahlungen siehe 
a. ii nr. 1.

handelsbestand 31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

negative marktwerte aus deriva- 
tiven finanzinstrumenten des 
handelsbestands 7.945 5.551

Geldhandelsverbindlichkeiten 2.538 2.082

im handelsbestand auf der Passivseite werden die negativen  
marktwerte aus derivativen finanzinstrumenten, Verbind- 
lichkeiten des handelsbestands sowie leerverkäufe aus-
gewiesen. alle handelsbestände werden zum fair Value 
bewertet.

unter den geldhandelsverbindlichkeiten werden auch wert-
papierpensionsgeschäfte ausgewiesen.

repos in höhe von 239 mio € (Vorjahr: 420 mio €) werden 
als geldhandelsverbindlichkeiten bilanziert. entstandene 
zinsen aus diesen geschäftstypen in höhe von 40 mio € 
(Vorjahr: 133 mio €) werden als zinsaufwendungen erfasst.
eine positive änderung des marktzinssatzes um einen basis-
punkt würde eine Veränderung der fair Values zinsbe-
zogener derivativer finanzinstrumente um ca. – 1,4 mio € 
(Vorjahr: 0,3 mio €) erwirken.

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

rückstellungen

in den anderen rückstellungen  
sind enthalten:

 Personalrückstellungen 266 263

 Drohverlustrückstellungen  
 aus Derivaten 9 17

nachrangige Verbindlichkeiten
Die nachrangigen Verbindlichkeiten stellen im wesentlichen 
vier emissionen von nachrangigen schuldverschreibungen 
dar, die von für diesen zweck bestehenden tochtergesell-
schaften für 1.600 mio € gekauft wurden. Diese nachrangi-
gen Verbindlichkeiten sind nicht vor einer mindestlaufzeit 
von fünf Jahren rückzahlbar.

angaben zu jeder mittelaufnahme über mehr als 10 % des 
gesamtbetrags der nachrangigen Verbindlichkeiten:

isin Währung betrag zinssatz fälligkeit

De0001397081 € 500.000.000 variabel 04.11.2015

Xf0002431707 € 500.027.000 variabel 23.12.2034

Xf0002432002 € 500.076.000 5,991 % 29.06.2037

Die bedingungen der nachrangigen Verbindlichkeiten ent-
sprechen aufgrund kurzfristiger fälligkeiten nicht in vollem 
umfang den Voraussetzungen des § 10 abs. 5a kwg; ein 
außerordentliches kündigungsrecht ist dem gläubiger nicht 
eingeräumt.

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

für die nachrangigen Verbindlich-
keiten sind aufwendungen 
(einschließlich anteiliger zinsen  
und agiobeträge) angefallen  
in höhe von: 141 177

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

restlaufzeiten

Verbindlichkeiten gegenüber 
kreditinstituten mit vereinbarter 
laufzeit oder kündigungsfrist 11.400 9.756

 bis 3 monate 2.681  612

 mehr als 3 monate bis 1 Jahr 979  1.519

 mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 3.169  2.293

 mehr als 5 Jahre 4.571  5.332

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

spareinlagen mit vereinbarter 
kündigungsfrist von mehr  
als 3 monaten 144 153

 bis 1 Jahr 49 54

 mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 95 99

 mehr als 5 Jahre 0 0

andere Verbindlichkeiten gegenüber 
kunden mit vereinbarter laufzeit 
oder kündigungsfrist 21.347 25.341

 bis 3 monate 2.462 6.312

 mehr als 3 monate bis 1 Jahr 2.882 3.079

 mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 4.431 3.140

 mehr als 5 Jahre 11.572 12.810
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31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Verbriefte Verbindlichkeiten

begebene schuldverschreibungen

 im folgejahr fällig werdend 1.981 572

andere verbriefte Verbindlichkeiten 
mit vereinbarter laufzeit oder 
kündigungsfrist 42 1.738

 bis 3 monate 0 1.258

 mehr als 3 monate bis 1 Jahr 42 480

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

fremdwährungspassiva

gesamtbetrag der auf fremd- 
währung lautenden schulden 8.317 12.654

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

offenmarktgeschäfte

im rahmen von offenmarkt- 
geschäften waren wertpapiere in 
dem Pfandpool der lzb abgetreten 0 1.800

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

treuhandverbindlichkeiten 757 856

in dieser Position sind enthalten:

 kapital treuhandvermögen  
 (Durchlaufende kredite) 392  446

 kapital zweckvermögen 310 353

 sondervermögen des landes  
 mecklenburg-Vorpommern 43 45

 altenteilerrentenfonds 12 12

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Genussrechte 1.167 1.172

in dieser Position sind enthalten:

 inhabergenussscheine 575 580

 namensgenussscheine 592  592

fonds für allgemeine bankrisiken

fonds für allgemeine bankrisiken mio €

stand 01.01.2012 1.765

zuführung gemäß § 340g hgb 5

zuführung gemäß § 340e abs. 4 hgb 3

 
stand 31.12.2012 1.773

eigenkapital
Das gezeichnete kapital der Postbank beträgt 547 mio € 
und ist in 218.800.000 stück nennwertlose namensaktien 
eingeteilt.

Durch beschluss der hauptversammlung vom 22. april 2009 
wurde der Vorstand ermächtigt, das grundkapital mit 
zustimmung des aufsichtsrats bis zum 21. april 2014 durch 
ausgabe neuer auf den namen lautender stückaktien gegen 
bar- und/oder sacheinlagen (einschließlich sogenannter ge-
mischter sacheinlagen) ganz oder in teilbeträgen, einmalig 
oder mehrmals um bis zu insgesamt 273,5 mio € zu erhöhen 
(genehmigtes kapital).

Den aktionären ist grundsätzlich ein bezugsrecht einzuräu-
men. Der Vorstand wird ermächtigt, mit zustimmung des 
aufsichtsrats die weiteren einzelheiten einer kapitalerhö-
hung und ihrer Durchführung festzulegen.

Die hauptversammlung hat am 29. april 2010 die bedingte 
erhöhung des grundkapitals um bis zu 273,5 mio € durch 
ausgabe von bis zu 109,4 millionen neuen auf den namen 
lautenden stückaktien beschlossen (bedingtes kapital). Die 
bedingte kapitalerhöhung dient der gewährung von auf 
den namen lautenden stückaktien an die inhaber bzw.  
gläubiger von wandel- und/oder optionsschuldverschrei-
bungen, gewinnschuldverschreibungen und/oder genuss-
rechten (bzw. kombinationen dieser instrumente), die auf-
grund der von der hauptversammlung vom 29. april 2010 
beschlossenen ermächtigung von der gesellschaft oder von 
ihr abhängigen oder im mehrheitsbesitz der gesellschaft 
stehenden unternehmen bis zum 28. april 2015 begeben 
oder garantiert werden und ein wandlungs- bzw. options-
recht auf neue auf den namen lautende stückaktien der ge-
sellschaft gewähren bzw. eine wandlungspflicht bestimmen.

Des weiteren wurde in der hauptversammlung der Postbank 
vom 29. april 2010 der Vorstand ermächtigt, eigene aktien 
zum zwecke des wertpapierhandels gemäß § 71 abs. 1 nr. 7 
aktg bis zu 5 % des jeweiligen grundkapitals bzw. für ande-
re zwecke nach § 71 abs. 1 nr. 8 aktg bis zu insgesamt 10 % 
des grundkapitals zu erwerben. entsprechend der gesetz-
lichen regelung dürfen die insgesamt gehaltenen eigenen 
aktien nicht mehr als 10 % des grundkapitals betragen. Die 
ermächtigungen wurden mit ablauf der hauptversammlung 
wirksam und gelten bis zum 28. april 2015. im berichtsjahr 
wurde von der ermächtigung, eigene aktien zu erwerben, 
kein gebrauch gemacht. zum bilanzstichtag waren keine 
bestände an eigenen aktien zu verzeichnen.
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Veränderung des eigenkapitals mio €

stand 01.01.2012 2.740

gezeichnetes kapital 547

Vermögenseinlage typisch stiller  
gesellschafter 20

kapitalrücklage 1.090

andere gewinnrücklagen

 gewinnrücklagen bestand 01.01.2012 964 mio €

 einstellung in die gewinnrücklagen 119 mio € 1.083

Jahresüberschuss 2012 0

 
stand 31.12.2012 2.740

Der bilanzgewinn des Vorjahres von 119 mio € wurde nach 
beschluss zur gewinnverwendung der gewinnrücklage 
zugeführt.

Dem haftenden eigenkapital werden keine nicht realisierten 
reserven im sinne des § 10 abs. 2b satz 1 nr. 6 oder 7 kwg 
zugerechnet.

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

typisch stille beteiligungen 20 20

Die typisch stillen gesellschafter erhalten für jedes geschäfts-
jahr eine gewinnbeteiligung auf den nennbetrag der Ver-
mögenseinlage in höhe des Prozentsatzes, den die Postbank 
der ausschüttung auf das grundkapital der bank einschließ-
lich offener rücklagen zugrunde legt. Der Prozentsatz ist 
jeweils durch mindest- bzw. höchstsätze begrenzt. im fall 
eines Jahresfehlbetrags ist dieser von der stillen einlage im 
Verhältnis ihres buchwertes zum gesamten in der bilanz 
ausgewiesenen haftenden eigenkapital der bank, das am 
Verlust teilnimmt, abzusetzen. gleichzeitig erhalten die 
stillen gesellschafter keine Vergütung für die einlage.

iii. eventualverbindlichkeiten

unter den eventualverbindlichkeiten weist die Postbank 
eine garantie gegenüber der Pb capital corporation  
(Pb capital) in höhe von 582 mio € (Vorjahr: 208 mio €) 
aus. Diese besteht im wesentlichen aus einer garantie für 
die anmietung von büroräumen, für Verpflichtungen aus 
Derivaten sowie für repogeschäfte und geschäfte mit der 
Deutschen bank und weiteren banken. Des weiteren weist 
sie eine garantie gegenüber der Pb finance, Delaware,  
usa für das commercial-Paper-Programm in höhe von 
1.230 mio € (Vorjahr: 1.100 mio €) aus. Die Postbank weist 
außerdem eine garantie gegenüber der Deutschen Postbank 
international s.a., luxemburg, in höhe von 345 mio €  
(640 mio €) aus. Darin werden im wesentlichen engage-
ments in form von risikounterbeteiligungsvereinbarungen 
abgesichert, die u. a. die großkreditgrenze der Deutschen 
Postbank international s.a., luxemburg, überschreiten.

Die zugunsten verbundener unternehmen eingegangenen 
Verpflichtungen aus gewährleistungsverträgen gegenüber 
Dritten waren nicht zu passivieren, da die zugrunde liegen-
den Verbindlichkeiten durch die verbundenen unternehmen 
voraussichtlich erfüllt werden können und daher mit einer 
inanspruchnahme nicht zu rechnen ist.

ferner zeigt die Postbank im rahmen einer Verbriefungs-
transaktion eine garantie zugunsten der kfw als siche-
rungsnehmer unter der senior guarantee in höhe von  
358 mio € (Vorjahr: 517 mio €).

iV. andere Verpflichtungen

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

andere Verpflichtungen

in dieser Position sind enthalten:

 unwiderrufliche kreditzusagen 11.747 8.285

 davon: bereitgestellte baudarlehen 2.168 2.059

zum bilanzstichtag 31. Dezember 2012 bestanden unmit-
telbar kündbare kreditlinien in höhe von 12.325 mio € 
(Vorjahr: 12.075 mio €).

Platzierungs- und übernahmeverpflichtungen lagen zum 
bilanzstichtag keine vor.

Die nach § 34 abs. 2 nr. 4 rechkredV anzugebende metho-
dik für die beurteilung und Quantifizierung der ausgewie-
senen vertraglich eingegangenen, aber in der realisierung 
nicht wahrscheinlichen haftungs- oder kreditrisiken sowie 
der Verpflichtungen aus geschäften, bei denen die Postbank 
eine (unwiderrufliche) Vereinbarung getroffen hat und da-
mit künftig einem kredit- bzw. liquiditätsrisiko ausgesetzt 
ist, ist im lagebericht der Postbank im abschnitt risiko-
bericht „überwachung und steuerung von kreditrisiken“ 
beschrieben.
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V. Gewinn- und Verlustrechnung

Die abschreibungen und wertberichtigungen auf forde-
rungen und bestimmte wertpapiere sowie zuführungen zu 
rückstellungen im kreditgeschäft enthalten das bewer-
tungsergebnis im kreditgeschäft in höhe von – 303 mio € 
(Vorjahr: – 198 mio €) sowie die risikovorsorge auf wertpa-
piere in höhe von – 324 mio € (Vorjahr: 42 mio €). Durch die 
Veräußerung von wertpapieren wurden kursgewinne in 
höhe von 152 mio € und kursverluste in höhe von – 57 mio € 
realisiert. Die zuschreibungen auf rentenpapiere betrugen 
167 mio € und die abschreibungen – 591 mio €. 

Die sonstigen betrieblichen aufwendungen enthalten im 
wesentlichen effekte aus der aufzinsung von Pensions-
rückstellungen in höhe von 35 mio € (Vorjahr: 34 mio €), 
gerichts-  und Prozesskosten von 42 mio € (Vorjahr:  
22 mio €) sowie Vergütungen an die bundesanstalt für Post 
und telekommunikation von 9 mio € (Vorjahr: 9 mio €).

im berichtjahr wurden 10 % des nettoertrags des handels-
bestands (3 mio €) zum sonderposten für allgemeine bank-
risiken gemäß § 340e abs. 4 hgb zugeführt. nach zufüh-
rung beträgt der nettoertrag des handelsbestands 28 mio €.

Die abschreibungen und wertberichtigungen auf beteili-
gungen, anteile an verbundenen unternehmen und wie 
anlagevermögen behandelte wertpapiere enthalten im 
wesentlichen die im berichtsjahr realisierten Verluste im 
rahmen des umtausches griechischer staatsanleihen in 
höhe von – 36 mio €, die kursverluste aus dem abgang von 
belgischen staatsanleihen (– 13 mio €) und von ungarischen 
staatsanleihen (– 6 mio €) sowie aus dem abgang von schuld-
scheindarlehen (– 12 mio €). Darüber hinaus wurden im 
berichtsjahr abschreibungen auf den beteiligungsbuchwert 
der Postbank finanzberatung ag (– 28 mio €), von geschlos-
senen fonds (– 5 mio €) und der bhw Direktservice gmbh 
(– 2 mio €) vorgenommen.

Die erträge aus zuschreibungen zu beteiligungen, anteile 
an verbundenen unternehmen und wie anlagevermögen be-
handelte wertpapiere enthalten im wesentlichen die reali-
sierten kursgewinne aus der Veräußerung von französischen 
staatsanleihen in höhe von 20 mio €, von italienischen 
staatsanleihen in höhe von 14 mio € sowie von spanischen 
staatsanleihen in höhe von 5 mio €. aus der Veräußerung 
von schuldscheindarlehen wurden 14 mio € realisiert. Darü-
ber hinaus sind zuschreibungen auf die teilgesellschaftsver-
mögen der Pb spezial-investmentaktiengesellschaft in höhe 
von 15 mio € und der DPb regent‘s Park estates (lP) in höhe 
von 7 mio € sowie buchgewinne in höhe von 2 mio € aus 
der eigenkapitalrückführung der DPb regent‘s Park estates 
(gP) holding limited und der DPb regent‘s Park estates (lP) 
holding limited an die alleinige anteilseignerin Postbank 
enthalten.

Die sonstigen betrieblichen erträge enthalten im wesent-
lichen erträge aus kostenerstattungen für Personal-  und 
sachaufwendungen in höhe von 239 mio € (Vorjahr: 249 
mio €), erträge aus mieten und Pachten von 58 mio € (Vor-
jahr: 61 mio €) sowie buchgewinne aus dem abgang von 
sachanlagen von 11 mio € (Vorjahr: 7 mio €).

Die Postbank hat aus der erstanwendung des bilmog den 
bei der ermittlung der Pensionsrückstellungen resultieren-
den unterschiedsbetrag in übereinstimmung mit art. 67 

abs. 7 eghgb mit – 28 mio € (Vorjahr: – 4 mio €) im außer-
ordentlichen ergebnis erfasst. 

Die aufwendungen aus steuern vom einkommen und vom 
ertrag betragen 446 mio € (Vorjahr: – 17 mio €). hiervon 
entfallen 5 mio € auf steuern aus Vorjahren und 32 mio € 
auf die laufenden ertragsteuern. Darüber hinaus entfallen 
409 mio € auf aufwendungen aus latenten steuern.

erträge nach geografischen märkten

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Deutschland 3.316 2.881

übrige 76 60

 davon europa 76 60

Gesamt 3.392 2.941

Der gesamtbetrag enthält die folgenden Positionen der 
gewinn- und Verlustrechnung: zinsüberschuss (inklusive 
laufender erträge aus aktien und anderen nicht festver-
zinslichen wertpapieren, beteiligungen und anteilen an 
verbundenen unternehmen und erträgen aus gewinnge-
meinschaften, gewinnabführungs- oder teilgewinnabfüh-
rungsverträgen), Provisionsüberschuss und nettoaufwand 
bzw. nettoertrag des handelsbestands.

c. sonstiGe anGaben

i. sonstige finanzielle Verpflichtungen

Die Postbank zahlt gemäß § 16 Postpersonalrechtsgesetz 
einen jährlichen beitrag für die altersvorsorge ihrer beam-
ten an die Postbeamtenversorgungskasse, bundes-Pensions-
service für Post und telekommunikation e. V. (bPs-Pt), in 
höhe von 33 % der bruttobezüge der aktiven beamten und 
der fiktiven bruttobezüge der ruhegehaltsfähig beurlaub-
ten beamten. Darüber hinausgehende Verpflichtungen der 
Postbank für leistungen der Postbeamtenversorgungskasse 
bestehen nicht.

Die Postbank nutzt leasinggeschäfte als finanzierungsalter-
native in einem überschaubaren ausmaß. Die Vorteile liegen 
für die bank im wesentlichen in der liquiditätsschonung. 
Diesem Vorteil steht das risiko gegenüber, dass die leasing-
gegenstände nicht über die gesamte Vertragsdauer benötigt 
werden.

Der barwert der leasingverbindlichkeiten beträgt 96 mio €.

Patronatserklärungen
aus der abgabe der Patronatserklärungen gegenüber toch-
tergesellschaften und gegenüber gläubigern von tochter-
gesellschaften der Postbank resultieren im wesentlichen 
Vorteile für die tochtergesellschaften in form verbesserter 
geschäfts- und finanzierungsbedingungen. Von diesen 
Vorteilen profitiert die Postbank in form eines positiven ein-
flusses auf den unternehmenswert der tochtergesellschaft. 
Diesen Vorteilen steht eine mögliche inanspruchnahme 
durch den gläubiger gegenüber.
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Die Postbank trägt, abgesehen vom fall des politischen  
risikos, dafür sorge, dass ihre tochtergesellschaften Deutsche  
Postbank international s.a., luxemburg, Pb capital corpo-
ration, Delaware, usa, Pb factoring gmbh, bonn, und bhw 
bausparkasse aktiengesellschaft, hameln, ihre Verpflich-
tungen erfüllen können. wegen der Veräußerung aller 
gesellschaftsanteile an der Pb (usa) holdings inc., Delaware, 
usa, zum ablauf des 31. Dezember 2012 wird die Patronats-
erklärung bezüglich der Pb capital corporation mit wirkung 
ab dem 1. mai 2013 hinsichtlich neu begründeter Verbind-
lichkeiten gekündigt. Die Deutsche bank ag hat sich –  
im rahmen des erwerbs aller gesellschaftsanteile an der  
Pb (usa) holdings inc., Delaware, usa, zum beginn des  
1. Januar 2013 – verpflichtet, die Postbank im innenverhält-
nis von allen etwaigen bisherigen und künftigen Verpflich-
tungen aus der Patronatserklärung bezüglich der Pb capital 
corporation freizustellen.

Die Postbank hat nachrangige Patronatserklärungen im  
rahmen der begebung nachrangiger anleihen durch die 
Deutsche Postbank funding llc i, die Deutsche Postbank 
funding llc ii, die Deutsche Postbank funding llc iii und 
die Deutsche Postbank funding llc iV, alle vier wilmington, 
Delaware, usa, abgegeben.

nachschussverpflichtung
Die bestehenden nachschussverpflichtungen resultieren aus 
gesetzlichen regelungen sowie gesellschaftsvertraglichen 
und anderen Vereinbarungen.

aus der beteiligung an der liquiditäts-konsortialbank gmbh, 
frankfurt am main, besteht entsprechend gesellschaftsver-
traglicher regelungen eine anteilige nachschusspflicht von 
bis zu 5,4 mio €. Darüber hinaus haftet die Postbank anteilig 
für die erfüllung der nachschusspflicht der anderen dem 
bundesverband deutscher banken e.V., berlin, angehören-
den gesellschafter.

in allen genannten fällen stehen dem risiko aus einer tat-
sächlichen inanspruchnahme aus den jeweiligen Verpflich-
tungen die chancen einer Partizipation an der stabilisierung 
und Vertrauensbildung, bezogen auf die private deutsche 
kreditwirtschaft, gegenüber.

nachschussverpflichtungen bestehen weiterhin gegenüber 
dem einlagensicherungsfonds des bundesverbands deut-
scher banken e.V. in der gemäß statut festgelegten höhe 
sowie gegenüber der entschädigungseinrichtung deutscher 
banken auf basis der regelungen des für alle einlagen-
kreditinstitute verbindlichen einlagensicherungs- und 
 anlegerentschädigungsgesetzes.

Dienstleistung für Verwaltung und Vermittlung
Die bank erbringt Dienstleistungen für die Vermittlung von 
Versicherungen, bausparverträgen sowie investmentfonds-
anteilen im rahmen der mit der huk coburg, talanx-gruppe 
und Dws-gruppe sowie mit der bhw bausparkasse getrof-
fenen kooperationsverträge.

ii. ausschüttungssperre

Die gegen ausschüttung gesperrten beträge stellen sich bei 
der Postbank folgendermaßen dar:

Gesamtbetrag der gegen  
ausschüttung gesperrten  
beträge i.s.d. § 268 abs. 8 
hGb (§ 285 nr. 28 hGb)

31.12.2012 
 
 

mio €

31.12.2011 
 
 

mio €

selbst geschaffene immaterielle 
Vermögensgegenstände  
des anlagevermögens 0 0

aktive latente steuern 0 409

iii. mitarbeiter (durchschnittliche  arbeitskräfteeinheiten)

Gesamt 
2012

Gesamt 
2011

arbeitnehmer

Vollzeit 2.497 2.604

teilzeit 295 280

beamte Vollzeit 1.172 1.245

beamte teilzeit 241 257

4.205  4.386

nachwuchs

auszubildende  257  290

trainees 0 0

ausbildungsintegriertes studium 24 17

281 307

Gesamtsumme mitarbeiter 4.486 4.693
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anhang

iV. beteiligungen und anteile an verbundenen unternehmen

name und sitz des unternehmens 
 

anteil am 
kapital  

%

eigen-
kapital 

t€

Jahres-
ergebnis6 

t€

unternehmen, an denen mindestens 20 % der kapitalanteile gehalten werden

betriebs-center für banken ag, frankfurt am main 100,0 274.579 30.325

bhw bausparkasse aktiengesellschaft, hameln 100,0 983.831  01

bhw Direktservice gmbh, hameln 100,0 3.309 – 200

bhw eurofinance b.V., arnheim, niederlande 100,0 674 153

bhw financial srl in liquidazione, Verona, italien 100,0 882 139

bhw gesellschaft für Vorsorge mbh, hameln 100,0 242.370 01

bhw - gesellschaft für wohnungswirtschaft mbh & co. immobilienverwaltungs kg,  
hameln

 
100,0 

 
82.451 

 
2.324 

bhw - gesellschaft für wohnungswirtschaft mbh, hameln 100,0 918.946 01

bhw holding ag, hameln 100,0 912.156 184.6537

bhw-immobilien gmbh, hameln 100,0 3.936 1.208

bhw invest, société à responsabilité limitée, luxemburg 100,0 5.611 594

bhw kreditservice gmbh, hameln 100,0 25 0

creDa objektanlage- und verwaltungsgesellschaft mbh, bonn 100,0 1.000 01

Deutsche Postbank finance center objekt gmbh, schuttrange (munsbach), luxemburg 100,0 558 508

Deutsche Postbank funding llc i, wilmington, Delaware, usa 100,0 14 – 11

Deutsche Postbank funding llc ii, wilmington, Delaware, usa 100,0 – 11 – 14

Deutsche Postbank funding llc iii, wilmington, Delaware, usa 100,0 34 –1

Deutsche Postbank funding llc iV, wilmington, Delaware, usa 100,0 99 13

Deutsche Postbank funding trust i, wilmington, Delaware, usa 100,0 1 0

Deutsche Postbank funding trust ii, wilmington, Delaware, usa 100,0 1 0

Deutsche Postbank funding trust iii, wilmington, Delaware, usa 100,0 1 0

Deutsche Postbank funding trust iV, wilmington, Delaware, usa 100,0 63 3

Deutsche Postbank international s.a., schuttrange (munsbach), luxemburg 100,0 901.815 69.379

DPb regent‘s Park estates (gP) holding limited, london, großbritannien 100,0 0 05

DPb regent‘s Park estates (lP) holding limited, london, großbritannien 100,0 0 2.4335

Dsl holding aktiengesellschaft i.a., bonn 100,0 57.926  489

Dsl Portfolio gmbh & co. kg, bonn 100,0 10.829  453

Dsl Portfolio Verwaltungs gmbh, bonn 100,0 26  0

easyhyp gmbh, hameln 100,0 186  80

ec euroPa immobilien fonDs nr. 3 gmbh & co. kg, hamburg 65,2 – 3.644 – 6.629

fünfte sab treuhand und Verwaltung gmbh & co. „leipzig-magdeburg“ kg,
bad homburg v.d.höhe

 
40,7 

 
0 – 97 

fünfte sab treuhand und Verwaltung gmbh & co. Dresden „louisenstraße“ kg,  
bad homburg v.d.höhe

 
30,6 

 
0 

 
– 45 

fünfte sab treuhand und Verwaltung gmbh & co. suhl „rimbachzentrum“kg,  
bad homburg v.d.höhe

 
74,0 

 
0 

 
– 106 

giropay gmbh, frankfurt am main 33,3 0 9

iphigenie Verwaltungs gmbh, bonn 100,0 22 0

miami mei, llc, Dover, Delaware, usa  0,0 3.119 02, 4

Pb (usa) holdings, inc., wilmington, Delaware, usa 100,0 627.349 89.3972

Pb (usa) realty corporation, new York, usa 94,7 1.114.886 37.2502

Pb capital corporation, wilmington, Delaware, usa 100,0 630.253 92.4842

Pb factoring gmbh, bonn 100,0 11.546 01

Pb finance (Delaware) inc., wilmington, Delaware, usa 100,0 190 02

Pb firmenkunden ag, bonn 100,0 1.100 01
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iV. beteiligungen und anteile an verbundenen unternehmen

name und sitz des unternehmens 
 

anteil am 
kapital  

%

eigen-
kapital 

t€

Jahres-
ergebnis6 

t€

unternehmen, an denen mindestens 20 % der kapitalanteile gehalten werden

Pb hollywood i hollywood station, llc, Dover, Delaware, usa 0,0 662 4112, 4

Pb hollywood ii lofts, llc, Dover, Delaware, usa 0,0 1.517 – 4.1732, 4

Pb kreditservice gmbh, hameln 100,0 25  0

Pb sechste beteiligungen gmbh, bonn 100,0 54 0

Pb spezial-investmentaktiengesellschaft mit teilgesellschaftsvermögen, bonn 100,0 6.237.829 50.952

Pbc carnegie, llc, wilmington, Delaware, usa 0,0 0 02, 4

Pmg collins, llc, tallahassee, florida, usa 100,0 6.019 6662 

Postbank akademie und service gmbh, hameln 100,0 1.138 55

Postbank beteiligungen gmbh, bonn 100,0 310.325 01

Postbank Direkt gmbh, bonn 100,0 20.858 01

Postbank filial gmbh, bonn 100,0 25 01

Postbank filialvertrieb ag, bonn 100,0 55 01

Postbank finanzberatung ag, hameln 100,0 25.300 – 4.830

Postbank immobilien und baumanagement gmbh & co. objekt leipzig kg, bonn 90,0 8.670 1.626

Postbank immobilien und baumanagement gmbh, bonn 100,0 18.874 01

Postbank leasing gmbh, bonn 100,0 500 01

Postbank P.o.s. transact gmbh, eschborn 100,0 11.406 2.395

Postbank service gmbh, essen 100,0 124  – 1

Postbank support gmbh, köln 100,0 759 01

Postbank systems ag, bonn 100,0 51.591 01

Postbank Versicherungsvermittlung gmbh, bonn 100,0 25 01

sab real estate Verwaltungs gmbh, hameln 100,0 32 3

src security research & consulting gmbh, bonn 16,9 3.709 1.030

starpool finanz gmbh, berlin 50,0  239  62

VÖb-zVD Processing gmbh, frankfurt am main 75,0 5.383 1.0533

beteiligungen an großen kapitalgesellschaften, bei denen die beteiligung  
5 % der stimmrechte überschreitet

bsQ bauspar ag, nürnberg 14,1 31.803 0

hYPoPort ag, berlin 9,7 38.171 8.536

landgesellschaft mecklenburg-Vorpommern mit beschränkter haftung, leezen 11,0 37.860 1.599 

1 ergebnis- und Verlustübernahmevertrag
2 umgerechnet zum Devisenkurs 1 eur = 1,29317 usD
3  ein geschäftsanteil von 25 % des stammkapitals wird treuhänderisch  
vom bundesverband Öffentlicher banken Deutschlands e.V. (VÖb) für  
die Postbank gehalten. Die gesellschaft entstand im geschäftsjahr 2012  
aus der Verschmelzung der VÖb-zVD bank für zahlungsverkehrsdienst-
leis tungen und der betriebs-center für banken Processing gmbh. bei  
den angegebenen Daten handelt es sich um die angaben aus dem Jahres-
abschluss 2011 des über nehmenden rechtsträgers, der betriebs-center für 
banken Processing gmbh.

4 Der stimmrechtsanteil beträgt 100 %.
5 umgerechnet zum Devisenkurs 1 eur = 0,8161 gbP
6  Die angaben zu eigenkapital und Jahresergebnis basieren auf den 

jeweils zuletzt festgestellten Jahresabschlüssen der gesellschaften.
7  im Verlauf des geschäftsjahres 2012 wurde zwischen der Deutschen 

Postbank ag und der bhw holding ag ein ergebnisabführungsvertrag 
abgeschlossen.
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anhang

V. Vergütung des Vorstands

struktur der Vergütung des Vorstands im Geschäftsjahr 2012
Die gesamtstruktur der Vorstandsvergütung sowie die 
wesentlichen elemente der Vorstandsverträge werden vom 
aufsichtsrat der Deutschen Postbank ag festgelegt und 
regelmäßig überprüft.

Das Vorstandsvergütungssystem wurde im berichtsjahr in 
folgenden Punkten angepasst: mit beschluss des aufsichts-
rats vom 19. märz 2012 wurde für die aktienbasierten 
Vergütungskomponenten der stichtagsaktienkurs auf einen 
Durchschnittsaktienkurs der letzten zehn handelstage, die 
vor dem tag liegen, an dem der aufsichtsrat endgültig und 
ohne Vorbehalt die zielerreichung bzw. die erfüllung des 
nachhaltigkeitskriteriums feststellt bzw. der letzten zehn  
handelstage der einjährigen sperrfrist umgestellt. mit 
beschluss des aufsichtsrats vom 20. Dezember 2012 wurden 
für gesperrte sowie zukünftige komponenten die virtuellen 
aktien (Phantom shares) der Deutschen Postbank ag durch 
solche der Deutschen bank ag ersetzt.

auf Vorschlag des Präsidialausschusses beschließt der 
aufsichtsrat über die angemessenheit der Vergütung der 
Vorstandsmitglieder der Deutschen Postbank ag unter 
berücksichtigung des ergebnisses, der branche und der zu-
kunftsaussichten.

maßgebliches kriterium für die ausgestaltung der struktur 
der Vorstandsvergütung ist neben den aspekten angemes-
senheit und nachhaltigkeit auch das ziel, anreize für das 
eingehen unverhältnismäßig hoher risiken zu vermeiden. 
Daher ist eine obergrenze für das Verhältnis von fixer zu 
variabler Vergütung festgelegt. ferner orientiert sich die 
festlegung der Vergütungshöhe für die mitglieder des Vor-
stands an der größe und der tätigkeit des unternehmens, 
seiner wirtschaftlichen und finanziellen lage sowie an den 
aufgaben des jeweiligen Vorstandsmitglieds. Die Vergütung 
ist so bemessen, dass sie im nationalen und im internatio-
nalen Vergleich angemessen und wettbewerbsfähig ist und 
damit einen anreiz für eine engagierte und erfolgreiche 
arbeit bietet. Die Vergütungshöhe ist leistungsorientiert 
und so ausgestaltet, dass die Vorstandsmitglieder motiviert 
sind, die in den strategien der bank niedergelegten ziele 
zu erreichen und somit zur nachhaltigen unternehmensent-
wicklung beizutragen.

Die gesamtvergütung besteht aus erfolgsunabhängigen und 
erfolgsabhängigen komponenten.

erfolgsunabhängige komponenten sind die grundvergütung 
(fixum) und nebenleistungen. Die grundvergütung wird in 
zwölf gleichen teilen monatlich als gehalt bar ausgezahlt. 
Die nebenleistungen bestehen im wesentlichen aus 
firmenwagennutzung, reisekostenentschädigung sowie 
zuschüssen zu Versicherungen. sie stehen allen Vorstands-
mitgliedern prinzipiell in gleicher weise zu; die höhe variiert 
im hinblick auf die unterschiedliche persönliche situation.

erfolgsabhängige komponente ist die variable Vergütung. 
Die variable Vergütung der Vorstandsmitglieder wird auf 
der grundlage quantitativer und qualitativer zielsetzungen 
ermittelt. Diese zielsetzungen sind bestandteil einer jeweils 
zu beginn des geschäftsjahres (basisjahr) zu treffenden 
zielvereinbarung. Die höhe der variablen Vergütung richtet 

sich nach dem erreichen darin festgelegter zielwerte. Die 
maximale variable Vergütung ist einzelvertraglich auf einen 
höchstbetrag (cap) begrenzt.

Die variable Vergütung ist aufgeteilt in eine kurzfristkompo-
nente (anteil 40 %) und eine langfristkomponente (anteil 
60 %). sie wird, auch wenn die vereinbarten ziele erreicht 
wurden, nicht vollständig bar ausgezahlt.

Die kurzfristkomponente wird zur hälfte in bar unmittelbar 
im folgejahr – nach feststellung der zielerreichung – ausge-
zahlt (kurzfristkomponente i). Die zweite hälfte der kurz-
fristkomponente (kurzfristkomponente ii) wird in virtuelle 
aktien (Phantom shares) der Deutschen bank ag umgewan-
delt. hierfür wird der eurobetrag der kurzfristkomponente ii 
durch den Durchschnitt der Xetra-schlusskurse der aktie der 
Deutschen bank ag der letzten zehn handelstage dividiert, 
die vor dem tag liegen, an dem der aufsichtsrat die zieler-
reichung festgestellt hat bzw. die sperrfrist endet. nach 
ablauf einer einjährigen sperrfrist werden die Phantom 
shares auf aktueller kursbasis zurückgewandelt und ausge-
zahlt. Den Phantom shares werden während der sperrfrist 
Dividendenäquivalente, die der tatsächlich ausgeschütteten 
Dividende entsprechen, gutgeschrieben.

Die langfristkomponente steht insgesamt unter dem 
Vorbehalt eines nachhaltigen erfolgs der Postbank gruppe, 
der nach maßgabe des erreichens eines nachhaltigkeits-
kriteriums während des sich anschließenden dreijährigen 
bemessungszeitraums (drei kalenderjahre nach dem basis-
jahr) festgestellt wird. im unmittelbar auf das zu vergütende 
geschäftsjahr folgenden Jahr wird das erreichen der für 
das zu vergütende Jahr festgelegten ziele vom aufsichtsrat 
überprüft und festgestellt sowie das nachhaltigkeitskriterium 
für den bemessungszeitraum festgesetzt. Dieses ist definiert 
als das sogenannte adjustierte ergebnis nach kapitalkosten 
(aek). Der nachhaltige konzernerfolg und das nachhaltig-
keitskriterium sind erreicht, wenn der wert des aek gleich 
oder besser oder – am ende der nachhaltigkeitsphase – 
durchschnittlich kumuliert besser als der wert des aek im 
basisjahr ist.

Die langfristkomponente wird – der dreijährigen nach-
haltigkeitsphase entsprechend – in drei jeweils gleiche 
tranchen aufgeteilt, die wiederum jeweils zur hälfte zur 
barauszahlung vorgesehen (langfristkomponente i) bzw. 
in Phantom shares (langfristkomponente ii) umgewandelt 
werden. Die umwandlungen und wertermittlungen der 
Phantom shares erfolgen nach den oben beschriebenen 
Verfahren.

wird zum ablauf eines jeden Jahres des dreijährigen 
bemessungszeitraums die erfüllung des nachhaltigkeits-
kriteriums durch den aufsichtsrat festgestellt, erfolgt 
unmittelbar anschließend die auszahlung der anteili-
gen barkomponente (langfristkomponente i) sowie die 
umwandlung des anteiligen betrags in Phantom shares 
(langfristkomponente ii).
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wird in einem Jahr des bemessungszeitraums das nachhal-
tigkeitskriterium nicht erfüllt, wird die auszahlung der 
entsprechenden tranchen der langfristkomponente in das 
folgende Jahr zur erneuten überprüfung anhand des 
nachhaltigkeitskriteriums aufgeschoben. ist das nachhaltig-
keitskriterium am ende des bemessungszeitraums nicht 
erreicht, entfällt die auszahlung auch aller aufgeschobenen 
langfristkomponenten ersatzlos. Damit nimmt die Vor-
standsvergütung während des gesamten bemessungszeit-
raums an etwaigen negativen unternehmensentwicklungen 
teil (sogenanntes malus-system). in form eines zusätzlichen 
malus-systems kann die auszahlung von noch nicht ausge- 
zahlten komponenten auf basis der gesamtleistung des 
einzelnen Vorstandsmitglieds während des bemessungszeit-
raums rückwirkend gesenkt oder ganz aufgehoben werden. 
Den Vorstandsmitgliedern ist es nicht gestattet, die risiko- 
orientierung von aufgeschobenen Vergütungskomponenten 
mit absicherungsgeschäften oder anderen gegenmaßnahmen 
einzuschränken oder aufzuheben.

Der aufsichtsrat kann bei außerordentlichen leistungen 
eine angemessene sondervergütung beschließen. Deren 
höhe ist implizit begrenzt durch die vom aufsichtsrat 
festgelegte obergrenze für das Verhältnis von fixer zu 
variabler Vergütung.

entsprechend der empfehlung des Deutschen corporate 
governance kodex, wird bei einer vorzeitigen beendigung 
der Vorstandstätigkeit, die nicht durch einen wichtigen 
grund veranlasst ist, die Deutsche Postbank ag nicht mehr 
als die restliche Vertragslaufzeit vergüten und die zahlung 
auf maximal zwei grundvergütungen zuzüglich maximal 
40 % des zweifachen wertes der maximalen variablen 
Vergütung (abfindungs-cap) begrenzen.

bei vorzeitiger beendigung von Vorstandsverträgen durch 
dauernde Dienstunfähigkeit oder tod wird die Vergütung 
pro rata temporis bis zum ende der vereinbarten Vertrags-
laufzeit, maximal für sechs monate, fortgezahlt.

höhe der feststehenden und der potenziellen Vergütung 
des Vorstands für das Geschäftsjahr 2012
Die neun im geschäftsjahr 2012 aktiven mitglieder des Vor-
stands können für den berichtszeitraum insgesamt bezüge 
in höhe von 10.275,9 t€ (Vorjahr: 9.701,1 t€) erhalten (ohne 
berücksichtigung von aktienkursschwankungen der Phan-
tom shares). Die genaue höhe ist abhängig vom zukünftigen 
erreichen der nachhaltigkeitsziele für die aufgeschobenen 
komponenten. Von diesem gesamtbetrag entfallen ins-
gesamt 5.626,6 t€ auf erfolgsunabhängige komponenten 
(Vorjahr: 5.489,1 t€) und insgesamt 4.649,3 t€ auf erfolgs-
abhängige komponenten (Vorjahr: 4.212,0 t€). Von der 
erfolgsabhängigen Vergütung entfallen 929,9 t€ auf nicht 
aufgeschobene erfolgsabhängige komponenten (Vorjahr: 
842,4 t€) und 929,9 t€ auf für ein Jahr gesperrte erfolgsab-
hängige komponenten (Vorjahr: 842,4 t€). Die mit lang-
fristiger anreizwirkung versehene, aufgeschobene erfolgs- 
abhängige komponente umfasst für das geschäftsjahr 2012 
insgesamt 2.789,5 t€ (Vorjahr: 2.527,2 t€). Die auszahlung 
der in Phantom shares umgewandelten und gesperrten 
komponenten erfolgt in den geschäftsjahren 2014 bis 2016 
nur bei erreichen der nachhaltigkeitskriterien, andernfalls 
entfallen sie teilweise oder vollständig.

in der erfolgsunabhängigen komponente sind „sonstige 
bezüge“ im wert von insgesamt 187,6 t€ (Vorjahr: 179,1 t€) 
enthalten. Diese nebenleistungen bestehen im wesentlichen 
aus firmenwagennutzung, reisekostenentschädigung sowie 
zuschüssen zu Versicherungen. sie stehen allen Vorstands-
mitgliedern prinzipiell in gleicher weise zu; die höhe variiert 
im hinblick auf die unterschiedliche persönliche situation.

Die angegebene Vergütung umfasst alle tätigkeiten der 
Vorstandsmitglieder innerhalb der Postbank gruppe.

Die Deutsche Postbank ag hat derzeit kein gesondertes 
aktienbasiertes Vergütungsprogramm aufgelegt. aktien-
kursbasierte Vergütungskomponenten bestehen im rahmen 
des konzepts der nachhaltigkeit, wie oben beschrieben 
(Phantom shares).

Die Vorstandsmitglieder Dr. Daberkow, küpker und Dr. meyer 
haben ihre mandate zum 31. Dezember 2012 niedergelegt. 
Der aufsichtsrat der Deutschen Postbank ag hat mit den 
Vorstandsmitgliedern einvernehmliche aufhebungen der 
Vorstandsverträge vereinbart. Die Vertragsverhältnisse von 
herrn küpker und herrn Dr. meyer enden vorzeitig am  
31. Dezember 2012. Die abfindung für herrn küpker beträgt 
1.760,0 t€ und die für herrn Dr. meyer 476,5 t€. Das 
Vertragsverhältnis von herrn Dr. Daberkow endet vorzeitig 
am 30. Juni 2013, soweit herr Dr. Daberkow es nicht zu 
einem früheren zeitpunkt beendet; die abfindung beträgt 
1.542,5 t€. ferner erhalten herr Dr. Daberkow 287,5 t€, 
herr küpker 247,5 t€ und herr Dr. meyer 152,1 t€ jeweils 
als sonderbeitrag zum virtuellen Versorgungskonto. 
Diese regelungen bewegen sich innerhalb der empfehlung 
des Deutschen corporate governance kodex.
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Vorstandsvergütung 2012
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frank strauß 
(Vorstands-
vorsitzender 
seit 1. Juli 
2012) 675,0 18,2 123,4 816,6 123,4 370,1 493,5 1.310,1 0,0 0,0 26,5

stefan Jütte 
(Vorstands-
vorsitzender 
bis 30. Juni 
2012) 450,0 12,7 65,7 528,4 65,7 197,2 262,9 791,3 250,6 89,9 62,5

Dr. mario 
Daberkow 600,0 22,8 104,0 726,8 104,0 311,9 415,9 1.142,7 195,1 70,0 44,5

marc heß6 594,0 24,2 104,0 722,2 104,0 311,9 415,9 1.138,1 195,1 70,0 54,0

horst küpker 660,0 23,8 114,3 798,1 114,3 343,0 457,3 1.255,4 222,9 80,0 50,0

Dr. michael 
meyer 600,0 32,2 104,0 736,2 104,0 311,9 415,9 1.152,1 195,1 70,0 44,5

hans-Peter 
schmid 600,0 21,6 99,8 721,4 99,8 299,3 399,1 1.120,5 195,1 70,0 47,5

ralf stemmer 660,0 14,6 109,7 784,3 109,7 329,2 438,9 1.223,2 195,1 70,0 50,0

hanns-Peter 
storr 600,0 17,5 105,0 722,5 105,0 315,0 420,0 1.142,5 0,0 0,0 41,7

Gesamt 5.439,0 187,6 929,9 6.556,5 929,9 2.789,5 3.719,4 10.275,9 1.449,0 519,9 421,2

1 Die kurzfristkomponente ii wird in virtuelle aktien der Deutschen bank ag 
(Phantom shares) umgewandelt. hierfür wird der eurobetrag durch den 
Durchschnitt der Xetra-schlusskurse der aktie der Deutschen bank ag 
vom 8. bis 21. märz 2013 dividiert. nach ablauf der einjährigen sperrfrist 
am 22. märz 2014 werden die Phantom shares mit dem dann aktuellen 
Durchschnitt der aktienkurse vom 10. bis 21. märz 2014 in den eurobetrag 
umgerechnet und unmittelbar ausgezahlt. bis zum ende des geschäfts-
jahres 2012 wurden keine Dividenden gezahlt. 

2 Die langfristkomponente wird in drei gleich große tranchen aufgeteilt. 
Diese bestehen jeweils zur hälfte aus einer barkomponente. Die zweite 
hälfte wird mit dem Durchschnitt der Xetra-schlusskurse der aktie der 
Deutschen bank ag von zehn handelstagen, die vor dem tag liegen, an 
dem der aufsichtsrat das erreichen des nachhaltigkeitskriteriums festge-
stellt hat, in Phantom shares umgewandelt, ein Jahr gesperrt und mit dem 
dann aktuellen Durchschnitts-aktienkurs in den eurobetrag umgerechnet 
und ausgezahlt. nur wenn die jeweiligen nachhaltigkeitskriterien erfüllt 
sind, werden die tranchen 2014, 2015 und 2016 ausgezahlt bzw. in 
Phantom shares umgewandelt und gesperrt. andernfalls wird die jeweilige 
tranche ins folgende Jahr verschoben und erneut bewertet. sofern im 
letzten Jahr der nachhaltigkeitsphase das nachhaltigkeitskriterium nicht 
erfüllt ist, entfällt die langfristkomponente ersatzlos, andernfalls werden 
auch diejenigen anteile ausgezahlt, die verschoben wurden.

3 Die kurzfristkomponente ii für das geschäftsjahr 2010 wurde mit dem 
kurswert von 21 € in virtuelle aktien der Deutschen Postbank ag 
(Phantom shares) umgewandelt und ein Jahr gesperrt. Die stückzahl der 
Phantom shares wurde mit 29,26 €, dem Xetra-schlusskurs der aktie der 
Deutschen Postbank ag vom 15. märz 2012, multipliziert und in der 
dargestellten höhe ausgezahlt.

4 Da das nachhaltigkeitskriterium erfüllt ist, wird die zweite tranche der 
langfristkomponente für 2010 zur hälfte in bar im Jahr 2013 in der 
dargestellten höhe ausgezahlt. Die zweite hälfte wird in virtuelle aktien 
der Deutschen bank ag (Phantom shares) umgewandelt. hierfür wird der 
eurobetrag durch den Durchschnitt der Xetra-schlusskurse der aktie der 
Deutschen bank ag vom 8. bis 21. märz 2013 dividiert. nach ablauf der 
einjährigen sperrfrist am 22. märz 2014 werden die Phantom shares mit 
dem dann aktuellen Durchschnitt der aktienkurse vom 10. bis 21. märz 2014 
in den eurobetrag umgerechnet und unmittelbar ausgezahlt.

5 Da das nachhaltigkeitskriterium erfüllt ist, wird die erste tranche der 
langfristkomponente für 2011 zur hälfte in bar im Jahr 2013 in der 
dargestellten höhe ausgezahlt. Die zweite hälfte wird wie in fußnote 4 
dargestellt behandelt.

6 aufgrund der tätigkeit als chief financial officer (cfo) für den gesamten 
geschäftsbereich Private and business clients (Pbc) im Deutsche bank 
konzern wurden das fixum sowie die variable Vergütung von herrn heß 
seit dem 1. Juli 2012 um 20 % gesenkt.
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stefan Jütte 
(Vorstands- 
vorsitzender) 900,0 23,9 125,0 1.048,9 125,0 375,0 500,0 1.548,9 89,9

Dr. mario 
Daberkow 600,0 21,8 89,0 710,8 89,0 267,0 356,0 1.066,8 70,0

marc heß 650,0 20,2 108,0 778,2 108,0 324,0 432,0 1.210,2 70,0

horst küpker 630,0 27,6 100,0 757,6 100,0 300,0 400,0 1.157,6 80,0

Dr. michael 
meyer 600,0 23,6 89,0 712,6 89,0 267,0 356,0 1.068,6 70,0

hans-Peter 
schmid 500,0 21,6 95,0 616,6 95,0 285,0 380,0 996,6 70,0

ralf stemmer 630,0 12,1 100,0 742,1 100,0 300,0 400,0 1.142,1 70,0

hanns-Peter storr  
(mitglied seit  
1. märz 2011) 500,0 19,4 83,4 602,8 83,4 250,2 333,6 936,4 0,0

frank strauß 
(mitglied seit  
1. Juli 2011) 300,0 8,9 53,0 361,9 53,0 159,0 212,0 573,9 0,0

Gesamt 5.310,0 179,1 842,4 6.331,5 842,4 2.527,2 3.369,6 9.701,1 519,9

1 aufgrund der rückwirkenden umstellung von einem stichtagskurs auf 
einen Durchschnitts-aktienkurs sowie von virtuellen aktien der Deutschen 
Postbank ag auf solche der Deutschen bank ag ergeben sich die nachfol-
gend dargestellten änderungen.

2 Die kurzfristkomponente ii wurde in virtuelle aktien der Deutschen 
Postbank ag (Phantom shares) umgewandelt. hierfür wurde der euro - 
betrag durch 28,60 €, den Durchschnitt der Xetra-schlusskurse der aktie 
der Deutschen Postbank ag vom 5. bis 16. märz 2012, dividiert. aufgrund 
des aufsichtsratsbeschlusses vom 20. Dezember 2012 erfolgte eine wert-
gleiche umstellung auf Phantom shares der Deutschen bank ag. hierfür 
wurde die stückzahl mit 31,96 €, dem Xetra-Durchschnittskurs der aktie 
der Deutschen Postbank ag vom 6. bis 19. Dezember 2012, multipliziert. 
Dieser eurobetrag wurde durch 33,77 €, den Xetra-Durchschnittskurs der 
aktie der Deutschen bank ag vom 6. bis 19. Dezember 2012, dividiert. nach 
ablauf der einjährigen sperrfrist am 19. märz 2013 werden die Phantom 
shares mit dem dann aktuellen Durchschnitts-aktienkurs vom 6. bis 19. märz 
2013 in den eurobetrag umgerechnet und unmittelbar ausgezahlt.

3 Die langfristkomponente wird in drei gleich große tranchen aufgeteilt. 
Diese bestehen jeweils zur hälfte aus einer barkomponente. Die zweite 
hälfte wird mit dem Durchschnitt der Xetra-schlusskurse von zehn handels- 
tagen, die vor dem tag liegen, an dem der aufsichtsrat das erreichen 
des nachhaltigkeitskriteriums festgestellt hat, in Phantom shares 
umgewandelt, ein Jahr gesperrt und mit dem dann aktuellen aktienkurs 
in den eurobetrag umgerechnet und ausgezahlt. nur wenn die jeweiligen 
nachhaltigkeitskriterien erfüllt sind, werden die tranchen 2013, 2014 und 
2015 ausgezahlt bzw. in Phantom shares umgewandelt und gesperrt. 
andernfalls wird die jeweilige tranche ins folgende Jahr verschoben und 
erneut bewertet. sofern im letzten Jahr der nachhaltigkeitsphase das 
nachhaltigkeitskriterium nicht erfüllt ist, entfällt die langfristkomponente 
ersatzlos, andernfalls werden auch diejenigen anteile ausgezahlt, die 
verschoben wurden.

4 Da das nachhaltigkeitskriterium erfüllt ist, wurde die erste tranche der 
langfristkomponente für 2010 zur hälfte in bar in der dargestellten höhe 
ausgezahlt. Die zweite hälfte wurde wie in fußnote 2 dargestellt behandelt.
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anhang

Versorgungszusagen
Die mitglieder des Vorstands verfügen über einzelver-
tragliche unmittelbare Pensionszusagen. aufgrund der 
unterschiedlichen beruflichen historie der einzelnen 
Vorstandsmitglieder sind die Versorgungszusagen in den 
Detailregelungen teilweise unterschiedlich ausgestaltet.

Vorgesehen sind Versorgungsleistungen, wenn das Vor-
standsmitglied wegen invalidität, tod oder altersbedingt 
aus dem Dienst ausscheidet. leistungen wegen alters 
werden in der regel ab Vollendung des 62. lebensjahres 
gewährt.

nach den bis zum 28. februar 2007 geltenden standard-
Versorgungszusagen entstehen ruhegehaltsansprüche 
grundsätzlich nach einer amtszeit von mindestens fünf 
Jahren. ausnahmen vom erfordernis dieser mindestamtszeit 
bestehen teilweise bei invalidität.

Die höhe der Pensionen hängt von der Dauer der Dienstzeit 
und der höhe der versorgungsfähigen bezüge ab. Versor-
gungsfähiges einkommen ist nur das fixum (grundgehalt). 
mit ausnahme der Vorstandsmitglieder Dr. Daberkow, 
heß, küpker, storr und strauß ist eine obergrenze für das 
versorgungsfähige grundgehalt festgelegt. grundsätzlich 
ist nach ablauf von fünf Jahren Dienstzeit als Vorstand ein 
Versorgungsgrad von 50 % erreicht. Der steigerungsbetrag 
beträgt regelmäßig 2 % pro rentenfähigem Dienstjahr. Der 
maximale Versorgungsgrad (60 %) ist in der regel nach zehn 
Dienstjahren erreicht.

Die Versorgungszusagen enthalten zusätzlich regelungen 
über die zahlung von übergangsgeld bei ausscheiden 
wegen erreichens der altersgrenze bzw. wegen invalidität. 
Die bezugsdauer beträgt zwei Jahre.

für den fall der beendigung des Vorstandsvertrags durch 
die Deutsche Postbank ag vor ablauf der planmäßigen 
Vertragszeit ist in den fällen der herren Dr. Daberkow, 
schmid und stemmer vorgesehen, dass die Versorgung 
so berechnet wird, als sei der Vorstandsvertrag bis zum 
planmäßigen ende erfüllt worden. Dies gilt nicht, wenn 
die Deutsche Postbank ag das anstellungsverhältnis aus 
wichtigem grund kündigt. Die Dienstzeit des Vorstands-
mitglieds Dr. Daberkow wird ab dem erstmaligen abschluss 
eines Vorstandsanstellungsvertrags mit wirkung zum  
1. november 2005 bemessen.

Die anpassung der späteren rentenleistungen erfolgt 
entsprechend der prozentualen entwicklung der höchsten 
tarifgruppe des tarifvertrags des Verbands öffentlicher 
banken. im übrigen erfolgt die anpassung nach der ent-
wicklung des Verbraucherpreisindexes für Deutschland.

im mai 2007 hat der Präsidialausschuss des aufsichtsrats der 
Deutschen Postbank ag für die erstmals nach dem 31. märz 
2007 berufenen Vorstände eine umstellung der Versorgung 
vom bisherigen endgehaltsabhängigen Versorgungssystem 
auf eine beitragsorientierte leistungszusage beschlossen. 
Der Versorgungszusage der danach neu eingetretenen Vor-
standsmitglieder heß, küpker, Dr. meyer, storr und strauß 
sowie der 2012 umgestellten Versorgungszusage von  
Dr. Daberkow liegen daher folgende eckpunkte zugrunde: 
für jedes rentenfähige Dienstjahr erfolgt die zuteilung eines 
Versorgungsbeitrags in höhe von 25 % des versorgungs-
fähigen grundgehalts. Die Versorgungsbeiträge werden 

einem virtuellen Versorgungskonto gutgeschrieben, das ab 
dem zeitpunkt der zuteilung bis zum eintritt des leistungs-
falls jährlich mit dem für die steuerliche bewertung von 
unmittelbaren Versorgungszusagen maßgeblichen zinssatz 
verzinst wird. für die herren Dr. Daberkow, küpker und  
Dr. meyer sind im zusammenhang mit der niederlegung 
der Vorstandsmandate zuteilungen von sonderbeiträgen 
vereinbart. im Versorgungsfall ergibt sich die rentenhöhe,  
indem das auf dem Versorgungskonto angesammelte 
Versorgungsvermögen nach versicherungsmathematischen 
grundsätzen auf die voraussichtliche rentenbezugsdauer 
verteilt wird. Die einhaltung einer wartezeit ist nicht erfor-
derlich; die ansprüche aus den Versorgungszusagen sind 
sofort unverfallbar. eine anpassung der renten erfolgt  
in höhe von 1 % p. a.

Die Vorstandsmitglieder Dr. Daberkow, heß, küpker,  
Dr. meyer, storr und strauß haben ein wahlrecht zwischen 
laufender ruhegeldleistung und kapitalauszahlung.

Versorgungszusagen und individualausweis

Pensionszusagen

Versor-
gungs- 

grad am 
31.12.2012 

 
 
 

maximal- 
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gungs- 

grad 
 

Dienstzeit- 
aufwand 
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verpflich-

tung
% % €

hans-Peter schmid 54 60,00 288.611 

ralf stemmer 56 60,00 101.050 

 

beitrags- 
summe 

für 2012 
 
 
 
 

stand des 
Versor-
gungs-
kontos

am
31.12.2012

Dienstzeit- 
aufwand 

(service 
cost) 

für die 
Pensions- 
verpflich-

tung
€ € €

frank strauß 150.000 240.885 211.400 

Dr. mario Daberkow1, 2 375.000 903.859 161.049 

marc heß3 165.000 1.510.090 260.958 

horst küpker1 412.500 1.167.443 231.467 

Dr. michael meyer1 377.083 1.454.874 175.898 

hanns-Peter storr 150.000 298.125  199.710  

1 bei den Vorstandsmitgliedern Dr. Daberkow, küpker und Dr. meyer führen 
zuteilungen von sonderbeiträgen im zusammenhang mit der niederlegung 
der Vorstandsmandate zum anstieg der beitragssummen.

2 Die Versorgungszusage wurde im Jahr 2012 auf das aktuelle modell umgestellt.
3 bei dem Vorstandsmitglied heß erstattet die Deutsche bank ag 20 % der 
wirtschaftlichen lasten.
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Die bezüge für ehemalige mitglieder des Vorstands bzw.  
deren hinterbliebene betrugen 3,09 mio € (Vorjahr: 2,77 mio €).

Der nach internationalen rechnungslegungsgrundsätzen 
ermittelte Verpflichtungsumfang (Defined benefit obligation, 
kurz „Dbo“) für laufende Pensionen und anwartschaften 
ehemaliger Vorstandsmitglieder beläuft sich auf 75,67 mio € 
(Vorjahr: 51,34 mio €).

Vi. Vergütung des aufsichtsrats 

Die hauptversammlung der Postbank hat die Vergütung des 
aufsichtsrats letztmals im Jahr 2004 geändert und an die 
Vorgaben des corporate governance kodex angepasst. Das 
Vergütungssystem wurde in § 15 der satzung der Postbank 
festgeschrieben. Danach besteht die jährliche Vergütung 
der mitglieder des aufsichtsrats aus einer festen und einer 
jährlichen erfolgsabhängigen sowie einer erfolgsabhängigen 
Vergütung mit langfristiger anreizwirkung. sie trägt der 
Verantwortung und dem tätigkeitsumfang der aufsichts-
ratsarbeit sowie dem wirtschaftlichen erfolg der Postbank 
rechnung. Vorsitz, stellvertretender Vorsitz und ausschuss-
tätigkeit werden bei bemessung der Vergütungshöhe 
berücksichtigt.

Die Vergütung eines ordentlichen aufsichtsratsmitglieds 
ohne ausschussmitgliedschaft setzt sich wie folgt zusam-
men: Die feste jährliche Vergütung (fixum) beträgt 15.000 €,  
die erfolgsorientierte jährliche Vergütung 300 € für jeweils 
0,03 €, um die der konzerngewinn pro aktie im jeweiligen 
geschäftsjahr den betrag von 2,00 € übersteigt. ein an-
spruch auf eine erfolgsorientierte jährliche Vergütung mit 
langfristiger anreizwirkung besteht in höhe von 300 € für 
jeweils 1 %, um die der konzerngewinn pro aktie des zweiten 
dem jeweiligen geschäftsjahr nachfolgenden geschäfts-
jahres den konzerngewinn pro aktie des dem jeweiligen 
geschäftsjahr vorangegangenen geschäftsjahres übersteigt.

Der aufsichtsratsvorsitzende erhält das 2-fache der  
Vergütung eines ordentlichen aufsichtsratsmitglieds, sein 
stellvertreter das 1,5-fache. Die übernahme des Vorsitzes 
in einem aufsichtsratsausschuss erhöht die Vergütung um  
das 1-fache, die einfache ausschussmitgliedschaft jeweils 
um das 0,5-fache. Dies gilt nicht für die mitgliedschaft im 
Vermittlungs- und im nominierungsausschuss.

Die mitglieder des aufsichtsrats haben zudem anspruch auf 
ersatz der ihnen bei der ausübung ihres amtes entstehen- 
den auslagen sowie auf etwaige umsatzsteueraufwendungen. 
Darüber hinaus erhält jedes teilnehmende mitglied des 
aufsichtsrats ein sitzungsgeld von 250 € je sitzung des 
gesamtaufsichtsrats oder eines ausschusses.

Die höhe der aufsichtsratsvergütung ist in mehrfacher 
hinsicht begrenzt: Die beiden variablen Vergütungskompo-
nenten dürfen jeweils für sich genommen den betrag der 
festen jährlichen Vergütung nicht überschreiten. ferner darf 
die kurzfristige variable Vergütung insgesamt 0,5 % des 
bilanzgewinns der gesellschaft, vermindert um einen betrag 
von 4 % der auf den geringsten ausgabebetrag der aktien 
geleisteten einlagen, nicht übersteigen. Die ausschussver-
gütung darf das 2-fache der Vergütung des aufsichtsrats-
mitglieds nicht übersteigen.

Die mitglieder des aufsichtsrats erhalten die Vergütung 
nach der hauptversammlung. 

aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines teils des 
geschäftsjahres dem aufsichtsrat angehören, erhalten die 
Vergütung zeitanteilig.

für mandatsträger aus dem Deutsche bank konzern erfolgt 
aufgrund interner Policies der Deutschen bank ag keine 
Vergütung für mandate in konzerneigenen gesellschaften. 
Die betroffenen Personen haben hierzu eine Verzichts-
erklärung gegenüber der Postbank abgegeben.

Die gesamtvergütung des aufsichtsrats für das geschäftsjahr 
2012 beträgt einschließlich der sitzungsgelder 784,8 t€ 
(Vorjahr: 825,6 t€). ergebnisbezogen haben die mitglieder 
des aufsichtsrats für das geschäftsjahr 2012 keinen an-
spruch auf eine erfolgsorientierte kurzfristige variable Ver-
gütung. aufgrund der nachhaltigen ergebnisverbesserung 
der Postbank erhalten die mitglieder eine erfolgsorientierte 
Vergütung mit langfristiger anreizwirkung. 
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Die gesamtvergütung für das geschäftsjahr 2012 gliedert 
sich wie folgt auf:

mitglieder des aufsichtsrats Geschäftsjahr 2012 Geschäftsjahr 2011

fixum Variabel1 summe fixum Variabel1 summe 

t€ t€ t€ t€ t€ t€

rainer neske2 – – – – – –

frank bsirske 45,0 20,8 65,8 45,0 3,3 48,3

John allan – – – – 3,3 3,3

wilfried anhäuser 9,7 19,7 29,4 22,5 26,5 49,0

Dr. frank appel – 17,5 17,5 – 35,0 35,0

marietta auer 9,6 20,2 29,8 22,5 25,3 47,8

Dr. hugo bänziger2 – – – – – –

rolf bauermeister 15,0 17,0 32,0 15,0 16,8 31,8

susanne bleidt 12,9 1,5 14,4 – – – 

wilfried boysen 15,0 16,8 31,8 15,0 16,5 31,5

henry b. cordes – 4,2 4,2 – 9,2 9,2

Prof. Dr. edgar ernst 30,0 34,0 64,0 30,0 34,5 64,5

annette harms 6,4 12,9 19,3 15,0 16,8 31,8

stefanie heberling2 – – – – – –

timo heider 19,3 10,6 29,9 15,0 1,5 16,5

Dr. tessen von heydebreck 30,0 26,8 56,8 27,1 18,6 45,7

Dr. Peter hoch 30,0 33,8 63,8 30,0 35,3 65,3

elmar kallfelz 12,9 27,0 39,9 30,0 31,5 61,5

Prof. Dr. ralf krüger 9,7 20,2 29,9 22,5 27,3 49,8

hans-Jürgen kummetat 8,6 0,8 9,4 – – –

Dr. hans-Dieter Petram – 10,4 10,4 8,9 18,7 27,6

Dr. bernd Pfaffenbach – – – – 1,5 1,5

Dr. christian ricken2 – – – – – –

bernd rose 17,2 2,8 20,0 – – –

lawrence a. rosen 15,0 16,0 31,0 15,0 6,4 21,4

elmo von schorlemer – – – – 1,5 1,5 

torsten schulte – 2,5 2,5 – 11,4 11,4

christian sewing2 – – – – – –

michael sommer – 6,2 6,2 – 22,4 22,4

eric stadler 22,5 26,5 49,0 22,5 19,9 42,4

werner steinmüller2 – – – – – –

gerd tausendfreund 22,5 26,3 48,8 22,5 26,5 49,0

renate treis 30,0 34,3 64,3 30,0 27,4 57,4

wolfgang zimny 12,9 1,8 14,7 – – –

summe 374,2 410,6 784,8 388,5 437,1 825,6

1 Die ausgewiesene variable Vergütung beinhaltet die für das jeweilige 
geschäftsjahr an das auf sichtsratsmitglied zu zahlende kurzfristige und 
langfristige Vergütung sowie das sitzungsgeld.

2 nach satzung der Postbank besteht auch bei zugehörigkeit zum Deutsche 
bank konzern ein anspruch auf Vergütung. herr neske, herr Dr. bänziger, 
frau heberling, herr Dr. ricken, herr sewing und herr steinmüller haben 
aufgrund konzerninterner Policies der Deutschen bank ag auf die auszah-
lung der Vergütung verzichtet.
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herr Dr. hoch erhielt für seine aufsichtsratstätigkeit inner-
halb des bhw konzerns eine Vergütung in höhe von 24,7 t€, 
herr heider in höhe von 22,7 t€.

Die von den arbeitnehmern gewählten mitglieder haben 
im geschäftsjahr 2012 eine arbeitsvertragliche Vergütung 
in höhe von 517,4 t€ erhalten.

Darüber hinaus wurden an mitglieder des aufsichtsrats 
keine Vergütungen oder Vorteile für persönlich erbrachte 
leistungen außerhalb der aufsichtsratstätigkeit, insbeson-
dere beratungs- und Vermittlungsleistungen gewährt. Die 
arbeitsvertragliche Vergütung der von den arbeitnehmern 
gewählten mitglieder ist davon ausgenommen.

aktienbesitz des Vorstands und des aufsichtsrats
Der aktienbesitz aller Vorstands- und aufsichtsratsmitglie-
der beträgt im geschäftsjahr 2012 weniger als 1 % der von 
der gesellschaft ausgegebenen aktien.

zum bilanzstichtag waren kredite an mitglieder des Vor-
stands und mitglieder des aufsichtsrats in höhe von  
685,0 t€ (Vorjahr: 766,8 t€) gewährt. an im geschäftsjahr 
2012 ausgeschiedene Vorstandsmitglieder werden keine 
kredite geführt. weitere haftungsverhältnisse wurden 
nicht eingegangen.

D&o-Versicherung
Die mitglieder des Vorstands und die mitglieder des auf-
sichtsrats sind nach den international gültigen standards im 
rahmen einer D&o-Versicherung versichert. entsprechend 
den erfordernissen des corporate governance kodex, ist im 
schadenfall eine eigenbeteiligung der einzelnen Vorstands- 
und aufsichtsratsmitglieder vorgesehen.

Vii. termingeschäfte

Die Postbank setzt derivative finanzinstrumente insbeson-
dere zur sicherung im rahmen der aktiv-/Passivsteuerung 
ein. Darüber hinaus werden derivative finanzgeschäfte zu 
handelszwecken getätigt.

Das Volumen der noch nicht abgewickelten Derivate, die 
einem erfüllungsrisiko sowie währungs-, zins- und/oder 
sonstigen marktpreisrisiken aus offenen und im fall eines 
adressenausfalls auch aus geschlossenen Positionen unter-
liegen, belief sich zum 31. Dezember 2012 auf 213 mrd € 
(Vorjahr: 295 mrd €).

auf der folgeseite (tabelle 1) sind die bestehenden kontrak-
te im derivativen geschäft hinsichtlich ihrer risikostruktur 
aufgegliedert.

entsprechend den international üblichen usancen, werden 
die nominalvolumen ausgewiesen. bei dem wert handelt es 
sich um eine referenzgröße für die ermittlung von gegen-
seitig vereinbarten ausgleichszahlungen, nicht jedoch um 
bilanzierungsfähige forderungen oder Verbindlichkeiten.

Die tabellen 2, 3 und 4 auf den folgeseiten erläutern die 
angaben nach unterschiedlichen kriterien. neben den an-
gaben zur laufzeitklasse nach risikokategorie erfolgte eine 
aufteilung nach kontrahenten. geschäfte mit handelszweck 
wurden separat dargestellt.

Die nominalwerte stellen das bruttovolumen aller käufe 
und Verkäufe dar. Die marktwerte der einzelnen kontrakte 
wurden auf der grundlage anerkannter bewertungsmodelle 
ohne berücksichtigung von nettingvereinbarungen ermittelt. 
bei börsengehandelten Derivaten wird der entsprechende 
börsenkurs verwendet.

Die derivativen geschäfte im handelsbestand der Postbank 
(tabelle 4) werden zum beizulegenden zeitwert bewertet 
und bilanziert.
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tabelle 1 Derivative Geschäfte – Darstellung der Volumen

nominalwerte Positive marktwerte negative marktwerte

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

zinsrisiken

otc-Produkte

 zinsswaps 200.081 274.782 10.847 7.645 – 11.112 – 8.312

 fras  0 1.000 0 0 0 0

 zinsoptionen 0 0 5 0 – 79 0

 käufe (long) 480 689 66 44  – 1  – 1

 Verkäufe (short)  830 839 0 0  – 122 – 80

 caps, floors 1.256 1.301 8 6 – 5 – 6

 sonstige zinstermingeschäfte 0 0 0 0 0 0

börsengehandelte Produkte

 zinsfutures (bund, bobl, schatz) 0 0 0 0 0 0

 zinsoptionen (bund, bobl, schatz) 0 0 0 0 0 0

insgesamt 202.647 278.611 10.926 7.695 – 11.319 – 8.399

Währungsrisiken

otc-Produkte

 Devisentermingeschäfte/- swaps  3.928 10.129 9 60 – 10 – 6

 zins-währungsswaps  5.714 6.031 112 138 – 254 – 338

 Devisenoptionen1 224 0 0 0 – 2 0

 käufe (long) 0 0 0 0 0 0

 Verkäufe (short) 0 0 0 0 0 0

 sonstige währungstermingeschäfte 0 0 0 0 0 0

börsengehandelte Produkte

 Devisenfutures 0 0 0 0 0 0

 Devisenoptionen 0 0 0 0 0 0

insgesamt  9.866 16.160 121 198 – 266 – 344

aktien- und sonstige Preisrisiken

otc-Produkte

 aktientermingeschäfte 0 0 0 0 0 0

 aktien-/index-optionen 0 0 0 0 0 0

 käufe (long) 0 0 0 0 0 0

 Verkäufe (short) 0 0 0 0 0 0

 sonstige aktien-/indexkontrakte 0 0 0 0 0 0

börsengehandelte Produkte

 aktien-/index-futures 0 0 0 0 0 0

 aktien-/index-optionen 182 46 1 2 0 0

insgesamt 182 46 1 2 0 0

kreditderivate

 käufe 52 53 0 4 – 1 0

 Verkäufe 0 90 0 0 0 – 10

insgesamt 52 143 0 4 – 1 – 10

Gesamtbestand 212.747 294.960 11.048 7.899 – 11.586 – 8.753

1 inklusive goldoptionen, welche unter währungsrisiken erfasst werden
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tabelle 2 Derivative Geschäfte – restlaufzeiten

nominalbetrag zinsrisiken Währungsrisiken1 aktien- und sonstige 
Preisrisiken

kreditderivate

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

restlaufzeiten  

 bis 3 monate 26.404 48.790 3.900 9.532 182 46 0 0

 mehr als 3 monate bis 1 Jahr 23.342 51.880 2.277 2.362 0 0 10 45

 mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 62.895 72.898 3.242 3.850 0 0 42 98

 mehr als 5 Jahre 90.006 105.043 448 416 0 0 0 0

insgesamt 202.647 278.611 9.867 16.160 182 46 52 143

1inklusive goldoptionen, welche unter währungsrisiken erfasst werden

tabelle 3 Derivative Geschäfte – kontrahentengliederung

nominalwerte Positive marktwerte negative marktwerte

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

kontrahenten

 banken in der oecD  211.267 293.417 10.956 7.798 – 11.584 – 8.743

 sonstige kontrahenten 1.480 1.543 92 101  – 2  – 10

insgesamt  212.747 294.960 11.048 7.899 – 11.586 – 8.753

tabelle 4 Derivative Geschäfte – handelsgeschäfte

nominalwerte Positive marktwerte negative marktwerte

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

zinskontrakte 130.003 216.917 7.781 5.433 – 7.945 – 5.547

währungskontrakte 187 8.182 0 29 0 – 4

aktienkontrakte 0 0 0 0 0 0

kreditderivatekontrakte 0 0 0 0 0 0

insgesamt 130.190 225.099 7.781 5.462 – 7.945 – 5.551



71

anhang

Viii. Deckungsrechnung

• register a und b: emissionen nach dem gesetz über die  
 Pfandbriefe und verwandten schuldverschreibungen  
 öffentlich-rechtlicher kreditanstalten (ÖPg), abgelöst  
 durch das Pfandbriefgesetz (Pfandbg)

• register c: emissionen nach dem gesetz über die umwand- 
 lung der Deutschen siedlungs- und landesrentenbank in  
 eine aktiengesellschaft (Dslbumwg)

• register D und e: emissionen nach dem Pfandbriefgesetz  
 (Pfandbg)

Deckungsmasse Pfandbriefe
im umlauf

Überdeckung

31.12.2012 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2012 
mio €

hypothekenpfandbriefe register a

 nennwert 20 1 19

 barwert 22 1 21

öffentliche Pfandbriefe register b

 nennwert 760 526 234

 barwert 835 570 265

Gemischt gedeckte schuldverschreibungen register c

 nennwert 15.539 12.799 2.740

 barwert 17.386 15.850 1.536

hypothekenpfandbriefe register D

 nennwert 8.778 7.263 1.515

 barwert 10.559 8.355 2.204

öffentliche Pfandbriefe register e

 nennwert 2.346 1.740 606

 barwert 2.528 1.874 654

Deckungsmasse Pfandbriefe
im umlauf

Überdeckung

31.12.2011 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2011 
mio €

hypothekenpfandbriefe register a

 nennwert 25 6 19

 barwert 28 6 22

öffentliche Pfandbriefe register b

 nennwert 728 572 156

 barwert 786 628 158

Gemischt gedeckte schuldverschreibungen register c

 nennwert 15.342 13.475 1.867

 barwert 16.993 15.869 1.124

hypothekenpfandbriefe register D

 nennwert 8.355 7.159 1.196

 barwert 9.810 8.022 1.788

öffentliche Pfandbriefe register e

 nennwert 2.776 1.898 878

 barwert 2.968 2.020 948
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iX. angaben gemäß § 28 Pfandbriefgesetz (PfandbG)

§ 28 abs. 1 nr. 1 bis nr. 3 PfandbG
im umlauf befindliche hypothekenpfandbriefe und dafür 
verwendete Deckungswerte:

nennwert nennwert barwert barwert risikobarwert1 risikobarwert1

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Deckungswerte2 8.777,9 8.355,5 10.558,8 9.810,2 9.984,3 9.203,9

 davon Derivate 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

hypothekenpfandbriefe 7.263,5 7.158,5 8.355,4 8.021,7 7.964,9 7.606,6

Überdeckung in % 20,9 16,7 26,4 22,3 25,4 21,0

1 Dynamisches Verfahren
2 einschließlich weiterer Deckungswerte gemäß § 19 abs. 1 Pfandbg

im umlauf befindliche Öffentliche Pfandbriefe und dafür 
verwendete Deckungswerte:

nennwert nennwert barwert barwert risikobarwert1 risikobarwert1

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Deckungswerte2 2.345,9 2.776,4 2.527,6 2.968,1 2.469,9 2.868,2

 davon Derivate 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Öffentliche Pfandbriefe 1.740,0 1.898,0 1.874,0 2.020,4 1.827,3 1.958,3

Überdeckung in % 34,8 46,3 34,9 46,9 35,2 46,5

1 Dynamisches Verfahren
2 einschließlich weiterer Deckungswerte gemäß § 20 abs. 2 Pfandbg

laufzeitstruktur der im umlauf befindlichen hypotheken-
pfandbriefe sowie zinsbindungsfristen der entsprechenden 
Deckungswerte:

Deckungswerte1 Deckungswerte1 hypothekenpfandbriefe hypothekenpfandbriefe

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

bis zu 1 Jahr 432,3 449,7 1.500,0 0,0

mehr als 1 Jahr bis zu 2 Jahren 678,0 496,6 1.010,0 1.500,0

mehr als 2 Jahre bis zu 3 Jahren 626,7 667,4 1.000,0 1.010,0

mehr als 3 Jahre bis zu 4 Jahren 671,0 480,9 40,0 1.000,0

mehr als 4 Jahre bis zu 5 Jahren 935,5 350,4 0,0 40,0

mehr als 5 Jahre bis zu 10 Jahren 3.801,2 3.700,7 2.536,0 2.476,0

über 10 Jahre 1.633,2 2.209,8 1.177,5 1.132,5

summe 8.777,9 8.355,5 7.263,5 7.158,5

1 einschließlich weiterer Deckungswerte gemäß § 19 abs. 1 Pfandbg,   
  nach zinsbindungsfristen bzw. nach restlaufzeiten bei Pfandbriefen
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laufzeitstruktur der im umlauf befindlichen Öffentlichen 
Pfandbriefe sowie zinsbindungsfristen der entsprechenden 
Deckungswerte:

Deckungswerte1 Deckungswerte1 öffentliche Pfandbriefe öffentliche Pfandbriefe

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

bis zu 1 Jahr 478,5 267,1 25,0 158,0

mehr als 1 Jahr bis zu 2 Jahren 570,2 269,9 1.500,0 25,0

mehr als 2 Jahre bis zu 3 Jahren 328,3 630,6 0,0 1.500,0

mehr als 3 Jahre bis zu 4 Jahren 153,0 310,4 10,0 0,0

mehr als 4 Jahre bis zu 5 Jahren 614,6 363,7 0,0 10,0

mehr als 5 Jahre bis zu 10 Jahren 198,9 825,7 95,0 95,0

über 10 Jahre 2,4 109,0 110,0 110,0

summe 2.345,9 2.776,4 1.740,0 1.898,0

1 einschließlich weiterer Deckungswerte gemäß § 20 abs. 2 Pfandbg,  
  nach zinsbindungsfristen bzw. nach restlaufzeiten bei Pfandbriefen

§ 28 abs. 1 nr. 4 PfandbG
gesamtbetrag der zur Deckung für hypothekenpfandbriefe
verwendeten forderungen (nennwert):

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio € 

anteil am Gesamt-
betrag des Pfand-

briefumlaufs

anteil weiterer Deckungswerte (§ 19 abs. 1 nr. 3 Pfandbg) 1.226,9 87,5 16,9 %

 davon weitere Deckung gemäß § 19 abs. 1 nr. 2 Pfandbg 641,0 87,5 8,8 %

§ 28 abs. 1 nr. 4 PfandbG
gesamtbetrag der zur Deckung von Öffentlichen Pfand- 
briefen verwendeten forderungen (nennwert):

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio € 

anteil am Gesamt-
betrag des Pfand-

briefumlaufs

weitere Deckung gemäß § 20 abs. 2 nr. 2 Pfandbg 0,0 0,0 0,0 %

§ 28 abs. 2 nr. 1 a PfandbG
zur Deckung von hypothekenpfandbriefen verwendete 
forderungen nach größengruppen:

hypotheken-
deckungswerte

hypotheken-
deckungswerte

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

bis einschließlich 300.000 € 7.080,2  7.864,6

mehr als 300.000 € bis  
einschließlich 5 mio € 80,9 103,4

mehr als 5 mio € 0,0  0,0

summe 7.161,1 7.968,0
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§ 28 abs. 2 nr. 1 b und c PfandbG
zur Deckung für hypothekenpfandbriefe verwendete forde-
rungen nach gebieten, in denen die beliehenen grund-
stücke liegen, und nach nutzungsart:

hypothekendeckungswerte

Wohnwirtschaftlich Wohnwirtschaftlich Gewerblich Gewerblich

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

summe 7.161,1 7.967,0 0,0 1,0

hypothekendeckungswerte

Wohnwirtschaftlich Wohnwirtschaftlich Gewerblich Gewerblich

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Deutschland

 wohnungen 1.319,2 2.214,3 0,0 0,0

 einfamilienhäuser 5.305,6 5.167,7 0,0 0,0

 mehrfamilienhäuser 536,3 585,0 0,0 0,0

 bürogebäude 0,0 0,0 0,0 0,0

 handelsgebäude 0,0 0,0 0,0 0,0

 industriegebäude 0,0 0,0 0,0 0,0

 sonstige gewerbliche gebäude 0,0 0,0 0,0 0,1

 unfertige neubauten 0,0 0,0 0,0 0,0

 bauplätze 0,0 0,0 0,0 0,9

summe 7.161,1 7.967,0 0,0 1,0

§ 28 abs. 2 nr. 2 PfandbG
gesamtbetrag der mindestens 90 tage rückständigen  
leistungen auf hypothekenforderungen:

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Deutschland 0,0  0,0

summe 0,0 0,0
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§ 28 abs. 2 nr. 3 a, b und c PfandbG
zur Deckung für hypothekenpfandbriefe verwendete 
forderungen nach anzahl der zwangsversteigerungs- und 
zwangsverwaltungsverfahren und rettungserwerbe sowie 
der gesamtbetrag der rückstände auf die von hypotheken-
schuldnern zu entrichtenden zinsen:

hypothekendeckungswerte

Wohnwirtschaftlich Gewerblich

31.12.2012 
anzahl

31.12.2011 
anzahl

31.12.2012 
anzahl

31.12.2011 
anzahl

anzahl der am abschlusstag anhängigen  
zwangsversteigerungsverfahren 0 0 0 0

anzahl der am abschlusstag anhängigen  
zwangsverwaltungsverfahren 0 0 0 0

anzahl der am abschlusstag anhängigen  
zwangsverwaltungsverfahren mit gleichzeitigen 
zwangsversteigerungsverfahren 0 0 0 0

anzahl der im geschäftsjahr durchgeführten 
zwangsversteigerungen 0 0 0 0

anzahl der im geschäftsjahr zur Verhütung  
von Verlusten übernommenen grundstücke 0 0 0 0

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Gesamtbetrag der rückständigen zinsen 0,0 0,0 0,0 0,0
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§ 28 abs. 3 nr. 1 PfandbG
zur Deckung von Öffentlichen Pfandbriefen verwendete 
forderungen nach art des schuldners bzw. der gewährleis-
tenden stelle und deren sitz (staat):

öffentliche Deckungswerte

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Deutschland

staat 0,0  0,0

regionale gebietskörperschaft 717,0 745,0

Örtliche gebietskörperschaft 0,0  0,0

sonstige schuldner 1.110,6 1.786,4

summe Deutschland 1.827,6 2.531,4

belgien

staat 250,0  0,0

regionale gebietskörperschaft 0,0  0,0

Örtliche gebietskörperschaft 0,0  0,0

sonstige schuldner 0,0  0,0

summe belgien 250,0  0,0

eu-institutionen

staat 0,0 95,0

regionale gebietskörperschaft 0,0  0,0

Örtliche gebietskörperschaft 43,3 0,0

sonstige schuldner 45,0 100,0

summe eu-institutionen 88,3 195,0

frankreich inkl. monaco

staat 0,0 50,0

regionale gebietskörperschaft 0,0  0,0

Örtliche gebietskörperschaft 0,0  0,0

sonstige schuldner 0,0  0,0

summe frankreich inkl. monaco 0,0 50,0

italien

staat 0,0  0,0

regionale gebietskörperschaft 0,0  0,0

Örtliche gebietskörperschaft 0,0  0,0

sonstige schuldner 0,0  0,0

summe italien 0,0  0,0

luxemburg

staat 0,0  0,0

regionale gebietskörperschaft 0,0  0,0

Örtliche gebietskörperschaft 0,0  0,0

sonstige schuldner 155,0  0,0

summe luxemburg 155,0  0,0

niederlande

staat 0,0  0,0

regionale gebietskörperschaft 0,0  0,0

Örtliche gebietskörperschaft 0,0  0,0

sonstige schuldner 0,0  0,0

summe niederlande 0,0  0,0

österreich

staat 25,0  0,0

regionale gebietskörperschaft 0,0  0,0

Örtliche gebietskörperschaft 0,0  0,0

sonstige schuldner 0,0  0,0

summe Österreich 25,0  0,0

Gesamtsumme 2.345,9 2.776,4

§ 28 abs. 3 nr. 2 PfandbG
gesamtbetrag der mindestens 90 tage rückständigen  
leistungen auf öffentliche forderungen:

31.12.2012 
mio €

31.12.2011 
mio €

Deutschland 0,0  0,1

belgien 0,0 0,0

eu-institutionen 0,0  0,0

frankreich inklusive monaco 0,0  0,0

italien 0,0  0,0

luxemburg 0,0  0,0

niederlande 0,0  0,0

Österreich 0,0  0,0

summe 0,0 0,1

X. andere angaben

nach § 2 abs. 4 Postumwandlungsgesetz (Postumwg) trägt 
der bund die gewährleistung für die erfüllung der zum zeit-
punkt der eintragung der Postbank in das handelsregister 
bestehenden Verbindlichkeiten.

für die spareinlagen endete die gewährleistung nach ablauf 
von fünf Jahren ab dem zeitpunkt der handelsregister ein-
tragung.

Die Postbank gehört dem einlagensicherungsfonds des 
bundesverbands deutscher banken e. V. sowie der entschädi-
gungseinrichtung deutscher banken gmbh an.

Xi. entsprechenserklärung

Vorstand und aufsichtsrat der Postbank haben gemeinsam 
am 20. Dezember 2012 die nach § 161 aktg vorgeschriebene 
entsprechenserklärung zum Deutschen corporate governance  
kodex für das geschäftsjahr 2012 abgegeben. Die ent-
sprechenserklärung ist im internet auf unserer homepage 
www.postbank.de im wortlaut abrufbar.
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D. namen Der orGanmitGlieDer

Vorstand

mitglieder des Vorstands sind:

frank strauß, bad nauheim 
(Vorsitzender seit 1. Juli 2012) 

stefan Jütte, bonn  
(Vorsitzender bis 30. Juni 2012) bis 30. Juni 2012

Dr. mario Daberkow, bonn bis 31. Dezember 2012

marc heß, bonn

horst küpker, bad honnef bis 31. Dezember 2012

Dr. michael meyer, bonn bis 31. Dezember 2012

hans-Peter schmid, baldham  

ralf stemmer, königswinter

hanns-Peter storr, bonn

mandate der Vorstandsmitglieder der Postbank zum  
31. Dezember 2012 in aufsichtsräten oder anderen  
kontrollgremien:  

frank strauß Vorsitzender des Vorstands 
seit 1. Juli 2012

funktion Gesellschaft

Vorsitzender des aufsichtsrats  
(seit 1. Januar 2013)
mitglied des aufsichtsrats  
(bis 31. Dezember 2012)

bhw holding ag, hameln

Vorsitzender des aufsichtsrats  
(seit 1. Januar 2013)
mitglied des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

bhw bausparkasse aktien- 
gesellschaft, hameln

mitglied und ab gleichem Datum 
auch Vorsitzender des aufsichts- 
rats  
(seit 17. april 2012)

Pb firmenkunden ag, bonn 
 

Vorsitzender des board of 
Directors  
(vom 1. Juli 2012 bis 
6. februar 2013)
mitglied des board of Directors 
(bis 30. Juni 2012)

Pb capital corporation, 
wilmington (Delaware, usa) 
 
 
 

Vorsitzender des board of 
Directors  
(vom 1. Juli 2012 bis 
6. februar 2013)
mitglied des board of Directors 
(bis 30. Juni 2012)

Pb (usa) holdings, inc., 
wilmington (Delaware, usa) 

 

mitglied und ab gleichem Datum 
auch Vorsitzender des aufsichts- 
rats  
(seit 1. Juli 2012)

Postbank filialvertrieb ag, bonn 

Vorsitzender des aufsichtsrats Postbank finanzberatung ag, 
hameln

Vorsitzender des aufsichtsrats Deutsche bank bauspar-aktien-
gesellschaft, frankfurt am main

Vorsitzender des aufsichtsrats norisbank gmbh, berlin

mitglied des beirats  
(seit 1. mai 2012)

corPus sireo holding gmbh & 
co. kg, köln

 
 
 

stefan Jütte mitglied und Vorsitzender des 
Vorstands bis 30. Juni 2012 

funktion Gesellschaft

mitglied und ab gleichem Datum 
auch Vorsitzender des aufsichts-
rats  
(seit 15. mai 2012)  

iVg immobilien ag, bonn 
 

im laufe des Jahres aufgegebene mandate

Vorsitzender des aufsichtsrats  
(bis 30. Juni 2012)

Postbank filialvertrieb ag, bonn 

Vorsitzender des aufsichtsrats  
(bis 17. april 2012)

Pb firmenkunden ag, bonn 

Vorsitzender des board of 
Directors  
(bis 30. Juni 2012)

Pb capital corporation, 
wilmington (Delaware, usa) 

Vorsitzender des board of 
Directors  
(bis 30. Juni 2012)

Pb (usa) holdings, inc., 
wilmington (Delaware, usa) 

Dr. mario Daberkow mitglied des Vorstands  
bis 31. Dezember 2012

funktion Gesellschaft

Vorsitzender des aufsichtsrats  
(bis 31. Dezember 2012)

betriebs-center für banken ag, 
frankfurt am main

Vorsitzender des aufsichtsrats  
(bis 31. Dezember 2012)

Postbank systems ag, bonn

Vorsitzender des aufsichtsrats  
(vom 1. oktober 2012  
bis 31. Dezember 2012)
mitglied des aufsichtsrats  
(seit 17. september 2012)

bhw kreditservice gmbh,  
hameln

Vorsitzender des beirats 
(bis 31. Dezember 2012)

Postbank support gmbh, köln

mitglied und ab gleichem Datum 
auch Vorsitzender des beirats  
(vom 14. august 2012 bis  
31. Dezember 2012) 

VÖb-zVD Processing gmbh, 
frankfurt am main

stv. Vorsitzender des beirats  
(bis 31. Dezember 2012)

Deutsche wertpapierservice bank 
ag, frankfurt am main

stv. Vorsitzender des board of 
Directors (bis 31. Dezember 2012)

eurogiro a/s, taastrup  
(Dänemark)

mitglied des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

bhw bausparkasse aktien- 
gesellschaft, hameln

mitglied des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

bhw holding ag, hameln

mitglied des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Postbank filialvertrieb ag, bonn

bereits vor dem 31. Dezember 2012 im laufe des Jahres 
aufgegebene mandate 

Vorsitzender des beirats  
(bis 14. august 2012)

VÖb-zVD bank für zahlungs-
verkehrsdienstleistungen gmbh, 
bonn
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marc heß

funktion Gesellschaft

mitglied des aufsichtsrats bhw bausparkasse aktien- 
gesellschaft, hameln

im laufe des Jahres aufgegebene mandate

mitglied des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

bhw holding ag, hameln

mitglied des aufsichtsrats 
(bis 28. september 2012)

Deutsche Postbank financial 
services gmbh, frankfurt am main

mitglied des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Pb spezial-investmentaktien-
gesellschaft mit teilgesellschafts-
vermögen, bonn

horst küpker mitglied des Vorstands  
bis 31. Dezember 2012

funktion Gesellschaft

Vorsitzender des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Pb spezial-investmentaktien- 
gesellschaft mit teilgesellschafts-
vermögen, bonn

Vorsitzender des Verwaltungsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Deutsche Postbank international 
s.a., luxemburg

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Pb firmenkunden ag, bonn

mitglied des board of Directors 
(bis 31. Dezember 2012) 

Pb capital corporation, 
wilmington (Delaware, usa)

mitglied des board of Directors 
(bis 31. Dezember 2012) 

Pb (usa) holdings, inc., 
wilmington (Delaware, usa)

bereits vor dem 31. Dezember 2012 im laufe des Jahres  
aufgegebene mandate

Vorsitzender des aufsichtsrats 
(bis 28. september 2012)

Deutsche Postbank financial 
services gmbh, frankfurt am main

Vorsitzender des Verwaltungsrats 
(bis 16. august 2012)

Deutsche Postbank Vermögens-
management s.a., luxemburg

Dr. michael meyer mitglied des Vorstands  
bis 31. Dezember 2012

funktion Gesellschaft

Vorsitzender des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

bhw bausparkasse aktien- 
gesellschaft, hameln

Vorsitzender des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

bhw holding ag, hameln

Vorsitzender des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Postbank Direkt gmbh, bonn
 

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Pb spezial-investmentaktien-
gesellschaft mit teilgesellschafts-
vermögen, bonn

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Postbank akademie und service 
gmbh, hameln

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Postbank finanzberatung ag, 
hameln 

stv. Vorsitzender des Verwaltungs-
rats (bis 31. Dezember 2012)

Deutsche Postbank international 
s.a., luxemburg

mitglied und ab gleichem Datum 
auch stv. Vorsitzender des beirats 
(vom 14. august 2012 bis  
31. Dezember 2012)

VÖb-zVD Processing gmbh, 
frankfurt am main

mitglied des aufsichtsrats 
(vom 28. märz 2012 bis 
31. Dezember 2012)

Deutsche bank bauspar- 
aktiengesellschaft,  
frankfurt am main

mitglied des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

betriebs-center für banken ag, 
frankfurt am main

mitglied des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Postbank filialvertrieb ag, bonn

mitglied des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Pb lebensversicherung ag, hilden

mitglied des aufsichtsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Pb Versicherung ag, hilden

mitglied des Verwaltungsrats 
(bis 31. Dezember 2012)

Visa Deutschland e.V., frankfurt 
am main

mitglied des beirats 
(bis 31. Dezember 2012)

talanx Deutschland bancassurance, 
hilden

mitglied des beirats 
(bis 31. Dezember 2012)

Verband der sparda-banken e.V., 
frankfurt am main

mitglied des wirtschaftsbeirats 
(bis 31. Dezember 2012)

huk-coburg Versicherungsgruppe, 
coburg

bereits vor dem 31. Dezember 2012 im laufe des Jahres  
aufgegebene mandate 

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats 
(bis 28. september 2012)

Deutsche Postbank financial 
services gmbh, frankfurt am main

stv. Vorsitzender des  
Verwaltungsrats  
(bis 16. august 2012)

Deutsche Postbank Vermögens-
management s.a., luxemburg

stv. Vorsitzender des beirats 
(bis 14. august 2012)

VÖb-zVD bank für zahlungsver-
kehrsdienstleistungen gmbh, 
bonn
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hans-Peter schmid

funktion Gesellschaft

Vorsitzender des aufsichtsrats bayerische börse ag, münchen

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats 
(seit 2. Januar 2013)
mitglied des aufsichtsrats 
(bis 1. Januar 2013)

Postbank akademie und service 
gmbh, hameln

mitglied des beirats talanx Deutschland bancassurance, 
hilden 

im laufe des Jahres aufgegebene mandate

mitglied des aufsichtsrats 
(bis 30. august 2012)

Postbank finanzberatung ag, 
hameln

ralf stemmer

funktion Gesellschaft

Vorsitzender des aufsichtsrats Postbank akademie und service 
gmbh, hameln 

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats Postbank Direkt gmbh, bonn 

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats 
(seit 2. Januar 2013) 
mitglied des aufsichtsrats 
(seit 1. Januar 2013)

Postbank finanzberatung ag, 
hameln

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats Postbank systems ag, bonn

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats Pb Pensionsfonds ag, hilden

mitglied des aufsichtsrats betriebs-center für banken ag, 
frankfurt am main

mitglied des aufsichtsrats bhw bausparkasse aktien- 
gesellschaft, hameln

mitglied des aufsichtsrats bhw holding ag, hameln

mitglied des aufsichtsrats Pb firmenkunden ag, bonn

mitglied des aufsichtsrats Postbank filialvertrieb ag, bonn 

mitglied des Verwaltungsrats bundesanstalt für Post und 
telekommunikation Deutsche 
bundespost, bonn

mitglied des Verwaltungsrats
(seit 1. Januar 2013)

Deutsche Postbank international 
s.a., luxemburg

im laufe des Jahres aufgegebene mandate

stv. Vorsitzender des beirats  
(bis 31. Dezember 2012)

Postbank support gmbh, köln 

hanns-Peter storr

funktion Gesellschaft

mitglied des aufsichtsrats  
(seit 1. Januar 2013)

bhw bausparkasse aktien- 
gesellschaft, hameln

mitglied des aufsichtsrats  
(seit 1. Januar 2013)

bhw holding ag, hameln 

mitglied des aufsichtsrats norisbank gmbh, berlin
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Der aufsichtsrat der Postbank setzt sich wie folgt zusammen:

1. aufsichtsratsmitglieder der anteilseigner

rainer neske 
mitglied des Vorstands Deutsche bank ag,  
bad soden (Vorsitzender)

Dr. hugo bänziger 
mitglied des Vorstands  
Deutsche bank ag, london  
(bis 31. mai 2012) bis 30. april 2012

wilfried boysen 
kaufmann, hamburg

Prof. Dr. edgar ernst 
Präsident Deutsche Prüfstelle  
für rechnungslegung DPr e.V., bonn

stefanie heberling 
Deutsche bank Privat- und geschäftskunden ag,  
mitglied der geschäftsleitung Privatkunden  
Deutschland-regionsexco west, wuppertal

Dr. tessen von heydebreck 
ehem. mitglied des Vorstands Deutsche bank ag  
und derzeit Vorsitzender des Vorstands  
Deutsche bank stiftung, berlin

Dr. Peter hoch 
Privatier, münchen

Prof. Dr. ralf krüger 
unternehmensberater, kronberg bis 5. Juni 2012

Dr. christian ricken 
mitglied des group executive commitee,  
chief operating officer Pbc,  
Deutsche bank ag, bad homburg v. d. höhe seit 5. Juni 2012

lawrence a. rosen 
mitglied des Vorstands Deutsche Post ag, bonn

christian sewing  
chief credit officer Deutsche bank gruppe,  
osnabrück  seit 9. mai 2012

werner steinmüller 
mitglied group executive committee,  
head of global transaction banking  
Deutsche bank ag, Dreieich

2. aufsichtsratsmitglieder der arbeitnehmer

frank bsirske 
gewerkschaftssekretär, Vorsitzender  
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), berlin  
(stv. Vorsitzender)

wilfried anhäuser 
betriebsratsmitglied Postbank filialvertrieb ag,  
kerpen  
(bis 11. Dezember 2012)  bis 5. Juni 2012

marietta auer 
abteilungsleiterin Deutsche Postbank ag, zentrale,  
unterhaching (bis 30. Juni 2012)  bis 5. Juni 2012

rolf bauermeister 
bundesfachgruppenleiter Postdienste 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)  
bundesverwaltung, berlin

susanne bleidt 
mitglied des gesamtbetriebsrats  
Postbank filialvertrieb ag, bell  seit 5. Juni 2012

annette harms 
stv. Vorsitzende des betriebsrats  
Deutsche Postbank ag, hamburg  bis 5. Juni 2012

timo heider 
Vorsitzender des gesamtbetriebsrats  
bhw bausparkasse aktiengesellschaft und  
Postbank finanzberatung ag, hameln

elmar kallfelz 
Vorsitzender des europäischen betriebsrats  
Deutsche Post ag, wachtberg  bis 5. Juni 2012

hans-Jürgen kummetat 
beamter, köln  seit 5. Juni 2012

bernd rose 
Vorsitzender gesamtbetriebsrat  
Postbank filialvertrieb ag/Postbank filial gmbh, 
menden (sauerland)  seit 5. Juni 2012

eric stadler 
Vorsitzender des betriebsrats betriebs-center  
für banken ag, markt schwaben

gerd tausendfreund 
gewerkschaftssekretär Vereinte  
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), nidderau

renate treis 
stv. Vorsitzende des gesamtbetriebsrats  
Deutsche Postbank ag, brühl

wolfgang zimny, 
bankjurist, abteilungsleiter  
Deutsche Postbank ag, zentrale, bornheim  seit 5. Juni 2012
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mandate der aufsichtsratsmitglieder der Postbank zum  
31. Dezember 2012 in aufsichtsräten oder anderen  
kontrollgremien:

aufsichtsratsmitglieder der anteilseigner

rainer neske Vorsitzender des  
aufsichtsrats

funktion Gesellschaft

Vorsitzender des aufsichtsrats  
 

Deutsche bank Privat- und 
geschäftskunden ag,  
frankfurt am main

 
 

Dr. hugo bänziger mitglied des aufsichtsrats 
bis 30. april 2012

funktion Gesellschaft

Vorsitzender des aufsichtsrats   
(bis 31. märz 2012) 

Dws investment gmbh,  
frankfurt am main

Vorsitzender des Verwaltungsrats 
(bis 31. märz 2012) 

Deutsche bank luxembourg s.a., 
luxemburg

mitglied des aufsichtsrats  
(bis 1. september 2012)

eureX clearing ag,  
frankfurt am main

mitglied des aufsichtsrats  
(bis 1. september 2012)

eureX frankfurt ag,  
frankfurt am main

mitglied des Verwaltungsrats  
(bis 1. september 2012)

eureX zürich ag, zürich 

mitglied des board of Directors  
(bis 31. märz 2012) 

Deutsche bank trust company 
americas, new York

mitglied des board of Directors  
(bis 31. märz 2012) 

Deutsche bank trust corporation, 
new York

 

Wilfried boysen

funktion Gesellschaft

Vorsitzender des aufsichtsrats  hanse marine-Versicherung ag, 
hamburg

mitglied des aufsichtsrats asklePios kliniken hamburg 
gmbh, hamburg

 

Prof. Dr. edgar ernst

funktion Gesellschaft

mitglied des aufsichtsrats gildemeister ag, bielefeld

mitglied des aufsichtsrats Österreichische Post ag, wien

mitglied des aufsichtsrats tui ag, berlin und hannover

mitglied des aufsichtsrats  
(seit 23. Januar 2012)

wincor nixdorf ag, Paderborn 

 

Dr. tessen von heydebreck

funktion Gesellschaft

mitglied des aufsichtsrats  Dussmann Verwaltungs ag, 
frankfurt am main

mitglied des aufsichtsrats Vattenfall europe ag, berlin

Dr. Peter hoch

funktion Gesellschaft

mitglied des aufsichtsrats bhw holding ag, hameln

mitglied des aufsichtsrats bhw bausparkasse  
aktiengesellschaft, hameln

Prof. Dr. ralf krüger mitglied des aufsichtsrats 
bis 5. Juni 2012

funktion Gesellschaft

Vorsitzender des aufsichtsrats Diamos ag, sulzbach

mitglied des aufsichtsrats Verianos ag, frankfurt am main 

mitglied des beirats  corPus sireo holding gmbh & 
co. kg, köln

Dr. christian ricken mitglied des aufsichtsrats 
seit 5. Juni 2012

funktion Gesellschaft

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats  norisbank gmbh, berlin

mitglied des aufsichtsrats Deutsche bank Pbc sa, warschau

mitglied des aufsichtsrats  
(seit 1. oktober 2012)

Deutsche bank Privat- und 
geschäftskunden ag,  
frankfurt am main

mitglied des board of Directors huaXia bank co., ltd., beijing

christian sewing mitglied des aufsichtsrats 
seit 9. mai 2012

funktion Gesellschaft

stv. Vorsitzender des Vorstands  
 

frankfurter institut für risiko- 
management und regulierung 
(firm), frankfurt am main

mitglied des aufsichtsrats bhf-bank aktiengesellschaft, 
frankfurt am main

Werner steinmüller

funktion Gesellschaft

Vorsitzender des aufsichtsrats 
 

Deutsche bank nederland n.V., 
amsterdam

mitglied des Verwaltungsrats Deutsche bank luxembourg s.a., 
luxemburg

mitglied des beirats true sale international gmbh, 
frankfurt am main
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aufsichtsratsmitglieder der arbeitnehmer

 

frank bsirske stv. Vorsitzender des  
aufsichtsrats

funktion Gesellschaft

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats Deutsche lufthansa ag, köln

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats rwe ag, essen

mitglied des aufsichtsrats ibm central holding gmbh, 
ehningen

mitglied des Verwaltungsrats kreditanstalt für wiederaufbau, 
frankfurt am main

 
 

Wilfried anhäuser mitglied des aufsichtsrats 
bis 5. Juni 2012

funktion Gesellschaft

mitglied des aufsichtsrats  
(bis 11. Dezember 2012)

Postbank filialvertrieb ag, bonn

rolf bauermeister

funktion Gesellschaft

mitglied des aufsichtsrats Deutsche Post ag, bonn

susanne bleidt mitglied des aufsichtsrats 
seit 5. Juni 2012

funktion Gesellschaft

mitglied des aufsichtsrats Postbank filialvertrieb ag, bonn

mitglied der mitglieder- 
versammlung

erholungswerk Post, Postbank, 
telekom e.V., stuttgart

timo heider

funktion Gesellschaft

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats bhw bausparkasse  
aktiengesellschaft, hameln

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats 
(seit 14. februar 2012)

bhw holding ag, hameln

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats Pensionskasse der bhw 
bausparkasse VVag, hameln

 

bernd rose mitglied des aufsichtsrats 
seit 5. Juni 2012

funktion Gesellschaft

stv. Vorsitzender des aufsichtsrats ver.di Vermögensverwaltungs-
gesellschaft mbh, berlin

mitglied des aufsichtsrats Postbank filialvertrieb ag, bonn

Gerd tausendfreund

funktion Gesellschaft

mitglied des aufsichtsrats  
(bis 8. Juni 2012)

bhw bausparkasse  
aktiengesellschaft, hameln

mitglied des aufsichtsrats betriebs-center für banken ag, 
frankfurt am main

renate treis

funktion Gesellschaft

mitglied der mitglieder- 
versammlung

erholungswerk Post, Postbank, 
telekom e.V., stuttgart

Versicherung des Vorstands
wir versichern nach bestem wissen, dass gemäß den anzu-
wendenden rechnungslegungsgrundsätzen der Jahresab-
schluss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
bild der Vermögens-, finanz- und ertragslage der Deutschen 
Postbank ag vermittelt und im lagebericht der geschäfts-
verlauf einschließlich des geschäftsergebnisses und die lage  
des unternehmens so dargestellt sind, dass ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes bild vermittelt wird, 
sowie die wesentlichen chancen und risiken der voraussicht-
lichen entwicklung des unternehmens beschrieben sind.

bonn, den 19. februar 2013
Deutsche Postbank aktiengesellschaft

Der Vorstand

frank strauß

marc heß hans-Peter schmid

ralf stemmer hanns-Peter storr
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anhang    bestätigungsVermerk

bestätiGunGsVermerk

bestätigungsvermerk des abschlussprüfers
wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus bilanz,  
gewinn- und Verlustrechnung sowie anhang – unter  
einbeziehung der buchführung und den lagebericht der 
Deutsche Postbank ag, bonn, für das geschäftsjahr vom  
1. Januar bis 31. Dezember 2012 geprüft. Die buchführung 
und die aufstellung von Jahresabschluss und lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und 
den ergänzenden bestimmungen der satzung liegen in der 
Verantwortung des Vorstands der gesellschaft. unsere auf-
gabe ist es, auf der grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine beurteilung über den Jahresabschluss unter 
einbeziehung der buchführung und über den lagebericht 
abzugeben.

wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 hgb 
unter beachtung der vom institut der wirtschaftsprüfer (iDw) 
festgestellten deutschen grundsätze ordnungsmäßiger  
abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung  
so zu planen und durchzuführen, dass unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahres-
abschluss unter beachtung der grundsätze ordnungsmäßi-
ger buchführung und durch den lagebericht vermittelten 
bildes der Vermögens-, finanz- und ertragslage wesentlich 
auswirken, mit hinreichender sicherheit erkannt werden.  
bei der festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
kenntnisse über die geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche umfeld der gesellschaft sowie 
die erwartungen über mögliche fehler berücksichtigt. im 
rahmen der Prüfung werden die wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen kontrollsystems sowie 
nachweise für die angaben in buchführung, Jahresabschluss 
und lagebericht überwiegend auf der basis von stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die beurteilung der ange-
wandten bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
einschätzungen des Vorstands sowie die würdigung der  
gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des lage-
berichts. wir sind der auffassung, dass unsere Prüfung eine 
hinreichend sichere grundlage für unsere beurteilung bildet.

unsere Prüfung hat zu keinen einwendungen geführt.

nach unserer beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden bestim-
mungen der satzung und vermittelt unter beachtung der 
grundsätze ordnungsmäßiger buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes bild der Vermögens-, 
finanz- und ertragslage der gesellschaft. Der lagebericht 
steht in einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge-
samt ein zutreffendes bild von der lage der gesellschaft und 
stellt die chancen und risiken der zukünftigen entwicklung 
zutreffend dar.

Düsseldorf, den 20. februar 2013
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Dieser bericht enthält zukunftsgerichtete aussagen, die sich auf die gesamtwirtschaftliche entwicklung (insbesondere die entwicklung 
der geld- und kapitalmarktzinsen), das geschäft und die Vermögens-, finanz- und ertragslage der Deutschen Postbank ag beziehen. 
zukunftsgerichtete aussagen sind keine aussagen, die tatsachen der Vergangenheit beschreiben, und werden mitunter durch die Verwen-
dung der begriffe „glauben“, „erwarten“, „vorhersagen“, „planen“, „schätzen“, „bestreben“, „voraussehen“, „annehmen“ und ähnliche 
formulierungen kenntlich gemacht. zukunftsgerichtete aussagen beruhen auf den gegenwärtigen Plänen, schätzungen, Prognosen  
und erwartungen der gesellschaft und unterliegen daher risiken und unsicherheitsfaktoren, die dazu führen können, dass die tatsächlich 
erreichte entwicklung oder die erzielten erträge oder leistungen wesentlich von der entwicklung, den erträgen oder den leistungen 
abweichen, die in den zukunftsgerichteten aussagen ausdrücklich oder implizit angenommen werden.

Die leser dieses berichts werden ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sie kein unangemessenes Vertrauen in diese zukunfts gerichteten 
aussagen setzen sollten, die nur zum Datum dieses geschäftsberichts gültigkeit haben. Die Deutsche Postbank ag beabsichtigt nicht und 
übernimmt keine Verpflichtung, die zukunftsgerichteten aussagen zu aktualisieren.
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